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            	Vieles, was der Politik-Aktivist Arne Semsrott in seinem Bestseller »Machtübernahme« als düsteres Szenario einer autoritären Wende beschrieben hat, ist bereits bittere Realität – und das ganz ohne AfD-Regierungsbeteiligung. Unter der Union/SPD-Koalition erleben wir ein hartes Grenzregime, die Herabwürdigung finanziell benachteiligter Menschen, Angriffe auf die demokratische Zivilgesellschaft, ein Ende des Klimaschutzes und eine Politik der Angst. In seinem neuen Buch skizziert Semsrott Auswege aus der kollektiven Schockstarre. Er macht deutlich, warum wir dem schleichenden Abbau von Grundrechten nicht tatenlos zusehen dürfen und welche ungeahnten Potenziale in zivilgesellschaftlicher Krisenhilfe, kluger Organisierung und solidarischen Netzwerken stecken. Mit seinen pragmatischen wie kreativen Ansätzen liefert Semsrott den entscheidenden strategischen Fahrplan für alle, die unsere Demokratie nicht nur verteidigen, sondern aktiv und mutig neu beleben wollen.
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               VORWORT

               Brüche

            Wir haben verloren. Und auf gewisse Art ist das eine gute Nachricht. Denn jetzt können wir so handeln, als hätten wir nichts mehr zu verlieren.
Innerhalb kürzester Zeit sind in den vergangenen Jahren lange geglaubte Gewissheiten geplatzt. Frieden, ein stabiles Klima und Demokratie sind nicht mehr selbstverständlich.
Und es zeigt sich: Viel gefährlicher als eine AfD in der Opposition sind aktuell Regierungsparteien, die AfD-Forderungen umsetzen. Ob menschenfeindliche Abschiebungen zu Terror-Regimen wie den Taliban, europarechtswidrige Zurückweisungen an den deutschen Grenzen, eine rückwärtsgewandte Wirtschaftspolitik oder der fossile Klima-Rollback in der Bundesregierung – die Rechtsextremisten können genüsslich zuschauen, wie ihre Agenda die Bundespolitik bestimmt. Nicht nur Deutschland, auch andere Staaten befinden sich in einer Phase der autoritären Wende.1
Alle Versuche, den Parteien der Mitte deutlich zu machen, dass eine Annäherung an Rechtsextreme nur Rechtsextremen nützt, scheinen wirkungslos. Unzählige wissenschaftliche Studien und Beispiele aus dem In- und Ausland belegen, dass gegen die extreme Rechte nur eine klare Kante hilft.2 Sie zu kopieren, spielt ihr nur in die Hände. Werden extrem rechte Positionen von etablierten Parteien übernommen, ist der Widerstand gegen sie deutlich geringer, als wenn sie von rechtsaußen kommen.3
Selbst interne Strategiepapiere der Rechtsextremisten benennen den wirksamsten Hebel gegen sie klar: ein Parteienverbot.4 Doch scheinen in diesem Zusammenhang insbesondere Union und SPD beratungsresistent zu sein.
Stattdessen wird die Brandmauer infrage gestellt. Die AfD ist mit Abstand der größte Referenzpunkt für andere Parteien. Sie arbeiten sich an ihr ab, anstatt eigene Themen zu setzen. Auf keine andere Partei wird von ihren Konkurrenten häufiger Bezug genommen.5 Die setzen die Themen, alle anderen verhalten sich dazu. Das führt unweigerlich zu einer Verschiebung nach rechts.6
Und auch die zunehmend verzweifelten Appelle aus der Zivilgesellschaft, große Medien davon abzuhalten, ihre Sendezeit in kuschligen Sommerinterviews an die Rechtsextremen zu verschwenden, scheinen zum Scheitern verurteilt. Die Partei wird sogar vom Verfassungsschutz als rechtsextrem eingestuft? Millionen Menschen demonstrieren gegen Rechtsextremismus? Wir befragen dazu nicht Betroffene von Gewalt oder Demokratie-Aktivist*innen, sondern die AfD selbst, weiter im Programm.
All das zeigt: Es ist nicht unzureichendes Wissen, an dem die Demokratie scheitert. Es ist schlicht und einfach der fehlende Willen, sich den Rechtsextremisten in den Weg zu stellen. Und ein Mangel an Visionen.
Deswegen müssen wir umsteuern: Nicht mehr nur reagieren, sondern agieren. Von der Defensive in die Offensive. Nicht mehr bitten und betteln, sondern eigene Konzepte entwickeln und Druck aufbauen. Klare Forderungen aufstellen. Die eigene Bubble stärken und zum Referenzpunkt machen. Nicht die Sorgen und Ängste von Tätern in den Mittelpunkt stellen, sondern die Sorgen und Ängste von Betroffenen. Alternativen aufzeigen und die Gesellschaft dazu bringen, sich mit einer progressiven Agenda zu beschäftigen. Die Mitte aus ihrem sehnsuchtsvollen Blick nach rechts lösen und mit anderen Realitäten konfrontieren. Statt Angst vor Veränderung Lust auf Veränderung machen. Statt Ohnmacht eine Gegenmacht etablieren.
In diesem Buch geht es genau darum: wie wir diese Gegenmacht aufbauen. Zentral dafür ist, dass wir ein solches Szenario selbst für möglich halten. Denn nur, was wir uns vorstellen können, können wir in die Tat umsetzen.
Um zu zeigen, wie das funktionieren kann, beleuchte ich in den folgenden Kapiteln konkrete Hebel für eine wirksame Macht der Vielen. Es geht um strukturelle Werkzeuge wie strategische Rechtskämpfe, Organizing, Volksentscheide, solidarische Sorgearbeit, eine gerechte Verwaltung und die Demokratisierung der Wirtschaft. Es geht aber auch um Vertrauen, neue Räume, um Begeisterungsfähigkeit, Glück und Humor.
Wir müssen das Rad nicht neu erfinden. Dieses Buch fußt auf jahrzehntelanger zivilgesellschaftlicher Arbeit und mehr als 60 Interviews mit Akteur*innen aus der Praxis. Wir schauen auf Strukturen, die tatsächlich funktionieren und die nötig sind, um gemeinsam zu kämpfen. Jedes Themenkapitel liefert konkrete Mittel für Veränderungen, stellt die Wirkungsweise unterschiedlicher Bewegungen vor und bietet Handwerkszeug und Ansatzpunkte für die Gegenoffensive.
Denn die demokratisch engagierte Zivilgesellschaft ist hierzulande enorm schlagkräftig. Das hat sie im vergangenen Jahrzehnt immer wieder bewiesen. Es verläuft eine klare Linie vom Sommer der Migration 2015 zu den unteilbar-Demonstrationen und der Klimagerechtigkeitsbewegung, über Black Lives Matter und Christopher Street Days bis zu den Demokratie-Protesten.
Für die Gegenmacht gibt es alleine in Deutschland unzählige erfolgreiche und mitreißende Beispiele. Wir müssen diese Bewegungen nur aufgreifen, sichtbar machen, stärken und uns verbinden. 

               1. DEMOKRATIE UND MACHT

               Die Herrschaft der Mehrheiten

            Als im Februar 2025 die Neuigkeit die Runde machte, dass die Unionsfraktion missliebigen Nichtregierungsorganisationen an den Kragen wollte, entfachte das bei uns im FragDenStaat-Team große Hektik. Kurz vor der Bundestagswahl wollten CDU und CSU mit 551 Fragen an die Bundesregierung herausfinden, ob Organisationen wie die Omas gegen Rechts den Staat unterwandert hatten. Mit verschwörungsideologischem Ton unterstellten sie Demokratie-Initiativen, die zuvor gegen die Annäherung der Union an Rechtsextremisten protestiert hatten, »Schattenstrukturen« zu unterhalten.
Bei FragDenStaat riefen wir deswegen sofort eine Krisensitzung ein. Wir mussten schnell beraten: Wie konnte es dazu kommen, dass wir nicht auf der NGO-Liste der Union gelandet waren? Was hatten wir falsch gemacht, sodass wir nicht ins Visier der radikalisierten Konservativen gelangt waren? Konnten wir die Union noch bitten, nachträglich in die Anfrage aufgenommen zu werden?
Dass eine kleine Anfrage dieser Art kommen würde, war an sich nicht überraschend. In meinem ersten Buch »Machtübernahme« habe ich ein solches Szenario recht konkret beschrieben. Mit einem Unterschied: Ich dachte, sie würde von der AfD gestellt werden, nicht von CDU und CSU.
Was für mich tatsächlich überraschend ist: Wie schnell die autoritäre Wende voranschreitet. Die Angriffe auf die demokratische Zivilgesellschaft haben seit 2025 nachweislich zugenommen – zumal die Faschisierung der USA unter Donald Trump auch auf Deutschland und die gesamte EU ausstrahlt.7 Nur ein Jahr nach der größten Demokratie-Protestwelle in der Geschichte der Bundesrepublik stimmte die Union 2025 im Bundestag das erste Mal gemeinsam mit der AfD ab. Im EU-Parlament haben die Unionsabgeordneten inzwischen eine Zusammenarbeit mit Rechtsextremisten etabliert. Rechte Scharfmacher in CDU und CSU setzen sich durch.8
Das ist ein Alarmsignal. Jetzt ist der Moment, um unsere Strategie zur Erhaltung der Demokratie der veränderten Realität anzupassen. Es reicht nicht mehr, den Status quo zu halten und aus Angst vor einer noch schlechteren Koalition eine schlechte Koalition zu verteidigen. Wir müssen aus der Verteidigung in die Vorwärtsverteidigung und dann in die Offensive kommen. Wenn mit der Merz-Union die Demokratie nicht zu verteidigen ist, dann müssen wir es ohne ihre Einbindung tun. Dafür braucht es neue Bündnisse der Demokratiefreunde.
Um zu verstehen, warum wir in der gegenwärtigen Situation sind, ist es wichtig, das Vorgehen von autoritären Akteuren zu analysieren. Zugleich bleiben Aktionen gegen Rechtsextremismus essenziell. Die Ablehnung von Menschenfeindlichkeit und die Entnormalisierung von Rassismus muss jeden Tag erneuert werden. Sowohl durch die Prüfung eines AfD-Verbots als auch durch Blockadeaktionen wie widersetzen, durch Recherche, Aufklärung, Widerstand gegen die autoritäre Wende auf der Straße, am Arbeitsplatz, in der Verwaltung und der gesamten Zivilgesellschaft. Darauf darf es sich aber nicht begrenzen.
Vor allem müssen wir uns überlegen, wie wir aus dem Schlamassel wieder herauskommen. Dafür gucken wir uns an, wo es schon Strukturen gibt, die funktionieren, welche Ansatzpunkte wir erkennen können und wie wir Ressourcen, Energie und Aufmerksamkeit umverteilen müssen, um eine handlungsfähige Gegenmacht zu bilden.
Nun wird man möglicherweise sagen: Eine progressive Wende in Deutschland erscheint unwahrscheinlich, vor allem mit Blick auf den internationalen Trend. Aber ist sie unrealistisch? Auf keinen Fall! Denn überall in Deutschland gibt es »demokratische Kerne« (David Begrich), Infrastrukturen der Demokratie, engagierte, enthusiastische und solidarische Menschen. Die größten Proteste in der Geschichte der Bundesrepublik, die Demokratie-Proteste 2024, mögen auf Ebene der Bundespolitik ohne Konsequenzen geblieben sein. Das ist aber nur die eine Hälfte der Geschichte. Auf Ebene der Zivilgesellschaft haben die Proteste Berge bewegt. Zehntausende Menschen wurden durch die Proteste politisch aktiviert, bleiben nachhaltig engagiert, haben Vertrauen zueinander geknüpft und Netzwerke gebildet. Diese Demonstrationen haben die Demokratie stabilisiert.
Das habe ich auch im Zuge meiner Arbeit an meinem ersten Buch erlebt. Davon inspiriert, haben sich unter anderem ein Demokratie-Verein gegründet und eine Techno-Veranstaltungsreihe. Viele Lesekreise und Strategierunden in verschiedenen Organisationen sind entstanden, Konferenzen und Theaterstücke. Dutzende Beamte haben mich kontaktiert, um Rat für die Gründung von Widerstandsnetzwerken in der Verwaltung zu bekommen. Daraus sind Kontakte entstanden, die wiederum zur Aufdeckung von Skandalen geführt haben.
Das Potenzial für eine Gegenmacht ist da. Es ist möglich, machtkritisch gesellschaftliche Macht aufzubauen. Nicht als Herrschaft über andere, sondern als die Fähigkeit, gemeinsam selbstbestimmt, frei und gerecht zu handeln. Ob wir mehr sind, ist nicht entscheidend. Wir sind viele. Und wir sind vielfältig – keine einheitliche Klasse oder ein »Volk«, sondern eine Multitude, eine Gemeinschaft, die sich darüber definiert, dass sie sich gemeinsam engagiert.

               
                  Die Mär von der Mehrheit

               
               Denn was soll das auch sein, die Mehrheit? Wie wird sie festgestellt? Durch Wahlen alle vier Jahre, durch Umfragen jeden Tag?

               Schauen wir uns einmal Bundestagswahlen an. Bei der letzten Wahl im Februar 2025 lebten in Deutschland rund 84 Millionen Menschen. 10 Millionen Volljährige von ihnen durften nicht wählen, weil sie keinen deutschen Pass haben. Weitere 14 Millionen waren noch nicht volljährig und durften deswegen nicht mitbestimmen. Das bedeutet: Ein Drittel der Bevölkerung durfte überhaupt nicht mitwählen.

               Von den rund 60 Millionen Wahlberechtigten9 gingen außerdem über 10 Millionen Menschen nicht zur Wahlurne. Die Stimme von weiteren 7 Millionen Menschen hatte keinen Effekt, weil ihre Parteien an der 5-Prozent-Hürde scheiterten. Bleiben gerade einmal 43 Millionen von 84 Millionen Menschen, die die Zusammensetzung des Bundestags am Wahltag bestimmten – nur 51 Prozent der Bevölkerung!

               Rechnet man dann die Stimmen der Regierungsfraktionen auf die Zahl der Menschen um, die in Deutschland leben, konnte die schwarz-rote Koalition von Friedrich Merz am Wahltag gerade einmal die Stimmen von 27 Prozent der Gesamtbevölkerung auf sich vereinigen. Die Koalition hat weder die absolute Mehrheit der Stimmen der Wahlberechtigten noch die absolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen.1 Sie hat lediglich die Mehrheit der Sitze im Bundestag. Das bedeutet: Die Regierung hat eine Mehrheit. Sie hat nicht die Mehrheit.

               Das ist gar nicht so ungewöhnlich. Nur zwei von fünfundzwanzig Regierungskoalitionen in der Geschichte der Bundesrepublik konnten die absolute Mehrheit der Wahlberechtigten in Deutschland hinter sich versammeln, die Großen Koalitionen in den Jahren 1966 und 2005. Wobei sogar das noch ungewiss ist, denn natürlich wählte die Bevölkerung Parteien und Abgeordnete, keine Koalitionen. Wer weiß, wie Wahlergebnisse aussehen würden, wenn Regierungskoalitionen zur Wahl stünden.

               Auf Landesebene ist das ähnlich. Eine herausstechende Ausnahme ist die Wahl zum Berliner Abgeordnetenhaus im Jahr 1958. Da schafften es nur die SPD unter Willy Brandt und die CDU über die 5-Prozent-Hürde (und das bei einer Wahlbeteiligung von 92 Prozent!). Die beiden Parteien gingen angesichts der Berlin-Krise eine Koalition ein, im Landesparlament saßen fortan nur Regierungsfraktionen, keine Opposition.

               Die jetzige Bundesregierung ist davon sehr weit entfernt. Sie steht auf einer brüchigen Stimmenbasis. Das gilt erst recht für ihre politischen Maßnahmen. Die Regierung findet für ihre Anliegen regelmäßig eine Mehrheit im Bundestag, aber damit nicht automatisch Mehrheiten in der Bevölkerung für jedes Gesetz oder jede Personalentscheidung. Das ist auch kaum möglich – nur wenige Menschen haben geschlossene Weltbilder, Parteien agieren oft nicht nachvollziehbar und machen Kompromisse, eine allumfassende Zustimmung für das Regierungsprogramm ist quasi unerreichbar.

               So ist das Wesen einer repräsentativen Demokratie: Abgesehen von den Bundestagswahlen gibt es auf Bundesebene für die Bevölkerung kaum formale Möglichkeiten, eine einmal gewählte Regierung in die Schranken zu weisen. Weder kann ein Minister für seine Maskendeals per Petition zum Rücktritt gezwungen werden, noch kann ein Gesetz auf Bundesebene per Volksentscheid zur Abstimmung gebracht werden. Für die Entscheidungen von Regierungen bringt das erhebliche Legitimationsprobleme mit sich, über die seit vielen Jahren stark öffentlich gestritten wird. Es gäbe recht simple Lösungen dafür: Volksentscheide und Bürgerräte könnten abseits von Wahlen demokratische Mitbestimmungsrechte garantieren und damit die Macht der Parteien im Bundestag verringern – diese sind davon aber naturgemäß keine großen Fans.

               Im Versuch, ihren Rückhalt abseits von Wahlen zu legitimieren, bezieht sich die Regierung stattdessen immer stärker auf Meinungsumfragen. Diese gaukeln eine Entscheidungsmacht der Bevölkerung vor, die real gar nicht existiert. Befragte können ein Umfrageergebnis politisch nicht durchsetzen – Umfragen dienen politischen Akteuren oft lediglich zur Legitimation ihrer Vorhaben. Zudem sind Mehrheiten nicht fest. Sie sind formbar und müssen ausdiskutiert werden. Von guten Argumenten und Erzählungen können Menschen überzeugt werden.

               Hier vermischen sich zwei Probleme: Die methodische Verzerrung und die politische Instrumentalisierung. Zum einen bestimmen die Auftraggeber das Framing: Man bekommt nur Antworten auf die Fragen, die man stellt. Jede Person kann bei angesehenen Meinungsforschungs-Instituten Umfragen in Auftrag geben. Das kostet in der Regel pro Auftrag und Frage rund 2000 Euro. Zum anderen wird angenommen, dass Befragte sich nicht nur mit der abgefragten Materie auskennen und sie rational bewerten, sondern sich auch dafür interessieren. Eigentlich müsste einer Umfrage auch immer die Frage vorgeschaltet werden, ob den Personen das Thema wichtig ist und ob sie genau wissen, worum es geht. Wenn wir ehrlich sind, bräuchte es in Telefonumfragen auch die Antwortmöglichkeiten »Mir ist langweilig«, »Ich habe schlecht geschlafen und bin hungrig«, »Meinetwegen«, »Ich verstehe die Frage nicht«, »Ich habe einen Impuls dazu, kenne mich aber nicht aus«, »Es ist mir egal, aber ich will nicht blöd dastehen«, »Ich hatte einen langen Tag und will eigentlich nicht telefonieren« und »ich traue mich nicht, das Gespräch zu beenden, deswegen antworte ich irgendwas«.

               Fakt ist: Menschen geben unterschiedliche Antworten, je nachdem, wie eine Frage eingerahmt wird (Priming) und in welcher Reihenfolge Fragen gestellt werden (Reihenfolgeeffekt). Man erhält beispielsweise unterschiedliche Zustimmungswerte auf die Frage, ob mehr Menschen abgeschoben werden sollten, je nachdem, ob in einer vorigen Frage Bezug auf Gastfreundschaft oder Kriminalität gelegt wird. Der Kontext der Erwähnung aktiviert unterschiedliche Bilder im Kopf und beeinflusst so die Bewertung.

               Im September 2025 haben ganze 86 Prozent der von infratest dimap befragten Personen angegeben, sie würden die Einführung härterer Bürgergeld-Sanktionen bei mehrfach abgelehnten Angeboten oder grundlos versäumten Terminen befürworten. Das wirkt wie eine enorme Unterstützung der Regierungspolitik. Aber wie hätte das Ergebnis ausgesehen, wenn man die Antwort hätte auswählen können, dass die existierenden Bürgergeld-Sanktionen als ausreichend oder als zu hart empfunden werden? Wenn infratest gefragt hätte, ob Befragte härtere Bürgergeld-Sanktionen oder stattdessen lieber eine Vermögenssteuer hätten?10

               In der Nachwahlbefragung zur Bundestagswahl 2025 stimmten 55 Prozent der befragten SPD-Wähler*innen der Aussage zu: »Die SPD kümmert sich mehr um Bürgergeldempfänger als um Leute, die hart arbeiten und wenig Geld verdienen.« Das machte Eindruck auf die Parteispitze. Die Ergebnisse der Umfrage trugen stark dazu bei, dass die SPD nach der Wahl das Bürgergeld abschaffte und durch die viel härtere Grundsicherung ersetzte. Welcher Aussage die Wähler aber gar nicht zustimmen konnten, weil sie nicht gefragt wurde, war diese: »Die SPD kümmert sich mehr um Millionäre als um Leute, die hart arbeiten und wenig Geld verdienen.« Wer weiß, wie die Antwort darauf gewesen wäre und welche politischen Maßnahmen daraus abgeleitet worden wären.

               Noch ein Beispiel: Regelmäßig werden Menschen von den Meinungsforschungs-Instituten gefragt, ob sie glauben, dass die Einleitung eines AfD-Verbotsverfahrens die AfD stärken würde. Wohlgemerkt: Ihre Vermutung über das Verhalten der Rest-Bevölkerung wird abgefragt, nicht ihre eigene Haltung. Aber woher sollen die Leute denn wissen, wie 80 Millionen Leute in der Mehrheit ticken? Klar, jeder hat eine Vermutung dazu. Aber es wäre doch Aufgabe der Wissenschaft und eben der Meinungsforschung, also der Demoskopie, die Frage zu beantworten. Und nicht, Vermutungen von Leuten auf der Straße als Antwort auf wissenschaftliche Fragestellungen zu verkaufen. Wenn dann 80 Prozent der Leute sagen, ein AfD-Verbotsverfahren würde bestimmt dazu führen, dass die AfD gestärkt werde – obwohl gar nicht 80 Prozent der Leute selbst die AfD dann besser finden –, bestätigt die Umfrage nur Vorurteile innerhalb der Gesellschaft. Das ist Umfragenpopulismus.

               Die größte Macht haben also diejenigen, die bestimmen, was gefragt wird. Regierungen und politische Akteure können selbst entscheiden, ob ihnen ein Umfrageergebnis in den Kram passt. Passen die Daten, werden sie prominent präsentiert, um den Anschein eines gesellschaftlichen Konsenses zu erzeugen. Passen sie nicht, verschwinden sie in der Schublade. Die Mehrheiten für eine Vermögenssteuer (sogar die Mehrheit der Unions-Anhänger ist dafür!), für ein Tempolimit (sogar die Mehrheit der Unions-Anhänger ist dafür!) und für die Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen (sogar die Mehrheit der Unions-Anhänger ist dafür!) werden von der Regierung kaum zitiert.11

               Zudem verstärken Umfragen mediale Zyklen: Sie bespielen Themen, die ohnehin im Fokus stehen, und beeinflussen so die öffentliche Meinung aktiv, statt sie nur abzubilden. Für Umfragen im Auftrag des Journalismus muss aber das Gleiche gelten wie für den Journalismus selbst: Sie sind nicht dafür da, einfach nur von Politikern losgetretene Debatten diffus abzubilden. Das können auch PR-Abteilungen. Sie haben die Verantwortung, stattdessen Streitfragen in einem Gesamtkontext einzuordnen und Narrative kritisch zu hinterfragen.

               Dabei ist der Vorwurf der Parteilichkeit so alt wie die Demoskopie selbst und ist es kein Geheimnis, dass bestimmte Umfrageinstitute enge Verbindungen zu politischen Akteuren pflegen. Dem Allensbach-Umfrageinstitut wird seit Jahrzehnten nachgesagt, CDU-nah zu sein.12 Seine Gründerin Elisabeth Noelle-Neumann war in den 1940er-Jahren für das NS-Propagandaministerium von Joseph Goebbels tätig.13 Der Geschäftsführer von INSA, Hermann Binkert, war zwischenzeitlich Mitglied in der rechten »Werteunion« von Hans-Georg Maaßen und hält Vorträge bei der AfD.14 Der Forsa-Chef Manfred Güllner ist langjähriger Freund von Gerhard Schröder und warnte vor einer angeblich anstehenden »grünen Diktatur«15.

               Ohnehin wird die Idee von Mehrheiten, die Politik bestimmen, von Autoritären missbraucht. Den Mehrheitswillen zu vertreten, bedeutet in ihrem Verständnis, die Minderheit zu dominieren und den angeblichen »Volkswillen« durchzusetzen. Wir leben aber nicht in einer Mehrheitsherrschaft, sondern in einer pluralistischen Demokratie. Pluralität ist nicht Majorität. Und das bedeutet: Minderheitenrechte sind zu schützen. Auch wenn viele Menschen rassistische Politik wollen, bleibt sie falsch. Es ist nicht richtig, etwas zu tun, alleine weil eine vorgebliche Mehrheit es will. Es ist richtig, etwas zu tun, weil es richtig ist.

               Es geht also nicht um die eine Mehrheit. Es geht um positive Veränderungen im Sinne der Menschenrechte, der Gerechtigkeit, der Nachhaltigkeit. Und die erreicht man, indem man sich organisiert und gesellschaftliche Macht aufbaut. Nicht Zahlen wie Umfragewerte oder auch Follower oder Spendenhöhen sind entscheidend, sondern Veränderung. Wir wollen keine massenhafte Meinungsäußerung, wir wollen Bewegung. Mehrheitsfähigkeit ist zunächst nicht entscheidend. Entscheidend ist Begeisterungsfähigkeit.

            
               
                  Mehrheiten umverteilen

               
               Keine der großen sozialen Bewegungen der vergangenen Jahrzehnte konnte zu ihrem Beginn die Mehrheit der Bevölkerung hinter sich wähnen: Weder die Bewegung für das Frauenwahlrecht noch die Bürgerrechtsbewegung der 68er, weder die Klima- noch die Friedensbewegung konnten darauf zählen, dass die Mehrheit der Deutschen sie unterstützen würden.

               Ihnen allen ist es jedoch gelungen, ihr Anliegen in den Mittelpunkt zu rücken. Sie konnten eine im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung kleine, aber kritische Masse organisieren, die sich mit viel Elan (und mehr Elan als ihre Gegner) für Veränderung engagiert hat. Sie erzeugten einen produktiven, klar erkennbaren gesellschaftlichen Konflikt, um mehr Menschen für ihr Anliegen zu begeistern. Erfolgreiche Bewegungen formulieren ihre Ziele in Abwägung von Vision und Wirksamkeit: Ambitioniert genug, um zu begeistern, und realistisch genug, um schnell erste Erfolge zu schaffen.

               Die Bewegungen hatten zwar nicht die politische Macht, Probleme direkt zu lösen, aber sie bearbeiteten das Vorfeld: Sie erlangten die diskursive Macht, zu definieren, was Probleme sind, die zu lösen sind. Das zeigt: Man muss nicht an der Regierung beteiligt sein, um zu beeinflussen, welche Themen auf die Agenda kommen. So konnte die Klimabewegung, die stark von Fridays For Future vorangetrieben wurde, ab 2018 auch eine enorme Wirkmacht auf die deutsche Politik unter der schwarz-roten Bundesregierung erlangen, ohne direkt oder über eine bewegungsnahe Partei in der Regierung vertreten zu sein.

               Weil sie die Klimakatastrophe als zentral zu lösendes Problem etablierte, waren alle Parteien dazu gezwungen, sich dazu zu verhalten. So wurde das erste Klimaschutzgesetz nicht etwa von den Grünen, sondern von einer schwarz-roten Regierung verabschiedet (und nach einer erfolgreichen Verfassungsbeschwerde der Klimabewegung im Jahr 2021 weiter verbessert).

               Ähnlich schaffen es aktuell auch Rechtsextremisten ohne direkte Regierungsbeteiligung, Migration als das zentrale Problem schlechthin zu definieren, zu dem sich dann alle anderen Parteien positionieren. Ihre Begriffe, Programme und Ziele stehen im Mittelpunkt der politischen Auseinandersetzung. Sie bestimmen, mit welcher Rhetorik wir worüber sprechen. Etablierte Parteien geben der Macht des Agenda-Settings nach und rücken nach rechts, was wiederum die AfD legitimiert und stärkt. Die Rechtsextremisten kontrollieren damit zentrale Fragen, wie die Identität des Landes definiert wird, und alle anderen verhalten sich dazu – Identitätspolitik von rechtsaußen.

               Es gibt derzeit keine parlamentarischen Mehrheiten links von der Merz-Union? Dann sollte nicht das Ziel sein, auf Basis von Umfragen auf vorhandene Mehrheiten zuzugehen, sondern Mehrheiten links von der Union zu organisieren. Statt zu überlegen, wie die Union in Bündnisse einbezogen werden kann, müssen Mitglieder der Union vor die Frage gestellt werden, ob sie bereit sind, im Bündnis für Demokratie zu kämpfen – oder ob sie im Zweifel wieder mit Rechtsextremisten abstimmen.

               Entscheidend ist, was am Verhandlungstisch besprochen wird. Das bedeutet: Wir brauchen eine neue Identität, die universale Menschenrechte, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit in den Mittelpunkt stellt und diese selbstbewusst vertritt, statt ihren Angriffen von rechts nachzugeben.

               In dem Willen, mehrheitsfähige Politik zu machen, beauftragen etablierte Parteien und auch NGOs in Deutschland offenbar exzessiv Marktforschungsunternehmen, die die Massentauglichkeit ihrer Konzepte überprüfen sollen. Politikberater entwickeln Gutachten und Persona (»Wir machen Politik für Uwe, 65 Jahre alt, aus Bottrop. Was würde Uwe dazu sagen?«), in Zielgruppenanalysen und Fokusgruppen werden Thesen getestet, damit Spitzenpolitiker möglichst massenkompatibel werden. Aus dem kleinsten gemeinsamen Nenner wird dann oft der Schluss gezogen, dass man nicht die Inhalte, sondern die Kommunikation ändern muss, um die Wählerschaft anders anzusprechen. Politik verkommt zu einem Produkt, bei dem Demoskopen statt Betroffener die Prioritäten setzen. Statt zu fragen, was die Partei will, wird gefragt, was erfolgreich sein könnte. Dabei rückt in den Hintergrund, dass integre und authentische Politiker*innen vor allem das machen sollten, was richtig ist. Fertig gecoachte Politiker*innen machen vielleicht keine offensichtlichen Fehler und geben salbungsvolle Worte von sich. Aber Begeisterung entsteht nicht in einer Fokusgruppe, sondern dort, wo Menschen für ihre Überzeugungen einstehen. Für eine begeisterungsfähige Politik brauchen wir Menschen, die ihren eigenen Wertekompass kennen und befolgen, nicht nur Zielgruppen. Und wir müssen Konflikte suchen.

               Es geht beim Aufbau dieser gesellschaftlichen Gegenmacht darum, eigene Themen zu setzen, zentrale Probleme zu definieren und dann darum zu kämpfen, dass sie Eingang in die öffentliche Debatte finden. Dass das tatsächlich möglich ist, haben in den vergangenen Jahren zahlreiche Studien belegt. Sie zeigen, dass die Bevölkerung in Deutschland und in anderen EU-Staaten Migration zwar als generelles Problem wahrnimmt (weil Politik und Medien sie nonstop thematisieren), in ihrem persönlichen Leben für die meisten Menschen allerdings ganz andere Probleme viel wichtiger sind: Gesundheit, Soziales, Bildung, Mieten, Lebenshaltungskosten, Klima.16

               Wenn in Talkshows, Umfragen und Headlines nur von Migration geredet wird, haben viele Menschen den Eindruck, ihr persönliches Empfinden sei eine Randerscheinung und Minderheitenposition. Eine Lehrerin, die sich eigentlich Sorgen um den Sanierungsstopp ihrer Schule macht, denkt dann, nur ihr sei das gerade wichtig. Und sagt lieber nichts. Pluralistische Ignoranz nennt die Sozialpsychologie dieses Phänomen. Jeder denkt, die einzige Person mit einer bestimmten Meinung zu sein, und schweigt deshalb – was wiederum den Eindruck eines Scheinkonsenses zementiert. Um diese Illusion zu durchbrechen, braucht es viele Personen, die sagen, wie es ist: Leute, wir haben viel wichtigere Probleme. Ran an das Gesundheitssystem, ran ans Bildungssystem, ran an den sozialen Klimaschutz, ran an die Umverteilung.

               Klar, nicht alle Systeme können von einem Tag auf den anderen geändert werden. Beispielsweise transformiert ein Tempolimit auf der Autobahn nicht das gesamte Klima in Deutschland. Aber es signalisiert, dass es möglich ist, sich gegen die Autolobby und gegen Beharrungskräfte durchzusetzen. Der Status quo wird »durchlöchert«.17 Und wer sich in Deutschland gegen die Autolobby behaupten kann, schafft noch viel mehr. Es sind 1000 Schritte zum guten Leben.

            
               
                  Systeme wehren sich

               
               Welche Gesellschaft wollen wir? Um diese Frage zu beantworten, hilft ein simples Gedankenexperiment: Man stelle sich vor, in einer Fantasiewelt wären der Ist-Zustand und der Wunsch-Zustand umgekehrt. Der derzeitige Status quo sei Zukunftsmusik und Utopien seien Realität. So lässt sich schnell feststellen, wie absurd das Beharren auf dem Status quo in vielen Teilen der Gesellschaft ist.

               Ein Beispiel aus dem Verkehrsbereich: Wären E-Autos statt Verbrennern deutsche Nationalsymbole und jemand käme auf die Idee, statt ruhiger, emissionsfreier Flitzer lieber Benzin zum Antrieb von Autos zu nehmen, wie sähe der Pitch aus? Hey Leute, für meine Karre machen wir uns von Erdöl aus Saudi-Arabien abhängig und verpesten damit die Luft! Aber nicht nur das, sie ist auch noch deutlich lauter als eure Autos und muss vom Staat subventioniert werden, damit sie jemand kauft!

               Oder im Bereich Energie: Hätten wir in ganz Deutschland Solarpaneele auf dem Dach, käme ernsthaft jemand auf die Idee, daran etwas zu ändern? Ich weiß, was wir machen! Wir baggern das ganze Dorf ab, demolieren die Kirche, bauen für ein paar Milliarden Euro ein paar Riesenbagger, nur um Braunkohle aus der Erde zu wühlen und sie zu verfeuern!

               Die Liste lässt sich ewig weiterführen. Soziales: Statt dafür zu sorgen, dass alle Menschen genug zum Leben haben, geben wir einfach reichen Leuten mehr Geld und bestrafen Leute mit wenig Geld! Transparenz: Der Staat sollte nicht mehr offenlegen, welche Lobbyisten Einfluss auf die Gesetzgebung haben, sondern unbehelligt von der Öffentlichkeit agieren können! Oder auch Ernährung: Hey, lasst uns zu Mittag Tiere umbringen, statt die identisch schmeckende vegane Frikadelle zu essen!

               Perspektivenwechsel wie diese können dabei helfen zu verstehen, dass für ein besseres Leben gesellschaftlicher Wandel vielerorts schlicht und einfach notwendig ist. Die größten Gegner dieses Fortschritts sind die Beharrungskräfte: »Das haben wir schon immer so gemacht.«

               Hat sich eine Struktur erst einmal etabliert – etwa dank Gesetzen, durch die Behörden, Geschäftsmodelle und Traditionen entstanden sind –, wird es wahnsinnig schwer, sie wieder zu ändern. Zu viel hängt von ihnen ab: Einflussmöglichkeiten, Arbeitsplätze oder schlicht Bequemlichkeit. Im Bereich der Klimapolitik nennt Luisa Neubauer dieses Phänomen »Fossilität«: Die Übermacht fossiler Energien gegenüber allen Alternativen wird in die emotionale DNA der Gesellschaft eingraviert und kulturell gefeiert, sodass jeglicher Wandel radikal erscheint.

               Jede Veränderung verursacht politische Kosten, weil die Interessenvertreter des Status quo oft exzellent organisiert sind. Hier prallt die Macht der Politik auf die Macht des Faktischen. Besonders brisant wird es, wenn gesellschaftliche Akteure die für sie zuständigen Institutionen buchstäblich kapern – etwa wenn eine Gaslobbyistin als Wirtschaftsministerin für die Regulierung ebenjener Gaswirtschaft zuständig ist. Regulatory Capture ist der Fachbegriff für eine solche Vereinnahmung des Regulierens durch die Regulierten.

               Umgekehrt wirken Beharrungskräfte aber auch als Schutzschild. Ist ein Ziel nach zähen Kämpfen erst einmal erreicht und Menschen gewöhnen sich daran, lässt es sich nicht mehr ohne Weiteres zurückdrehen. Wir leben in vielen gesellschaftlichen Bereichen die Utopien unserer Vorfahren!

               Auch dafür gibt es einige Beispiele: Würde im heutigen politischen Klima eine allgemeine gesetzliche Krankenversicherung eingeführt werden, wenn es sie noch nicht gäbe? Eine Versicherung, die auch für Menschen gilt, die häufig krank sind und deswegen keiner Erwerbsarbeit nachgehen können? Die Union, die Parteispitze der SPD und die Rechtsextremisten würden nur müde abwinken.

               Käme ein Bundesministerium auf die Idee, öffentliche Bibliotheken zu finanzieren, wenn sie keine jahrhundertealte Tradition hätten? Räume, in denen Menschen ohne Konsumzwang einfach sein dürfen und dann auch noch kostenlos teure, urheberrechtlich geschützte Bücher ausleihen können? Würde man Bibliotheken heute erst erfinden, sie wären im Handumdrehen verboten.

               Oder die Ehe für alle. Gäbe es heute im Bundestag eine Mehrheit dafür, dass auch gleichgeschlechtliche Paare heiraten dürfen, wenn sie es noch nicht dürften? Wohl kaum. Aber es gibt eben auch keine Mehrheit für die Abschaffung.

               Beharrungskräfte wirken auch für unsere Grundrechte, etwa die Meinungs-, Presse- und Wissenschaftsfreiheit. Ein Beispiel dafür lieferte die Fördermittelaffäre 2024: Die damalige Forschungsministerin Bettina Stark-Watzinger ließ nach einem kritischen offenen Brief von Wissenschaftler*innen zur Räumung einer palästina-solidarischen Uni-Besetzung prüfen, ob man ihnen Fördermittel entziehen könnte. Wenn öffentliche Äußerungen zu finanziellen Nachteilen führen, ist das ein klarer Verstoß gegen die Wissenschaftsfreiheit. Die zuständigen Bearbeiter*innen im Ministerium waren alarmiert. Sie aktivierten den gesamten Beamten-Werkzeugkasten, um die Wissenschaftsfreiheit zu verteidigen, wie E-Mails zeigten, die FragDenStaat veröffentlicht hat. Zunächst verzögerten sie die Prüfung durch Rückfragen (»Was genau ist der Auftrag?«), dann erklärten sie sich für nicht zuständig, setzten alle Vorgesetzten in CC (strategische Verantwortungsdiffusion!) und bestanden auf schriftliche statt schnelle telefonische Absprachen. Schließlich, als es nicht anders ging, nahmen sie den Prüfauftrag an.

               Das Ergebnis war eindeutig: Ein Fördermittelentzug ist nicht möglich. Damit war der Streit aber nicht vorbei. Die Fachleute erreichten, dass der interne Konflikt auch von der Presse registriert wurde. Das Verhalten der Ministeriumsspitze wurde öffentlich – und eine Staatssekretärin musste in der Folge ihren Hut nehmen.

               Neue Institutionen zu schaffen, ist leichter, als alte Institutionen abzuschaffen. Bestehenden Institutionen zusätzliche Macht zu geben, ist deutlich leichter, als ihre Macht zu begrenzen. In der Strafverfolgung gilt beispielsweise: Kriminalisierung ist einfacher als Entkriminalisierung. Neue Straftatbestände, Asylrechtsverschärfungen und zusätzliche Überwachungsinstrumente für Polizei und Geheimdienste? Gehören heutzutage zum parlamentarischen Alltag dazu. Gesetzentwürfe der Bundesregierung, durch die die Polizei überbordende Eingriffsbefugnisse verliert? Finden sich kaum – selbst, wenn die Befugnisse nicht genutzt werden und eine Abschaffung keinen Unterschied für die Praxis machen würde.

               Wer gegen Beharrungskräfte ankämpft, findet in Meta-Strukturen einen interessanten Schlüssel, um Türen für neue Möglichkeitsräume aufzumachen. Sie regeln, in welchem Rahmen es Veränderungen geben kann. Zu ihnen gehören zum Beispiel verfassungsrechtliche Vorgaben, das Verwaltungsverfahrensgesetz oder auch das Parteienrecht.

            
               
                  Zivilgesellschaft vs. Parteien

               
               Keine Frage bekomme ich in Bezug auf meine zivilgesellschaftliche Arbeit häufiger zu hören als diese: Gehst du irgendwann selbst in die Politik? Der dahinterliegende Gedanke ist offenbar, dass Aktivismus zwar wichtig ist – man aber, wenn man wirklich etwas erreichen will, in eine Partei eintreten muss. Ist das wirklich so?

               Ich frage stattdessen gerne Politiker*innen, ob sie denn irgendwann in die Zivilgesellschaft wechseln wollen. Wenn sie etwa in einer NGO arbeiten würden, wäre die Wahrscheinlichkeit deutlich geringer, dass sie die Hälfte ihrer Zeit in Partei- und anderen Gremien verschwenden müssen. Sie hätten keine Parteivorsitzenden und Koalitionen, die von ihnen verlangen, gegen ihr eigenes Gewissen abzustimmen. Und vor allem hätten sie bessere Möglichkeiten, ihre Kernanliegen tatsächlich auf die Agenda zu setzen.

               In den vergangenen Jahren gab es immer wieder Versuche von Aktivist*innen, über Parteilisten Einfluss in den Parlamenten zu gewinnen. Vor allem Personen aus der Klimaschutzbewegung und der Seenotrettung verfolgten das Ziel, nicht mehr von außen Druck zu machen, sondern das System von innen zu verändern. Die meisten von ihnen konnten im Parlament keinen großen Unterschied machen. Sie konnten sich parteiintern nicht durchsetzen. Zwar hatten sie ein Mandat, aber ihnen fehlten ausreichend Netzwerk und Basis innerhalb der Organisation, um ihre Inhalte und Positionen mehrheitsfähig zu machen. Für die zivilgesellschaftlichen Bewegungen, aus denen sie stammten, war ihr Wechsel in die Politik oft sogar schädlich. Denn andere Politiker*innen konnten sie bequem ignorieren – mit dem Verweis darauf, dass ihre Interessen doch bereits institutionell in der Partei vertreten werden.

               Gerhard Schick hat es andersrum gemacht. Der Geschäftsführer der Bürgerbewegung Finanzwende war lange der finanzpolitische Kopf der Grünen im Bundestag. Er arbeitete unter anderem federführend den gigantischen Cum-Ex-Milliardenbetrug in einem Untersuchungsausschuss auf. 2018 aber verließ er die Politik, um mit der Finanzwende eine zivilgesellschaftliche Gegenmacht zur Finanzlobby aufzubauen.

               »In der Politik kann man nur effektiv sein, wenn es ein progressives Bündnis mit der Zivilgesellschaft gibt«, sagt Schick.18 Im Bundestag fehlten ihm zivilgesellschaftliche Kräfte, die von außen Druck machen und seine Arbeit im Parlament verstärken oder auch herausfordern konnten. Wenn Schick nach finanzpolitischer Expertise außerhalb des Parlaments suchte, stieß er vor allem auf Banken und Investmentfonds. Die Finanzlobby ist nicht nur direkte Ansprechpartnerin, sie bezahlt auch die meisten Experten auf diesem Gebiet, die ohne Offenlegung ihres finanziellen Interesses Fachaufsätze in juristischen Zeitschriften schreiben – die dann wiederum von den Finanzgerichten gelesen werden.

               Jetzt leitet Schick eine Organisation, die er als Abgeordneter vermisst hatte. Inzwischen hat sich unter anderem Anne Brorhilker der Finanzwende angeschlossen, die sich zuvor als Oberstaatsanwältin bei ihren Ermittlungen zu Cum-Ex einen Namen gemacht hatte. Auch sie verließ eine etablierte und angesehene Institution, um auf der Seite der Zivilgesellschaft gegen Finanzkriminalität zu kämpfen. Ex-SPD-Generalsekretär Kevin Kühnert verließ die Parteipolitik und stieß Ende 2025 zur Organisation, nachdem er das operative Geschäft in der Partei hinter sich gelassen hatte. Offensichtlich ist das Ansehen der demokratischen Zivilgesellschaft hoch.

               Trotzdem redet Schick Parteipolitik nicht schlecht. »Ohne kompetente Parlamentarier kommen wir auch nicht voran«, sagt er. Als Abgeordneter oder Mitglied eines Parteivorstands könne jemand im entscheidenden Moment ein schlagendes Argument in eine Entscheidungsrunde der Regierungskoalition einbringen. Dafür könnten zivilgesellschaftliche Organisationen Vorarbeiten leisten, aber sie säßen eben nicht selbst am Tisch.

               Das zeigt, dass es vor allem auch darauf ankommt, in welcher Position Menschen effektiv etwas bewegen können. Kevin Kühnert sagt über seine Zeit in der Politik, dass seine »mächtigste Zeit« nicht diejenige war, in der er eine der zentralen Rollen der Partei innehatte, sondern zuvor, als er Vorsitzender der SPD-Jugendorganisation Jusos und noch nicht Bundestagsabgeordneter war. Er konnte vom Rand des großen Parteiapparats Druck auf die SPD machen. Weitaus effektiver, als aus dem Zentrum der Partei heraus als Generalsekretär vor allem Kompromisse vertreten zu müssen.

               Solche Dilemmata gibt es in der Zivilgesellschaft in dieser Form nicht. Hier lauern andere Gefahren: zum Beispiel, zu nett sein zu wollen, faule Kompromisse einzugehen und sich mit Auszeichnungen oder zahnlosen Beteiligungsformaten in Kommissionen zufriedenzugeben. Dabei sind Bewegungen immer dann besonders effektiv, wenn sie weiter kritisieren, auch nach einem Zwischenerfolg. Ganz nach dem Motto: Wir wollen keine Anerkennung, wir wollen Respekt.

               Die einen sitzen am Verhandlungstisch. Aber das bedeutet nicht, dass sie auch darüber entscheiden, was dort besprochen wird. Wenn zivilgesellschaftliche Bewegungen Themen und Verhandlungspositionen setzen, haben sie von außen oft mehr gestalterische Kraft als von innen.

               Innovation und Druck kommen inzwischen ohnehin vor allem aus der Zivilgesellschaft, die wenigsten Parteien generieren neue Impulse aus sich selbst heraus. So konnte die EU-Einigung auf eine »Chatkontrolle« – also eine anlasslose Massenüberwachung von Privatkommunikation – im Herbst 2025 nur durch eine massive Kampagne zivilgesellschaftlicher Organisationen verhindert werden. Die Parteien selbst hatten dazu wenig zu sagen.

               Kein Wunder, dass das Vertrauen in politische Parteien auf einem Tiefstand ist. Nur ein Drittel der Bevölkerung gibt an, überhaupt noch Parteien eher oder ganz zu vertrauen.19 Das hängt auch damit zusammen, dass in Parteien konsequentes Handeln bei Fehlverhalten selten eingefordert wird.

               Hier ist beispielsweise eine Liste von Skandalen, für die Spitzenpolitiker in den vergangenen Jahren nicht zurücktreten mussten:20

               	Verschwendung von Milliarden Euro Steuergeld

	Verschwinden von Akten, die die Vergabe von Staatsaufträgen dokumentierten

	Intransparente Parteispenden im Zusammenhang mit Staatsaufträgen

	Staatsaufträge an Parteikollegen

	Interessenkonflikte beim privaten Kauf einer millionenschweren Villa




               Und das waren alleine die Skandale von einer einzigen Person, Jens Spahn!

               Das war mal anders: 1992 trat der CDU-Politiker Christian Schwarz-Schilling als Bundespostminister zurück – aus Protest gegen das »Nichtstun« der Bundesregierung angesichts des Genozids in Bosnien. Er schäme sich, der Regierung anzugehören. Das »Desinteresse seiner Generation« sei eine der »bedrückendsten Erfahrungen überhaupt«, so Schwarz-Schilling.21

               Wenn kaum noch Platz für frischen Wind gemacht wird, spiegelt sich das auch in der Anhängerschaft wider. Hatte die SPD 1990 noch fast eine Million Mitglieder, sind es inzwischen nur noch ein Drittel. CDU und CSU haben mehr Mitglieder über 80 als unter 40. Mehr als zwei Drittel der Mitglieder von SPD und Union sind über 50 Jahre alt, während vor allem die Linkspartei in jüngster Zeit eine Verjüngung erfahren hat: Knapp ein Drittel ihrer Mitglieder ist unter 30.

               Wie wenig verankert Parteien in der Zivilgesellschaft noch sind, zeigt sich nicht nur, aber insbesondere in ostdeutschen Bundesländern. In Mecklenburg-Vorpommern, wo die SPD seit 1994 in der Landesregierung ist, hat die Partei gerade einmal 2800 Mitglieder.22 Zum Vergleich: Im dortigen Landessportbund sind 290000 Mitglieder, die evangelische Kirche zählt im Norden 138000 Mitglieder, die katholische Kirche 50000 Mitglieder, zum Landesanglerverband M-V gehören 46000 Mitglieder, zum Landesfeuerwehrverband ebenso viele, im Landesverband des Naturschutzbundes sind 9900 Mitglieder, und selbst der mecklenburgische Landesverband der Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft hat noch fast doppelt so viele Mitglieder wie die langjährige Regierungspartei SPD.

               Damit ist klar: Auch wenn das Grundgesetz Parteien nach wie vor als wichtigste Säule für die politische Willensbildung definiert und das demokratische System auf sie ausgerichtet ist, können sie diese wichtige Rolle kaum noch füllen. Viele ihrer zentralen Funktionen fallen inzwischen der demokratisch engagierten Zivilgesellschaft zu. Sie sollte ein ebenso hohes Ansehen genießen wie andere demokratische Institutionen.

               Aus diesem Grund wäre es an der Zeit, über eine Reform des Parteienrechts zu debattieren, durch die die Bedeutung der Parteien ihrer tatsächlichen gesellschaftlichen Stellung angepasst wird – etwa indem Innovationen wie offene Vorwahlen zur Kandidatenaufstellung ermöglicht werden. Nur müssten Parteien dafür Änderungen durchsetzen, die ihre eigene Macht begrenzen würden. Das wird zumindest keine etablierte Partei ohne massiven Druck tun. Doch in einem System, in dem die starke radikale Rechte die Demokratie als Ganzes infrage stellt, dürfen sich politische Parteien nicht weiter von der Zivilgesellschaft abkapseln – zumindest nicht, wenn sie überleben wollen.

               Dass die großen Parteien auf die größte Protestwelle der Bundesrepublik, die Demokratie-Proteste Anfang 2024, mit keinem einzigen Gesetzesvorschlag reagierten, hat das schmerzlich gezeigt: Parteien sind nicht die Gegenmacht zum Status quo. Sie reagieren bisher noch nicht mal auf die Gegenmacht aus der Zivilgesellschaft.

               Wenn sie nicht zu Klientel- und Eliteorganisationen verkommen wollen, müssen die Parteien Resonanzräume für gesellschaftliche Forderungen entwickeln und sich demokratischen zivilgesellschaftlichen Bewegungen öffnen. Und an diesen mangelt es wirklich nicht: Mehr als 600000 Vereine sind in Deutschland registriert.

               Die Linkspartei versucht in letzter Zeit verstärkt, sich zivilgesellschaftlichen Bewegungen zu öffnen. Die Grünen haben durch ihre Zustimmung zur Aufweichung des Lieferkettengesetzes, Verschärfungen der Asylgesetzgebung und weitreichende Kompromisse im Bereich Klimaschutz viel Vertrauen verspielt, das sie bisher in der Zivilgesellschaft noch nicht wieder aufbauen konnten. Über unmittelbare Stimmenverluste hinaus schwächt das die Partei, weil einstige Anhänger zu demoralisiert sind, um sich in Diskurse über öffentliche Erzählungen zu begeben. Die SPD hat am meisten nachzuholen, zumal sie aus ihrer Machtposition heraus kaum noch ein Gefühl für zivilgesellschaftliche Bewegungen hat. Seit 1998 ist die Partei – bis auf vier Jahre – durchgehend an der Bundesregierung beteiligt. Selbst zu den Gewerkschaften hat sie ihre einst starke Verbindung verloren.23

               Öffnung – das bedeutet zunächst, die Parteien vor allem als Infrastruktur für zivilgesellschaftliche Forderungen zu begreifen. Es geht darum, sinnvolle Initiativen uneigennützig zu unterstützen, aus dem einfachen Grund, dass sie eben sinnvoll sind. Wenn Partei Sozialberatung anbieten kann, soll sie es machen. Parteien haben als privilegierte Organisationen rechtliche und finanzielle Möglichkeiten, die gemeinnützige Organisationen nicht haben. Für jeden Euro, der an sie gespendet wird, erhalten sie staatliche Zuschüsse. Diese sollten sie nutzen, um zivilgesellschaftliche Arbeit zu finanzieren, zumal diese auch ein besseres soziales Umfeld für die Parteien schaffen kann. Öffnung, das kann auch bedeuten, bei wichtigen Wahlen die Parteilisten auch für Nicht-Mitglieder zu öffnen, statt nur diejenigen in der Partei mit einem Listenplatz zu belohnen, die am meisten Sitzfleisch haben.

               Würden auch etabliertere Parteien der Zivilgesellschaft Raum geben, würden sie schnell merken: Es gibt tatsächlich gar keinen starken gesellschaftlichen Rechtsruck. Es gibt vor allem einen parteipolitischen Rechtsruck.24 In Bezug auf viele gesellschaftliche Konflikte ist die Bevölkerung in den vergangenen Jahren gar nicht konservativer oder autoritärer geworden, Parteien und Medienberichterstattung aber schon.

               Im progressiven Teil der Gesellschaft gibt es große Schichten, die sich in der Parteienlandschaft nicht repräsentiert fühlen. Gerade in Bezug auf Themen wie Militarisierung, Gaza, Steuerpolitik oder auch Religion gibt es eine Vielfalt an Einstellungen, die von größeren Parteien derzeit kaum abgebildet werden.

               Folgt man diesem Pfad, kommt man unweigerlich zu der Erkenntnis, dass für einen progressiven gesellschaftlichen Wandel ein progressives Parteienbündnis jenseits der Union absolut notwendig ist – also eine klare Abgrenzung von radikalisierten Konservativen statt des Flirtens mit der Möglichkeit, doch Juniorpartnerin der Merz-CDU zu werden. Wie soll man mit einer Partei arbeiten, deren mutmaßlich liberale Abgeordnete Karin Prien und Rainer Haseloff in Interviews bereits darüber nachdenken, auszuwandern,25 sollte die AfD bei Wahlen an die Macht kommen?

               Für ein solches Bündnis jenseits der Union – eine »Front Populaire« – kann es erforderlich sein, insbesondere in umkämpften, zum Rechtsextremismus neigenden Regionen auch mal Wahlkampf für eine andere Partei zu machen, wenn das die Chance erhöht, dass dadurch progressive Kandidat*innen zum Zuge kommen. In Frankreich war das im Jahr 2024 erfolgreich: Dort schaffte es ein linkes Bündnis aus Dutzenden Parteien bei den Neuwahlen im Sommer, die Rechtsextremen von der sicher geglaubten Macht fernzuhalten. Trotz aller Unterschiede zwischen den Parteien von Kommunisten bis Ökos erreichten sie im zweiten Wahlgang die meisten Stimmen der Wahlbündnisse, weil sie sich in jedem Wahlbezirk abgesprochen hatten. So gab es in den Stichwahlen zur Wahl in der Regel genau einen demokratischen Kandidaten gegen die Rechtsextremen.

               Entscheidend ist: Das ging nur mit Unterstützung einer breiten zivilgesellschaftlichen Bewegung. Vorbild auch für uns – eine »Front Populaire«, koordiniert und angetrieben von den zivilgesellschaftlichen Initiativen vor Ort.

               Das verlangt von den Parteien auf jeden Fall mehr, als sich nur formell gegen Rechtsextremisten zu stellen und ansonsten weiterzumachen wie bisher. Überhaupt: Eine solche Brandmauer führt ja nicht dazu, dass das zerstörerische Feuer des Rechtsextremismus verlischt. Statt also weiter nur darauf zu pochen, dass die Brandmauer stehen bleibt, muss sich etwas bewegen. Wir sind keine statische Brandmauer. Wir müssen die Flut sein.

               Aber wie ist Veränderung eigentlich möglich, wenn einzelne Menschen weit mehr Einfluss haben als andere? Indem wir umverteilen.

            
               
                  Weitermachen

               
            	
               	Begeisterungsfähigkeit wecken: Politische Vorhaben müssen zunächst nicht mehrheitsfähig sein, sondern begeisterungsfähig. Die Leidenschaft für eine Idee schafft die Grundlage, um später neue Mehrheiten zu gewinnen.

	Ziele definieren: Erfolgreiche Bewegungen setzen sich Ziele, die so ambitioniert wie nötig sind, um Menschen zu motivieren, und so erreichbar wie möglich, um erste Erfolge zu feiern.

	Themen besetzen: Die Fragen, die Menschen in ihrem Alltag bewegen, gehören ins Zentrum der Debatte: Mieten, Gesundheit, Soziales, Bildung und Klima. Sagen, was ist, bleibt die revolutionärste Tat. Gleichzeitig bleibt Widerstand gegen die autoritäre Wende eine zentrale Daueraufgabe.

	Macht jenseits von Ämtern: Um Veränderungen durchzusetzen, muss man nicht Teil der Regierung sein. Mächtiger als die Personen am Verhandlungstisch sind oft diejenigen, die bestimmen, was überhaupt auf die Tagesordnung kommt.

	Veränderung braucht eine Basis: Wer Organisationen von innen verändern will, braucht eine Machtbasis innerhalb und außerhalb der Strukturen. Ohne verlässliche Verbündete geht es nicht.

	Minderheiten schützen: In einer pluralistischen Demokratie entscheidet die Mehrheit nicht uneingeschränkt über die Minderheit. Menschenrechte sind unantastbar.

	Parteien müssen sich konsequent für die Zivilgesellschaft öffnen, ihr Raum geben und Ressourcen.

	Wo mit dem Engagement anfangen? Erste Anlaufstellen finden sich meist in Nachbarschaftstreffs, bei Freiwilligenagenturen, im Freundeskreis, auf Demos oder im Umkreis von Kulturorten.

	Inspiration finden: Viele kreative Protest- und Widerstandsformen versammelt das schöne Buch »Beyond Molotovs«. Wissenschaftliche Erkenntnisse für wirksamen Aktivismus gibt es im »Modern Handbook for Activists« von Lisa Mueller. Lust auf mehr Utopie? Die gibt’s beim Konzeptwerk Neue Ökonomie und im Spiel Half-Earth Socialism.




            	

            
               2. GERECHTIGKEIT UND SORGEARBEIT

               I care

            Stellen Sie sich vor, Sie sind 78 Jahre alt, gut in Schuss, haben keine lebenden Verwandten und wollen nicht in ein Seniorenheim. Sie leben allein und das auch gern, aber ab und zu brauchen Sie Unterstützung. Einer Ihrer Nachbarn ist Ihnen jahrelang eine große Stütze: Er erledigt Einkäufe, organisiert den Frühjahrsputz in Ihrer Wohnung und begleitet Sie regelmäßig zum Arzt. Als er eines Abends wieder einmal Ihren Papierkram macht, setzen Sie sich zu ihm hin, seufzen, schauen ihm tief in die Augen und sagen: »Du hast dich die letzten Jahre so gut um mich gekümmert. Ich möchte dich in mein Testament aufnehmen. Du sollst mein Alleinerbe werden.« Vielleicht lehnt Ihr Nachbar das zunächst ab, er sorgt sich ja nicht des Geldes wegen um Sie. Schließlich sagt er aber doch zu.
Wenn Sie einiges angespart haben, sagen wir, 80000 Euro, wird Ihr Nachbar nicht alles davon behalten können. Er muss den Betrag versteuern; die Erbschaftssteuer verschlingt hierbei knapp ein Viertel. Zahlt Ihr Nachbar dann diese 20000 Euro an den Staat, hat er damit genau 20000 Euro mehr bezahlt als der Milliardär und Springer-Chef Mathias Döpfner. Dem schenkte im Jahr 2020 die damals 78-jährige Friede Springer große Teile des Springer-Konzerns. Nicht einen einzigen Cent an Steuern zahlte Döpfner dafür.
Das funktionierte so: Der Überreiche2 Döpfner gab vor der Schenkung sein Geld aus, um Springer-Aktien zu kaufen. So besaß er zwar sehr viele Unternehmensanteile, aber kein liquides verfügbares Vermögen mehr, all sein Geld war gebunden. Dann ließ er sich von Friede Springer weitere Anteile am Konzern schenken und wurde auf einen Schlag noch reicher. Gewöhnlich hätte er auf diese Schenkung Steuern zahlen müssen. Doch Döpfner stellte beim Finanzamt einen Antrag auf Erlass der Schenkungssteuer und bekam diesen sogleich gewährt. Warum? Weil die Aktien des Milliardärs nicht als verfügbares Vermögen zählen. Wer nachweist, dass sein Vermögen in Firmenanteilen gebunden ist und er die Steuer nicht »flüssig« hat, bekommt sie erlassen.3
Dahinter steckt die sogenannte »Verschonungsbedarfsprüfung« – ein Verfahren, das jedes Jahr Milliardengeschenke an Überreiche in Deutschland sichert. Eingeführt wurde es 2016 von Union und SPD. Allein im Jahr 2024 entgingen dem Staat auf diese Weise 3,4 Milliarden Euro, die stattdessen die reichsten 1 Prozent des Landes einsackten, zum Beispiel die Erben der BMW-Magnatin Susanne Klatten.26
Die stark verschuldete Stadt Berlin ließ es sich nicht nehmen, Friede Springer kurz nach ihrem steuerfreien Milliardengeschenk an Mathias Döpfner medienwirksam zur Ehrenbürgerin der Stadt zu ernennen. Fürs Pflegen eines Nachbarn hätte sie die Auszeichnung nicht erhalten. Das Beispiel verdeutlicht: Egal, was in Deutschland finanziert werden soll, das Geld wäre eigentlich da. Es ist nur die Frage, an wen es verteilt wird.

               
                  Ressourcen umverteilen

               
               Ein kleiner Fun Fact: Steuerberater*innen bezeichnen die Erbschaftssteuer landläufig als »Dummensteuer«. Wer reich ist, zahlt sie dank zahlreicher Ausnahmen und Schlupflöcher nicht. Menschen mit viel Geld könnten freilich ohne Probleme mehr Steuern zahlen, wenn sie denn müssten. Wegen eines Management-Fehlers mussten die Erben des Milliardärs Heinz Hermann Thiele beispielsweise nach dem Tod des Unternehmers im Jahr 2021 aus Versehen Erbschaftssteuer zahlen – mit 4 Milliarden Euro mutmaßlich die größte Steuerzahlung der bundesrepublikanischen Geschichte. Eigentlich wollten die Erben die Schenkungssteuer umgehen, bekamen das aber nicht hin.27 Das kam sie ziemlich teuer zu stehen. Sie ärgerten sich über das Malheur, nahmen den finanziellen Verlust achselzuckend hin und machten dann weiter wie zuvor.

               In Deutschland gibt es rund 200 Milliardenvermögen, die zusammen dreimal so groß sind wie der gesamte Bundeshaushalt. Der Reichtum der reichsten Deutschen ist kaum zu fassen – genauso wenig wie der Steuersatz, der auf ihn erhoben wird. Nicht nur bei der Schenkungs- und Erbschaftssteuer kommen die Überreichen dank der Vermögensbedarfsprüfung (und anderer Ausnahmen) fast ohne Zahlung davon.28 In den vergangenen drei Jahrzehnten wurde dieses System konsequent ausgebaut, indem der Spitzensteuersatz gesenkt und die Vermögenssteuer ausgesetzt wurden. Besonders eklatant ist die Entwicklung bei den Kapitalerträgen: Während Gewinne aus Aktiengeschäften früher mit bis zu 57 Prozent besteuert wurden, fallen heute durch die pauschale Abgeltungssteuer nur noch rund 25 Prozent an.

               Das Ergebnis: Während Menschen, die für ihr Geld arbeiten, fast die gleiche Steuerlast tragen wie im Jahr 1996, wurde die Belastung für diejenigen, die ihr Geld für sich arbeiten lassen, faktisch halbiert.29 Überreiche müssen das Gemeinwesen also immer weniger mitfinanzieren, obwohl ihre Vermögen rasant wachsen. Ihre Steuerlast ist anteilig an ihrem Vermögen tatsächlich sogar niedriger als die von armen Menschen, die zum Beispiel über die Mehrwertsteuer in die Gemeinschaftskasse einzahlen.4

               Diese groteske Ungleichheit »lässt sich schnell und effektiv nur durch Umverteilung reduzieren«, sagt Stefan Bach vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung.30 Wenn es ein Existenzminimum gibt, warum sollte es nicht auch ein Existenzmaximum geben? Was meinen Sie: Wie viel Geld sollte ein Mensch maximal besitzen dürfen? Glauben Sie, dass man mehr als ein paar Millionen Euro braucht? Wird das Leben besser, wenn man sechs statt fünf Millionen Euro besitzt? Erhöht sich die Lebensqualität, wenn zu den sieben Porsches in der Garage noch ein achter hinzukommt?

               Ich bin großzügig und gönne Menschen ihren Wohlstand. Deswegen schlage ich ein hohes Existenzmaximum von 50 Millionen Euro vor. Alles darüber sollte über eine hundertprozentige Vermögenssteuer in Bildung, Sozialprojekte und Gesundheit fließen.

               Selbst bei einem absurden Maximalvermögen von 1000 Millionen, also einer Milliarde Euro, bliebe die Wirkung immer noch äußerst effektiv. Gerade einmal ein paar Hundert Haushalte wären davon betroffen. Würde Deutschland einen »Milliardärs-Soli« einführen und nur das Vermögen oberhalb der Grenze von einer Milliarde Euro abschöpfen, stünden dem Haushalt auf einen Schlag zusätzlich 1,2 Billionen Euro zur Verfügung, also 1200 Milliarden oder 1,2 Millionen Millionen.

               Dass Menschen wie Dieter Bohlen drohen, nach der Einführung einer solchen Steuer das Land zu verlassen, sollte weniger Abschreckung als vielmehr Ansporn sein. Hinzu kommt: Bei einem solchen Abgang könnten sie nicht ihr gesamtes Vermögen mitnehmen; der Fiskus kann derartigen Ankündigungen also entspannt entgegenblicken. Durch die sogenannte Wegzugsbesteuerung müssen Überreiche auch für ihre Steuerflucht erhebliche Summen in die Gemeinschaftskassen einzahlen.5

               Bei der Einführung von Steuern für die Reichsten geht es nicht nur um Umverteilung an sich, sondern auch darum, Gerechtigkeit überhaupt wieder möglich erscheinen zu lassen. Eine solche Gerechtigkeitserwartung gibt es derzeit nicht.

               Ob eine Milliarde oder eine Billion – sämtliche Zahlen über Reichtum in Deutschland sind nur grobe Schätzungen. Niemand hat einen Überblick darüber, wie viel Geld die reichsten Deutschen genau besitzen, wer überhaupt dazugehört oder wie viele Steuern sie zahlen könnten – und eigentlich müssten. Dies liegt zuallererst am Steuergeheimnis: Denn dem Staat ist es in der Regel verboten, im Einzelfall Auskunft darüber zu geben, wie das Vermögen in Deutschland verteilt ist. Die enorme Ungleichheit im Land wird so systematisch unsichtbar gehalten.

               Nicht nur die Transparenz über die Reichtumsverteilung, auch die Aufklärung von Steuerstraftaten wird durch das Steuergeheimnis massiv behindert. Ob bei Gemeinnützigkeitsfragen, dem Mauern eines Finanzministers in Bezug auf Cum-Ex oder grundsätzliche Fragen der Steuerschätzung – wenn es um die Kontrolle der Exekutive geht, ist immer die steuerliche Verschwiegenheitspflicht im Weg. So erhielten nicht einmal parlamentarische Untersuchungsausschüsse zum milliardenschweren Cum-Ex-Betrug umfangreiche Einsichtsrechte in die Akten der Steuerverwaltung. Die offizielle Begründung: wiederum das Steuergeheimnis der Betrügerbanken.31

               Dass Daten über Vermögen und Steuerzahlungen von Privatpersonen und Unternehmen in Deutschland nicht veröffentlicht werden müssen, schützt vor allem eine Gruppe: die Überreichen, also jene, die ohnehin einen direkten Zugang zur Macht haben. Gegen unkontrollierte Macht hilft Transparenz. Und deswegen muss das Steuergeheimnis weg!

               Das klingt nach einer Forderung, die viele Leute zunächst nicht unterschreiben würden. Das ist nachvollziehbar: Der Gedanke an die Offenlegung des eigenen Vermögens fühlt sich vermutlich unangenehm an. Aber keine Sorge, es geht dabei nicht um Sie.

               Anhand des skandinavischen Modells lässt sich sehr schön begutachten, warum mehr Transparenz im Steuerbereich zu mehr Gerechtigkeit führt: Die Länder in Nordeuropa veröffentlichen die Steuerinformationen ihrer Bevölkerung schon seit Langem. Der schwedische Staat beispielsweise legt bereits seit dem Jahr 1905 fortlaufend die »taxeringskalender« offen – Listen, in denen Einkommen und Kapitaleinkünfte der Bürger*innen verzeichnet sind. Dabei gibt es eine entscheidende Einschränkung: Die Daten werden nur veröffentlicht, wenn sie über einem Schwellenwert von umgerechnet einigen Zehntausend Euro liegen.

               So lässt sich transparent nachvollziehen, was etwa Politiker oder Lobbyisten verdienen. Vor allem aber kann man überprüfen, ob der Staat seine Arbeit korrekt macht. Ziel der Steuertransparenz ist nämlich nicht Voyeurismus, sondern die öffentliche Kontrolle der mächtigen Finanzverwaltung. Müssen auch die Reichen ihren fairen Anteil am Gemeinwesen zahlen, oder lässt das Finanzamt die »großen Fische« davonkommen? In Schweden und den anderen skandinavischen Ländern können das alle genau nachprüfen. Wohl auch deswegen ist die Steuerhinterziehung in Schweden, Dänemark und Finnland im EU-Vergleich mit am geringsten.32

               Transparenz und Kontrolle erhöhen das Vertrauen in Staat und Gesellschaft enorm. In Deutschland passiert das nicht, obwohl das Steuergeheimnis problemlos abgeschafft werden könnte – einen Verfassungsrang hat es nämlich nicht.33

               Mehr Transparenz wäre bitter nötig, zumal seit Jahrzehnten in allen Bundesländern zahlreiche Jobs für Steuerfahnder unbesetzt bleiben. Pro Steuerfahnder erzielt der Staat im Schnitt ein bis zwei Millionen Euro Mehreinnahmen. Wenn sie fehlen, profitieren davon vor allem die Überreichen.

               Verteilungsfragen sind immer auch Machtfragen. Mit mehr Geld hat man einen besseren Zugang zur Macht und kann sich Einfluss kaufen. Und wenn der Staat Instrumente wie die Erbschaftssteuer nicht zur Umverteilung nutzt, bilden sich über die Zeit Familiendynastien, die Geld und Macht über Generationen hinweg vererben und zementieren. Das gefährdet die Demokratie: Wenn wenige Menschen mehr Einfluss haben als Millionen Wähler*innen, wird das Prinzip der Gleichheit zur Illusion.

               Die NGO LobbyControl kämpft deswegen seit zwei Jahrzehnten für mehr Transparenz und Machtkontrolle. Damit hat die Organisation unter anderem ein Transparenzregister beim Deutschen Bundestag erreichen können, in das sich alle Lobbyisten eintragen müssen. Das ist ein wichtiger Schritt, um der strukturellen Ungleichheit entgegenzuwirken.

               So zeigt sich etwa, dass die Finanzlobby mit einem Budget von fast 50 Millionen Euro die mächtigste in Deutschland ist.34 Die Logik dahinter ist simpel: Die Banken-, Investment- und Reichenlobby investiert Geld, um Steuernachlässe zu erwirken, und kauft sich damit weiteren Einfluss. In diesem Bereich ist es besonders frappierend, wie die Lobbymacht die Interessen der Bevölkerung ignoriert. Denn eine Mehrheit der Anhänger*innen aller demokratischen Parteien im Bundestag spricht sich für eine stärkere Besteuerung von Reichtum aus.35 Die Parteien setzen diese deutliche Forderung trotzdem nicht um.

               Einer solchen enormen Lobbymacht muss der Staat mit strengen Regeln Einhalt gebieten – und zugleich müssen zivilgesellschaftliche Bewegungen eine wirksame Gegenmacht auf- und ausbauen. Gerade Nichtregierungsorganisationen versuchen daher vermehrt, mit gezielter Politikeransprache und wissenschaftlichen Studien in die politische Interessenvertretung einzusteigen, um Entscheidungen in Politik und Verwaltung mit faktenbasierter Arbeit zu beeinflussen.

               Und natürlich hilft auch die Macht der Bilder: FragDenStaat berichtete 2024 gemeinsam mit dem ZDF Magazin Royale, dass die Familie von Bismarck vor den Toren Hamburgs im Sachsenwald eine Steueroase betrieb. Adelstitel, eine einsame Holzhütte im Wald und zwei Dutzend Firmennamen am Briefkasten – gegen solch ein plastisches Beispiel, in dem ein systematisches Problem nicht abstrakt geschildert, sondern greifbar personalisiert wird, kommen keine Lobbyisten an.36 Das Land Schleswig-Holstein legte die Steueroase nach der Recherche umgehend trocken.

               Egal, wie genau man den Bereich ausgestalten will: Dass die Frage der Verteilung – und damit der Gerechtigkeit – eine Existenzfrage der Demokratie ist, ist offensichtlich. Mit der konsequenten Thematisierung von Ungleichheitsproblemen verschiebt sich zudem der Blick auf die dominanten Konfliktachsen in der Gesellschaft. Das ist enorm wichtig. Denn wenn man wie bisher immerzu den Bereich Migration thematisiert, wird vor allem die Konfliktachse Innen vs. Außen sichtbar. Menschen definieren ihre Zugehörigkeit zu Gruppen dann zwangsläufig anhand dieser Konfliktachse.

               Beim Thema Ungleichheit rückt hingegen die Konfliktachse Unten vs. Oben in den Fokus. Definieren Menschen ihre Zugehörigkeit zu gesellschaftlichen Gruppen anhand dieser Achse, entstehen ganz andere Möglichkeiten für solidarische Bündnisse. Die Frage, welches Thema als dringlich wahrgenommen wird, bestimmt also auch, wer als gesellschaftlicher Verbündeter infrage kommt. Um das Ruder herumzureißen, muss man produktive Konflikte in diesem Bereich suchen und forcieren. Wie wäre es also mal mit einer gezielten Kampagne gegen einen einzelnen Milliardär, die das geschäftliche und persönliche Gebaren dieser Person in den Mittelpunkt rückt? Zum Beispiel einen bekennenden AfD-Fan unter ihnen?

               Wenn Umverteilung nicht nur thematisiert, sondern mit konkreter Politik vorangetrieben wird, birgt das ein enormes Mobilisierungspotenzial, vor allem unter Arbeiter*innen – und zwar auch von progressiver Seite, wie Studien belegen.37 Die Ökonomin Isabella Weber schlägt beispielsweise eine »antifaschistische Wirtschaftspolitik« vor, bei der neben einer neuen Steuerpolitik eine Ökonomie der Grundbedürfnisse in den Mittelpunkt gestellt wird. Dabei reguliert der Staat die Lebenshaltungskosten, etwa für Mieten und Lebensmittel, und entlastet so gezielt den Alltag für die breite Bevölkerung.

               Weitere Vorschläge, wie das von Martyna Linartas geforderte Grunderbe oder die von Gabriel Zucman propagierte globale Mindeststeuer, gehen in eine ähnliche Richtung, um Ungleichheit zu bekämpfen. Das ist das genaue Gegenteil des destruktiven »Sparkurses«, den deutsche Finanzminister regelmäßig proklamieren. Wenn diese nämlich ankündigen, dass »wir alle den Gürtel enger schnallen müssen«, trifft das faktisch nie auf die Reichsten zu. Ihre Steuern und Rücklagen bleiben unangetastet, während alle anderen massive Kürzungen erwarten müssen.

               Gleichzeitig sollte man nicht davon ausgehen, dass Wirtschaftspolitik allein den Rechtsextremismus auf magische Weise verschwinden lässt. Rechtsextremisten sind von Rassismus, Misogynie und Angstrhetorik getrieben; sie führen ihre Hetze und Spaltung auch bei einer anderen Finanz- und Sozialpolitik weiter. Der Kampf gegen Rechts sollte daher auf zwei Ebenen geführt werden: Es geht darum, den materiellen Boden für die Demokratie zu ebnen, progressive Kräfte zu stärken – und darum, einfach das Richtige zu tun.

            
               
                  Vertrauen

               
               Ungleichheit erzeugt Misstrauen – und dieses Misstrauen ist der Treibstoff autoritärer Politik. Zahlreiche Studien belegen, dass AfD-Wähler*innen etablierten politischen und gesellschaftlichen Institutionen in einem erschreckenden Maß misstrauen. Während etwa 56 Prozent der Anhänger*innen demokratischer Parteien ein großes oder sehr großes Vertrauen in Gerichte haben, ist dies nur bei 18 Prozent der AfD-Anhänger*innen der Fall. Ein Blick auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk offenbart einen regelrechten Vertrauensabgrund: Gerade einmal 6 Prozent dieser Wählergruppe geben ein großes Vertrauen an (andere Parteien: 38 Prozent), während eine überwältigende Mehrheit von rund 90 Prozent kein oder wenig Vertrauen äußert. Es ist fast müßig zu erwähnen, dass sich die Werte für das Vertrauen in die Bundesregierung auf einem ähnlich katastrophalen Niveau bewegen.38

               Dieses Misstrauen wird von autoritären Parteien gezielt verstärkt. Rechtsextremisten, aber inzwischen auch Teile der ehemals staatstragenden CDU, attackieren systematisch die Glaubwürdigkeit und die Ressourcen von Institutionen, die für Vertrauen in einer demokratischen Gesellschaft sorgen. Sie agieren mit einer Rhetorik der permanenten Delegitimierung: Sie schießen gegen öffentlich-rechtliche Medien, übergehen gerichtliche Entscheidungen, säen Misstrauen gegen das Sozialsystem und den staatlich regulierten Zahlungsverkehr.39 Sie hetzen gegen das wissenschaftsbasierte Gesundheitssystem, untergraben die Wissenschaftsfreiheit und greifen die Zivilgesellschaft mit Kampagnen und Fördermittelentzug an.

               In einer hochkomplexen Welt ist Vertrauen laut dem Soziologen Niklas Luhmann ein notweniger Mechanismus zur Reduktion von Komplexität: Wir können nicht alles kontrollieren, sondern müssen darauf vertrauen, dass das System im Notfall trägt.40 Wenn Rechte dieses Vertrauen kalkuliert zerstören, isoliere sie den Einzelnen. Und wo das Vertrauen in die Gesellschaft schwindet, wächst die Sorge und das Gefühl der Hilflosigkeit. Autoritäre Parteien nutzen dieses Vakuum und suggerieren, sie seien die Einzigen, die den »einfachen Menschen« noch wahrnehmen. Sie versprechen, in der selbst geschaffenen Situation der Ohnmacht endlich »aufzuräumen«.

               Das Misstrauen in demokratische Institutionen schlägt sich auch im Umgang mit Mitmenschen nieder. Eine Regierungspolitik, die gesellschaftliche Themen fast nur noch im Kontext von Sicherheit und Überwachung begreift – insbesondere in der Migrationspolitik –, sät aktiv Misstrauen. Wenn Geflüchtete von der Regierung primär als Sicherheitsrisiko gerahmt werden, führt das zwangsläufig zu Unsicherheitsgefühlen.

               Das betrifft auch die repressive Politik gegenüber Empfänger*innen von Grundsicherung, denen pauschal zugeschrieben wird, sie wollten nicht arbeiten, seien faul und müssten mithilfe von härteren Sanktionen zum Arbeiten gezwungen werden. Das dieser Politik zugrunde liegende Menschenbild ist brandgefährlich für das vertrauensvolle Zusammenleben der Gesellschaft, weil bestimmten vulnerablen Gruppen unterstellt wird, sie würden sich auf Kosten der übrigen Teile der Gesellschaft einen unfairen Vorteil verschaffen.41 Dieser Generalverdacht zerstört die soziale Basis für Vertrauen und ersetzt Solidarität durch Argwohn.

               Das entbindet Menschen, die aufgrund von Misstrauen Rechtsextremisten wählen, natürlich nicht von ihrer Verantwortung. Schuld daran, dass so viele Menschen Rechtsextremisten wählen, sind zuallererst die Menschen, die Rechtsextremisten wählen. Viele haben inzwischen ein gefestigt rechtsextremistisches Weltbild und sind nicht so einfach »zurückzuholen«. Die Suche nach strukturellen Ursachen für Wahlentscheidungen insbesondere von Neu- und Wechselwählern kann aber dabei helfen, progressive Veränderungen besser und strategischer durchzusetzen.

               Die zentrale Antwort auf diese Politik sollte sein, Vertrauen in den Mittelpunkt progressiver Politik und Bewegungen zu stellen, statt Misstrauen zwischen verschiedenen Bevölkerungsgruppen zu säen. Die Politik hat die Aufgabe, Vertrauen zu stärken. Dabei geht es nicht um kritiklosen Gehorsam – ein gewisses funktionales Misstrauen gegenüber Macht braucht es immer. Aber wir müssen Institutionen schaffen und stärken, die Vertrauen ermöglichen, statt es systematisch zu untergraben. Wir alle wollen doch den Menschen in unserer Umgebung vertrauen können.

               Für gegenseitiges Vertrauen ist es wichtig, sich in offenen Räumen begegnen und sich wahrhaftig in die Augen schauen zu können. Das findet regelmäßig bei großen Demonstrationen statt. Gerade die Demokratie-Proteste im Januar 2024 und 2025 haben zu einem enormen Selbst-Vertrauen innerhalb der Zivilgesellschaft beigetragen. Auf solchen Demos wird demokratische Haltung öffentlich sichtbar und Solidarität physisch spürbar. Im Nachgang erkennt man einander im Stadtbild wieder und weiß, dass es unzählige Menschen mit ähnlicher Einstellung gibt, denen man vertrauen kann.

               Dieses Gefühl der Zusammengehörigkeit ist die Basis für das Selbstbewusstsein einer Gruppe, auch über die Teilnehmenden hinaus. Bilder großer Demos zeigen auch jenen, die nicht vor Ort sein können, dass sie nicht alleine sind. Demonstrationen sind eine sichtbare Gegenmacht. Ein weiteres eindrückliches Beispiel dafür sind die Proteste in Berlin gegen Putins Kriegsausweitung im Februar 2022, die in der Ukraine landesweit im Fernsehen zu sehen waren, oder auch die Bilder von widersetzen.

               Wie wichtig solche Gesten von Solidarität beispielsweise für Betroffene von Gewalt sind, zeigt der Dokumentarfilm »Die Möllner Briefe« eindrücklich. Nach dem rassistisch motivierten Brandanschlag auf zwei Möllner Wohnhäuser im Jahr 1993 schrieben Hunderte Menschen an die betroffenen Familien, deren Angehörige Bahide Arslan, Yeliz Arslan und Ayşe Yılmaz im Brand umgekommen waren. Die Stadt Mölln leitete die Briefe allerdings nicht weiter, erst Jahrzehnte später erfuhr Ibrahim Arslan von ihrer Existenz. Mit enormer Verspätung erkannten die verbliebenen Familienmitglieder, dass sie in ihrem Schmerz nicht isoliert waren. Wer Solidarität ausdrückt, kann verhindern, dass auf eine traumatische Tat die Re-Traumatisierung durch gesellschaftliche Gleichgültigkeit folgt.

               Vertrauen ist untrennbar mit zivilgesellschaftlichem Engagement verknüpft. Wer sich engagiert, baut auf Vertrauen auf, schafft neues Vertrauen und bekämpft aktiv systemisches Misstrauen.42 Das ist auch eine Erklärung für die regional unterschiedlichen Wahlerfolge von Rechtsextremisten in Deutschland. In den ostdeutschen Bundesländern sind zivilgesellschaftliche Strukturen oft weniger dicht gewachsen, was den Nährboden für Misstrauen vergrößert.43

               Aus den Demokratie-Protesten 2024 sind bundesweit zahlreiche neue Ortsgruppen der »Omas gegen Rechts« entstanden – echte Infrastrukturen des Vertrauens. Die mehr als 30000 Omas (Opas sind mitgemeint) sind laut, sichtbar, engagiert und friedlich. Ein großer Vorteil: Sie haben in der Regel mehr Zeit als andere. Und sie sind unabhängig von großen Organisationen oder staatlicher Finanzierung. In den Gruppen ist die kollektive Identität und das Gefühl, Teil von etwas Größerem zu sein, besonders ausgeprägt.44 Damit entwerfen sie nicht nur ein Gegenbild zur antiquierten Vorstellung, ältere Frauen sollten in den Hintergrund treten. Sie nutzen auch das besondere Vertrauen, das Großmütter genießen, für ihr politisches Engagement.

               Trotzdem ist das gegenseitige Vertrauen in Teilen des progressiven Lagers tief zerrüttet. Grund dafür sind unter anderem die Vereinsamung und Auseinandersetzungen rund um die Corona-Pandemie und anschließend um Gaza. Das fehlende Vertrauen steht der Bildung einer schlagkräftigen Gegenmacht derzeit entgegen. Die Erfahrung, in vormaligen Vertrauensräumen nicht mehr sicher sein zu können, ob die eigene Haltung zumindest grundsätzlich der Haltung des Gegenübers entspricht, hat bei vielen Engagierten zu einer schmerzhaften Entfremdung von ihren Bezugsgruppen geführt.

               Um das Vertrauen wieder aufzubauen, braucht es Vertrauensräume, in denen die Verletzungen der vergangenen Jahre offen besprochen und aufgearbeitet werden können. Dabei dürfte die Erkenntnis helfen, dass viele Gegensätze, die in der progressiven Szene in Bezug auf Israel und Palästina beschworen werden, medial gezielt von autoritären Akteuren befeuert und künstlich radikalisiert werden. Die extremen Pole, die andauernd skandalisiert werden, existieren, keine Frage. Aber sie sind nicht repräsentativ. So zeigte eine Studie zu Teilnehmer*innen einer »All Eyes on Gaza«-Demonstration im September 2025, dass der Einsatz für ein Ende des Leids der palästinensischen Bevölkerung in Gaza und der Einsatz für ein Ende des Leids der israelischen Geiseln von der weit überwiegenden Mehrheit nicht als Widerspruch begriffen wurde.45 Viele Menschen sind zudem zu Recht empört darüber, wie beispielsweise die Union den Kampf gegen Antisemitismus instrumentalisiert, um gegen politische Gegner vorzugehen und migrationspolitische Härte durchzusetzen.

               Es geht daher darum, Räume zu schaffen, in denen die unterschiedlichen Erfahrungen von Mitgliedern heterogener Gruppen gelten können, ohne dass sie gleichgesetzt werden müssen. In denen allen zugehört wird, in denen es keine Hierarchien zwischen Opfern gibt, keine zu einfachen Freund-Feind-Schemata. Und in denen die Strukturen anerkannt werden können, mit denen die Erfahrungen verknüpft sind, also Rassismus und Antisemitismus. Das passiert nicht von alleine und ist kompliziert – umso wichtiger, sich dafür professionelle Unterstützung für eine Mediation zu suchen.

               Wenn die Zeit dafür gekommen ist, braucht es für Vertrauen zunächst ein Vorauslieben, einen Vertrauensvorschuss. Und auch die Bereitschaft zu verzeihen gehört dazu, der Wille, zusammenzukommen. Das Ziel sollte sein, abseits von performativen Bekenntnissen auf Social Media aus den physischen Räumen von Vereinen, Initiativen und Kulturzentren wieder echte Vertrauensräume zu machen. Räume, in denen die Menschlichkeit und die Menschenrechte aller anerkannt werden, sodass ein freier Austausch möglich ist; niemand sollte das Gefühl haben, in Pressemitteilungen reden zu müssen, und alle am gemeinsamen machtkritischen Kampf gegen Diskriminierung, Spaltung und Gewalt arbeiten können.

               In diesen Räumen müssen wir es ermöglichen, gemeinsam zu erinnern und gemeinsam zu trauern. Zum Erinnern gehört die Verständigung darüber, was überhaupt in den vergangenen Jahren passiert und was wichtig ist. Das ist überhaupt nicht einfach, schließlich geht es um den Umgang mit Verletzungen, um komplexe Emotionen wie Scham und Schuld und um Machtdynamiken. Aber wenn alle Seiten Verständigung suchen, sind Lösungen möglich. Werden Konflikte geklärt, ist der Zusammenhalt oft größer als zuvor.

               Das mag naiv wirken. Äußert man in progressiven Räumen Hoffnung, erfährt man oft sofort Widerspruch. Es gibt schließlich immer gute Gründe, warum alles wahrscheinlich schlechter kommen wird. Doch das reflexhafte Gegenreden zu vermeintlich naiven Wünschen entspringt oft nur dem Wunsch, nicht wieder enttäuscht zu werden. Zynismus mag auf manche aufgeklärt oder besonders abgeklärt wirken. Tatsächlich ist Hoffnung wirklich mutig, weil sie enttäuscht werden kann. Ohne eine gewisse Portion Naivität entsteht keine Veränderung. Ich hätte kein einziges politisches Projekt gestartet, wenn ich dabei nicht auf die ein oder andere Weise naiv gewesen wäre.

               Wir sollten uns eingestehen: Recht haben ist wertlos. Es »schon immer gewusst« zu haben, ist wertlos. Viel wertvoller ist es, einen Irrtum zuzugeben, daraus zu lernen und um Verzeihung zu bitten – und jene willkommen zu heißen, die es erst später gelernt haben. Sich zu trauen, doch Hoffnung zu haben.

               Wenn ich mir anschaue, was ich in den vergangenen Jahren alles lernen durfte – z.B. aus den Büchern von Franziska Schutzbach, Kübra Gümüşay, Max Czollek, Mohammed El-Kurd, Rebecca Solnit und Andrew Boyd –, dann wäre es vermessen zu glauben, ich wäre jetzt endgültig erleuchtet und am Ende meines Lernprozesses. Ich möchte wachsen. Fehler, Missverständnisse und Widersprüche gehören dazu, Zweifel sowieso. Wir experimentieren alle und werden besser darin, aber Experimente scheitern eben auch. Und wenn etwas klappt, machen wir mehr davon.

               Für viele Menschen ist das Wissen, das ich in den vergangenen Jahren erlangt habe, nicht neu. Sie sind damit aufgewachsen – ich hingegen habe es erst lernen müssen. Ich bin mit Stefan Raab im Fernsehen aufgewachsen und ohne eine Vorstellung von der unglaublichen Vielfalt unserer Welt. Umso wichtiger ist es, offen zu sein für die Perspektiven von Menschen mit einem anderen Lern- und Erfahrungshintergrund als ich. Und offen zu sein, Strategien anzupassen, Kritik anzunehmen und, wenn nötig, gegenzusteuern. Fragend schreiten wir voran.6

               Die Autorin Simone Dede Ayivi schreibt passend dazu: »Ich habe gelernt: Wenn ich ins direkte Gespräch gehe, ist die Antwort meistens, dass andere Aktivist*innen selbst nicht hundertprozentig zufrieden sind mit dem, was sie da tun. Sie wollten nur handeln, bevor sie nichts machen. Es lohnt sich, mehr Zeit aufzuwenden, selbst Protest zu organisieren und sich nicht an Haltungen und Praktiken anderer abzuarbeiten. Ich habe mir vorgenommen, mehr Raum zu schaffen und Reichweite zu generieren für Engagement, das ich unterstützenswert finde.«46

            
               
                  Radikale Solidarität

               
               »Wir möchten uns, vor allem auch im Namen unserer Bewohnerin, nochmals recht herzlich für die schnelle und unkomplizierte Hilfe bedanken. Frau E ist gestern Abend wieder hier im Heim angekommen. Die Freude bei ihr und ihrem Lebenspartner war riesengroß, die Szene des Wiedersehens unbeschreiblich. Sie haben zwei Menschen, die es nicht leicht im Leben haben, sehr glücklich gemacht.«

               Derartige Nachrichten erhalte ich im Rahmen meiner Arbeit für den Freiheitsfonds regelmäßig. Wenn wir Menschen aus dem Gefängnis freikaufen, die nur deswegen hinter Gittern saßen, weil sie ein paar Mal ohne Ticket Bus oder Bahn gefahren waren, ist das für Betroffene eine lebensverändernde Erfahrung.

               Ich finde es schrecklich, solche E-Mails zu lesen. Selbstverständlich freue ich mich immer sehr, dass es Menschen besser geht und wir sie (teilweise aus suizidalen Situationen) befreien können. Aber ich kann es kaum aushalten, wie abgründig ungleich die Leben sind, die sich dadurch offenbaren. Dass wir als ehrenamtliche Initiative mit einigen Hundert Euro Menschen aus dem Gefängnis freikaufen können, weil sie selbst buchstäblich nichts besitzen, darf eigentlich nicht sein. Niemand sollte für Lappalien wie das Fahren ohne Ticket im Knast sein. Der entsprechende Straftatbestand muss endlich gestrichen werden.

               Wenn wieder einmal ein Fernsehteam einen Beitrag über unsere Freikauf-Aktionen macht, ist schon vorher klar, was sie fragen werden: Am liebsten wollen sie wissen, was das für ein Gefühl ist, Menschen zu befreien. Und wirklich jede TV-Crew – egal ob von Privatsendern oder den Öffentlich-Rechtlichen – fragt die von uns befreiten Gefangenen, ob sie denn beim nächsten Mal eine Fahrkarte kaufen.

               Der unbedingte Drang von Medien, soziale Probleme zu individualisieren und politische Arbeit als unpolitische Charity darzustellen, ist erstaunlich. Vorabendsendungen wollen herzerwärmende Geschichten erzählen und bloß keine politischen Strukturen benennen, die man ändern müsste. Auf keinen Fall unangenehme Wut, aber ein paar fröhliche Tränen zum Abschluss des Beitrags, das wäre was. Den Gefallen tun wir ihnen nicht.

               Die Berichterstattung über Arbeit wie unsere entspricht in der Regel dem Meme der »Orphan Crushing Machine« – also der Maschine, die Waisenkinder zerhäckselt. Das Prinzip dieser Erzählung ist: Jahrelang frisst eine Maschine am laufenden Band Waisenkinder. Nur manchmal, in seltenen Fällen, gelingt es einer Initiative, Geld zu sammeln, um einige Waisenkinder vor dem sicher geglaubten Tod zu bewahren. Dann sind die Medien voll des Lobes und beschreiben rührselig, wie es wenige Menschen mit einer Spendenaktion schafften, Waisenkinder zu retten. Wie inspirierend! Was für ein tolles Beispiel menschlicher Solidarität! Toll, dass die Waisenkinder noch leben! Nur stellt niemand die Frage, warum es überhaupt eine Maschine gibt, die Waisenkinder zerhäckselt – oder warum man Geld zahlen muss, damit die Kinder nicht von ihr zermalmt werden.

               Mit einer solchen Maschine hat auch Helena Steinhaus zu tun, die Gründerin des Vereins Sanktionsfrei. In einer gesellschaftlichen Atmosphäre, in der Erwerbslose zunehmend entmenschlicht und nur noch als Arbeitseinheiten gesehen werden, die ohne Wenn und Aber dem Markt zur Verfügung zu stehen haben, ist Sanktionsfrei radikal solidarisch.

               Die spendenfinanzierte Initiative geht an die Wurzel: Gegen Armut hilft Geld. Liefert das Jobcenter nicht, ist Sanktionsfrei am Start. Zum Beispiel, wenn es das Darlehen für einen Kühlschrank nicht geben will, weil Leistungsempfänger Lebensmittel »auch auf dem Balkon lagern könnten«. Oder wenn das Jobcenter für eine Mutter mit Säugling das Bürgergeld einstellt, weil ihr die Geburtsurkunde des Kindes nicht rechtzeitig vorliegt. Und auch, wenn das Jobcenter keinen Vorschuss gewährt mit den Worten, eine Empfängerin sähe »nicht hungrig« aus.

               Sanktionsfrei unterstützt in solchen Situationen nicht nur finanziell und juristisch, sondern tut das unbürokratisch und mit Vertrauen – also mit einer Menschlichkeit, die Betroffene vom Staat nur selten erfahren. Das Projekt ist kein Wohltätigkeitsverein, sondern hochgradig politisch. Das zeigt sich vor allem am Umgang mit den Menschen: Sie sind keine Objekte von Almosen, sondern politische Subjekte mit eigener Haltung und Würde.

               Dass Helena Steinhaus mit ihrer Initiative dabei kompromisslos auf der Seite der Betroffenen steht und ihre Geschichten einer breiten Öffentlichkeit erzählt, ist ein entscheidendes Korrektiv in der Debatte um die Grundsicherung. Sie dreht das Framing um: Nicht Armutsbetroffene sind das Problem, sondern die Tatsache, dass wir uns die Reichen nicht mehr leisten können. Betroffene haben eine Würde, müssen sich nicht schämen und haben jedes Recht, politisch tätig zu werden. Und weil Sanktionsfrei konkret hilft und den Alltag verbessert, erlangt der Verein eine besondere Sprechposition: Er schreibt keine abstrakten Policy Paper, sondern berichtet aus der Realität. Das hat in der Öffentlichkeit Gewicht.

               Diese Arbeit löst das Armutsproblem zwar nicht strukturell auf – dazu müsste der Staat mit seinen enormen Ressourcen anders haushalten –, aber sie zeigt der Öffentlichkeit, wo das Problem liegt, und sät die Saat eines anderen Umgangs. Die Arbeit von Sanktionsfrei führt zu konkreten Verbesserungen. Hier geht es nicht nur um Forderungen, sondern um Materialität: Leute bekommen einen Kühlschrank, den sie sich sonst nicht leisten können. Betroffene können dank Sanktionsfrei ihre sterbende Mutter besuchen. Sie können Lebensmittel für ihre Kinder kaufen. Der Verein rettet nicht die Welt. Aber die Initiative ändert die Welt für jeden einzelnen Menschen, den sie unterstützt.

               So wie die von Manne Moslehner: Der damals 85-Jährige sollte im Jahr 2024 sein Haus in Berlin-Reinickendorf verlassen, in dem er seit seiner Geburt gewohnt hatte. Nachdem ein Investor die ganze Siedlung gekauft hatte, versuchte er, den hochbetagten Mann gerichtlich aus seinem Zuhause zu vertreiben. Weil Sanktionsfrei ein Crowdfunding organisierte, konnte Moslehner letztlich in seinem Heim bleiben, bis er ein Jahr später dort starb – gezeichnet vom kräftezehrenden Rechtsstreit, aber trotzdem aufrecht und in seinem Zuhause.

            
               
                  Konkrete Utopien

               
               »Wer Visionen hat, soll zum Arzt gehen«, soll Ex-Bundeskanzler Helmut Schmidt einmal gesagt haben. Der Spruch klingt zwar pragmatisch, ist aber Unsinn. Wer zivilgesellschaftlich tätig ist, weiß, dass das Gegenteil richtig ist: Gemeinschaftlich für eine bessere Welt zu arbeiten, ist nicht nur schön, sondern fördert nachweislich auch die Gesundheit. Soziale Interaktionen und das Erleben von Selbstwirksamkeit sind gut für uns.47 Man kann auch sagen: Wer Visionen hat, muss weniger zum Arzt.

               Der erste Schritt zu zivilgesellschaftlichem Engagement ist die Erkenntnis, dass einem die Umgebung nicht egal ist. Man sorgt sich um sie. Wir alle kennen Gelegenheiten und Räume der Fürsorge, in denen wir Vertrauen fassen. Sei es mit Familie und Freunden, auf Demos, bei Kulturveranstaltungen, an »Dritten Orten«, Begegnungsorten, in denen wir sein können, ohne einen Zweck zu erfüllen oder Geld bezahlen zu müssen. Dazu zählen Gemeinschaftszentren, Bibliotheken und Parks.

               Um eine Vision fassbar zu machen, ist es nötig, sie in die Realität zu übersetzen. Wirksame politische Bewegungen fordern nicht nur, sondern setzen einen Teil ihrer Forderungen schon im Kleinen um. Eine Initiative fordert, dass der städtische Raum autofrei und für Menschen lebenswerter gemacht wird? Dann kann sie am internationalen PARK(ing) Day teilnehmen, an dem für einen Tag genau das umgesetzt wird und Parkplätze zu Grünflächen, Gastronomie-Bereichen oder Spielplätzen umfunktioniert werden.

               Oder wenn eine Initiative die Entkriminalisierung des »Containerns« fordert, also des bisher verbotenen Mitnehmens weggeworfener Lebensmittel: Dann könnten Aktivist*innen die obskure Straftat gemeinschaftlich begehen und die noch guten Lebensmittel gemeinsam mit vielen Menschen in einem Festmahl öffentlichkeitswirksam und lecker verspeisen. So wird die Utopie direkt im eigenen Umfeld greifbar.

               Dieses als »präfigurative Politik« bezeichnete Vorgehen bedeutet, dass Bewegungen die Gesellschaft, für die sie kämpfen, bereits im Hier und Jetzt vorleben. Das betrifft nicht nur politische Forderungen, sondern auch das Miteinander von Aktivist*innen untereinander – die gegenseitige Rücksichtnahme und Sorge umeinander. So soll ein funktionierendes Gegenmodell zur bestehenden Ordnung sichtbar gemacht werden.

               Dafür gibt es zahlreiche Beispiele, gerade bei den wirksamsten internationalen Protesten der vergangenen Jahre. Es ist faszinierend, wie Aktivist*innen bei den prodemokratischen Gezi-Protesten in Istanbul, beim Euromaidan in Kiew und bei der 15-M-Bewegung in Spanien in Windeseile eigene soziale Infrastruktur aufbauten.

               »Ein perfekter Protest ist ein Mikrokosmos seiner Ziele«, sagt Marina Weisband. Die Publizistin war 2014 selbst bei den Maidan-Protesten in der Ukraine und erlebte, wie die Forderungen der Protestbewegung im Kleinen Realität wurden. Zu den wenigen Student*innen, die die Besetzung des Maidan gestartet hatten, gesellten sich bald Eltern und Militär-Veteranen. Die Protestierenden organisierten sich selbst und schufen eine eigene Küche, eine medizinische Einheit sowie eine Maidan-Uni für Fortbildungen. Es bildete sich ein eigener Maidan-Humor, und zweimal pro Woche fegten die Menschen gemeinsam den Platz. So verwandelte sich die erlernte Hilflosigkeit in eine kollektive Selbstwirksamkeit.

               Solche konkreten Utopien lassen sich nicht nur in Protestbewegungen finden, sondern auch auf unkommerziellen Festivals – etwa beim Chaos Communication Congress oder beim Fusion-Festival. Hier werden Ressourcen gemeinschaftlich verwaltet, jenseits von Marktlogik und Profitzwang.

               In derartigen Räumen haben Menschen nicht nur Spaß; sie experimentieren quasi in einem zeitlich begrenzten Labor mit einem anderen Umgang miteinander. Teilnehmende engagieren sich in Freiwilligen-Schichten, weil sie zu etwas Größerem beitragen wollen. Auch die Kloschicht kann Spaß machen, wenn man sie gemeinsam macht. Es geht nicht um Geld, es geht um eine gemeinsame Idee. Statt Kommerz gibt es Dankbarkeit, statt Konkurrenz Kooperation und Miteinander. Sogar das Gesundheitssystem vor Ort ist solidarisch organisiert. Bei Tarek K.I.Z. klingt das so: »Ich hab' all mein Geld vor der Sparkasse verschenkt. Für mich zählt nur noch Trance, Techno und Goa. Und mein Festivalbändchen am Handgelenk.«48

               Besonders faszinierend sind an solchen Orten die Kulturen des Schenkens, des Gebens ohne Erwartung einer Gegenleistung. Man kann so viel schenken: Aufmerksamkeit und Beachtung, Zeit, Vertrauen, Kunst oder Materielles. Wenn Handeln nicht mehr transaktional, sondern transformational ist, verschiebt sich die Selbstwahrnehmung. Schenken macht nachweislich glücklicher. »Warm-Glow-Effekt« heißt das in der Verhaltensökonomik. Wenn es einem schlecht geht, hilft es, etwas zu verschenken.

               Festivals mögen zeitlich und räumlich begrenzt sein, aber sie sind ein Fingerzeig: eine Erinnerung daran, in was für einer Welt man leben will. Mit einer solchen Perspektive fällt es übrigens auch leichter, klimafreundlich zu handeln. Zwar ist der persönliche CO2-Abdruck ein Ablenkungsmanöver der Industrie, um von systemischer Verantwortung abzulenken. Aber eine persönliche Entscheidung für den Klimaschutz ist trotzdem wertvoll, weil sie uns an die Utopie erinnert.

               Lassen sich Grundprinzipien aus Freiräumen wie Festivals in den Alltag übersetzen? Wie gelingt eine Veralltäglichung der Utopie? Vielleicht, indem wir unsere direkte Nachbarschaft als Festival begreifen und aus jedem Festivalsommer eine positive Erfahrung in den Alltag übernehmen. Den Umgang miteinander, die Organisation von Gemeinschaftsaufgaben, die Verschönerung der Umwelt und den eigenen Kleidungsstil. Die Nachbarschaft als konkrete Utopie! Viele erfolgreiche Strukturen von progressiven Bewegungen sind aus Festivals entstanden – darunter Küche für alle (Küfa)-Strukturen zur Verköstigung Hunderter Personen sowie hoch spezialisierte Kommunikations-, Logistik-, Protest- und Security-Strukturen.

               Freiräume haben besonders niedrige Schwellen, um ein anderes Leben auszutesten. Nicht nur für uns, sondern auch für Menschen in unserer Umgebung. Denn wie bewegen wir andere zum Engagement? Meistens ganz simpel: Wir fragen sie, ob sie mitmachen wollen. Viele Menschen möchten sich gerne engagieren, wissen aber nicht, wie oder wo. Sie persönlich anzusprechen – ob sie zur Demo mitkommen, bei einer Freiwilligen-Schicht mithelfen oder kurz aushelfen können –, wirkt Wunder. Die Erfahrung zeigt: Menschen möchten dann teilhaben, wenn sie eine tiefe Verbundenheit spüren, wenn sie anderen vertrauen und in der Gemeinschaft sowohl Sinnhaftigkeit als auch Lebensfreude erfahren. Mir geht es auch so: Die schönsten Erfahrungen meines Lebens habe ich nicht alleine, sondern gemeinsam mit anderen Menschen.

               Über das Tun erleben wir unmittelbar, dass wir etwas verändern. Wir können 50 Gleichgesinnte dazu bringen, zu einem Protest zu kommen. Wir können Menschen dazu bewegen, sich nicht länger alleine zu fühlen. Wir können Politiker*innen dazu bewegen, sich mit einem Thema auseinanderzusetzen. Wir können Menschen bewegen. Diese Erfahrung der Selbstwirksamkeit ist Grundlage für jedes weitere Engagement.

               Ein solches Gefühl der Handlungsfähigkeit und das Selbstvertrauen, etwas bewirken zu können, sollten wir eigentlich über unser Umfeld und das Bildungssystem erhalten. Schüler*innen Handlungskompetenz zu vermitteln, aus der eine echte Selbstwirksamkeitserwartung entsteht, ist offiziell sogar das Ziel nachhaltiger Entwicklung. Doch in der Realität sind weder Schulen noch andere Institutionen in der Breite so aufgebaut, dass sie zivilgesellschaftliches Engagement wirklich fördern oder gar aushalten.

               Ich hatte das große Glück, in meiner Jugend früh Selbstwirksamkeit erfahren zu haben – wenn auch eher gegen den Plan meiner Schule. Die Schülerzeitung »Sophies Unterwelt«, die ich mit meinem Bruder Nico an einer katholischen Schule in Hamburg gründete, wurde von der Schulleitung kurzerhand verboten. Unser Kampf für Pressefreiheit mündete darin, dass wir vor dem Schulgebäude ein Dixi-Klo anmieteten, aus dem heraus wir die Schülerzeitung verkauften. Das Motto: »Schülerzeitungsverbot – da scheißen wir drauf«. Diese wenig subtile Aktion führte dazu, dass sich am Ende sogar die Hamburger Bürgerschaft mit dem Schülerzeitungsverbot beschäftigte und wir von Menschen aus ganz Deutschland Solidarität erfuhren.

               Selbstwirksamkeit zu schaffen, ist die Kernaufgabe und zugleich die größte Chance sozialer Bewegungen. Sie fängt häufig schon bei der Teilnahme an kleinen Protesten an.49 Angesichts der täglichen Überforderung mit schlechten Nachrichten ist Selbstwirksamkeit wichtig, um nicht zu verzweifeln und krank zu werden. Das zeigt auch die Theorie der Salutogenese: Damit wir nicht ohnmächtig werden, müssen wir erstens verstehen, warum um uns herum passiert, was passiert. Zweitens müssen wir einen Weg finden, das Erlebte zu bewältigen, und unseren Beitrag dazu leisten, dass es besser wird. Und drittens müssen wir erfahren, dass es sich lohnt, sich zu engagieren.

               Nun haben wir jedoch nicht alle dieselben Voraussetzungen dafür. Teresa Bücker weist darauf hin, wie zentral die Verfügbarkeit von Zeit für politisches Engagement ist – ein Faktor, der wiederum eng mit Gender-Gerechtigkeit verknüpft ist.50 Weitere Hürden sind regionale Unterschiede und die eigene Gesundheit. Für Aktivismus braucht es Aktivität, zu der man fähig sein muss.7

               Umso wichtiger, dass Bewegungen radikal inklusiv sind. Sie haben die Aufgabe, Formate zu schaffen, durch die auch Menschen teilhaben können, die über weniger oder andere Ressourcen verfügen. Kinderbetreuung vor Ort, digitale Beteiligungsmöglichkeiten und barrierefreie Zugänge zu Treffpunkten ermöglichen mehr Menschen eine Teilnahme; spaßorientierte Angebote machen den Einstieg einfacher.

               Ich war vor allem in meinem Politikwissenschaft-Studium von allerlei linken Typen eingeschüchtert, die felsenfest davon überzeugt waren, man müsse erst mal Hegel und Marx im Original gelesen und verstanden haben, bevor man mitreden kann. Aber haben Sie mal versucht, das Zeug zu lesen? Marx ist schon hart, aber Hegels Texte sind eine einzige Zumutung. Grundlagen für die Weltrevolution hin oder her: Wie man schreibt, ist auch Teil des Projekts. Wenn wir wollen, dass unsere Bewegung offen zugänglich ist, muss unsere Form der Kommunikation das auch sein. Ohne verständliche Sprache kein Verständnis – und ohne Verständnis keine Teilhabe.

               Es ist ein Irrglauben, dass man für Engagement bereits politisiert oder politisch interessiert sein muss. Forschung zur Geflüchtetenhilfe zeigt beispielsweise, dass viele Menschen zunächst aus rein menschlicher oder pragmatischer Motivation solidarisch aktiv werden. Das Engagement selbst politisiert sie dann.51

            
               
                  Antifa ist Care-Arbeit

               
               Demokratisches Engagement geht nicht ohne Care-Arbeit. Wie in der Gesamtgesellschaft ist auch im Aktivismus der Stellenwert der Sorgearbeit gnadenlos unterbeleuchtet. Dabei kann eine Bewegung nicht dauerhaft wirksam sein ohne nach außen kaum sichtbare Strukturen: Logistik, digitale Infrastrukturen, psychologische Unterstützung und rechtliche Verteidigung (und natürlich auch Angriff). In Zeiten von allerhand KI-Gedöns gehören auch Recherche und Dokumentation dazu, allen voran die Wikipedia.

               Care-Arbeit ist immer politisch. Zum einen, weil Kämpfe um Sorge oft unmittelbar mit staatlichen Sorge-Strukturen verknüpft sind – seien es die Kämpfe um Medikamententests während der HIV/AIDS-Pandemie oder Auseinandersetzungen um das Pflegesystem und die Krankenversorgung. Zum anderen, weil sie die Grundsatzfragen aufwirft: Wer wird in der Gesellschaft gesehen? Um wen wird sich gesorgt – und um wen nicht? Was ist Gemeinschaftsaufgabe und was nicht? »I care« – es ist mir nicht egal – das ist der Beginn für jedes Engagement.

               Fürsorge besitzt eine enorme politische Kraft. Ein Beispiel: Um die Schwarze Bürgerrechtsbewegung zu bekämpfen, fokussierte sich die US-Regierung unter anderem auf das kostenlose Frühstücksprogramm der Black Panther Party. Das FBI versuchte gezielt, nicht als Erstes politische Veranstaltungen, sondern diese sozialen Aktivitäten zu schwächen. Es fürchtete den daraus entstehenden Zusammenhalt der Communitys, wie interne Papiere belegen.52

               Das ist auch ein klarer Hinweis darauf, welche Stärke Bewegungen haben, wenn sie nicht nur politische Ziele fordern, sondern Strukturen der Solidarität aufbauen – also eine materielle Grundlage für das Überleben und den Widerstand schaffen. Wird auf einer Demo Geld für ein konkretes Anliegen gesammelt, ist die Musik richtig gut, kommen Menschen durch eine Anmoderation von der Bühne ins Gespräch, oder gibt es bei einem Event kostenloses oder sehr preiswertes Essen, funktionierende Toiletten, Wickelmöglichkeiten und Ladestationen für das Handy, dann ist dieses Event auf jeden Fall ein Erfolg. Und zwar unabhängig davon, ob die politische Forderung sofort erfüllt wird.

               Ist eine Bewegung erfolgreich, wird sie zwangsläufig Gegenwind bekommen: staatliche Gegenwehr durch Polizei und Justiz, finanzielle Daumenschrauben, mediale Gegenkampagnen oder gar Bedrohungen und Angriffe. Für solche Fälle existiert mittlerweile eine belastbare Rettungskette aus Organisationen wie der Gegenrechtsschutz, dem Überbrückungsfonds, HateAid, dem RAZ, der Roten Hilfe und Medien in Bewegung. Sie bieten die nötigen Ressourcen, um sich zu wehren – sei es durch kleine finanzielle Förderungen, Fortbildungen in der Öffentlichkeitsarbeit oder auch anwaltliche Unterstützung bei rechter Gewalt.

               In den vergangenen Jahren haben zahlreiche Initiativen und Organisationen dazugelernt: Sie entwickeln Schutzkonzepte, benennen interne Vertrauenspersonen und trainieren Szenarien der kollektiven Verteidigung. Die Maßgabe dabei ist: Wenn ein von Medien wie nius oder der Welt ausgelöster Shitstorm losbricht, darf niemand starr vor Schreck sein. Man muss genau wissen, welche Anwält*innen zu kontaktieren sind, wie das Vorgehen beim Öffnen der Bürotür ist und wer im Team dafür zuständig ist, Hasskommentare auf Social Media zu filtern und gegebenenfalls zur Anzeige zu bringen. Bei Angriffen auf die Zivilgesellschaft sind Vernetzung, Wissensaustausch und Koordination die wirksamsten Mittel der Verteidigung.

               Dazu gehört auch die schmerzliche Frage, wie wir damit umgehen, wenn durch rigide Kürzungen viele Demokratie-Projekte nicht mehr wie bisher weiter finanziert werden können. Klar, Geld macht eine Bewegung nicht automatisch effektiver; eine staatliche Finanzierung kann ein Projekt auch inhaltlich beschränken. Keine Revolution war wegen eines Finanzantrags siegreich. Und zahlreiche Projekte kamen auch ohne Geld an ihr Ziel.

               Ein beeindruckendes Beispiel ist die Internationale Kampagne zum Verbot von Landminen, die in den 1990er-Jahren erfolgreich für einen internationalen Vertrag zur Ächtung von Landminen kämpfte. Sie führte dazu, dass die Zahl der Minenopfer von jährlich 25000 zu Beginn der 90er-Jahre auf unter 4000 gesenkt wurde. Dieses globale Netzwerk operierte jahrelang ohne eigenes Budget. Ein Konto musste die Kampagne erst 1997 eröffnen – um das Preisgeld für den Friedensnobelpreis in Höhe von rund 500000 US-Dollar entgegenzunehmen.

               Aber gerade, um Projekte zu verstetigen und soziale Angebote dauerhaft zu sichern, müssen Personalstellen finanziert werden. Demokratie gibt es nicht zum Nulltarif. Zieht sich der Staat aus der Finanzierung der demokratischen Zivilgesellschaft zurück, gilt es, dieses Vakuum durch Spenden aufzufangen. Projekte wie das Netzwerk Polylux zeigen, wie das geht: Sie verteilen Mittel gezielt an jene Initiativen, die sie am dringendsten brauchen. Unternehmen und Stiftungen müssen sich hier viel stärker als bisher in die Pflicht nehmen lassen.

               Initiativen müssen zudem lernen, Ressourcen untereinander zu teilen – etwa durch eine gemeinsame Verwaltung oder »Fiscal Hosts« wie inter.alia. Aber vor allem müssen die großen Tanker ran: Große, vor allem spendenfinanzierte Organisationen müssen Verantwortung für ihre Netzwerke übernehmen und, wenn nötig, kleineren Organisationen unter die Arme greifen, anstatt nur im eigenen Vorgarten zu gärtnern.

               Schaut man auf Care-Strukturen innerhalb der Bewegung, wird schnell deutlich, dass Heldenerzählungen im Aktivismus nicht funktionieren. Es gibt keine Helden, es gibt nur unterschiedliche Rollen. Manche Menschen sind besonders sichtbar und haben dadurch andere Privilegien, tragen aber auch eine spezifische Verantwortung. Andere sind introvertierter oder bauen im Verborgenen die Strukturen auf, ohne die nichts liefe. Alle sind Teil eines Netzwerks.

               Natürlich kann es strategisch sinnvoll sein, eine Person in der Kommunikation in den Mittelpunkt zu rücken – etwa weil sie extrovertierter ist, gegen Angriffe von außen besser abgesichert ist und dadurch mutiger agieren kann. Aber im Hintergrund gibt es immer jene, die interne Konflikte ausbügeln, Treffen organisieren und für Verpflegung sorgen.8

               Sorgearbeit ist der unsichtbare Kleber, der jede erfolgreiche Bewegung zusammenhält. Sie ist nicht einfach da; sie muss aktiv organisiert werden.

            
               
                  Weitermachen

               
            	
               	Reichtum sichtbar machen: Extreme Ungleichheit bedroht die Demokratie. Umverteilung beginnt mit Transparenz. Zeit, den Scheinwerfer auf Reichtum zu werfen.

	Utopien veralltäglichen: Im Sinne der präfigurativen Politik werden Visionen besser greifbar, wenn wir sie in der Gegenwart ausprobieren. Freiräume wie Festivals, Wohn-, Öko- und Kulturprojekte, Genossenschaften und soziale Bewegungen öffnen ein Fenster in eine andere Welt. Selbst einen »Dritten Ort« schaffen? Dazu gibt es eine Anleitung im online verfügbaren Handbuch »How-To Dritter Ort«.

	Mut zum Scheitern: Fehler machen ist okay. Wir alle experimentieren. Die meisten meiner Kampagnen haben nicht wie geplant funktioniert – das gehört dazu.

	Menschen bewegen: Wie motivieren wir andere zum Engagement? Wir fragen sie direkt, ob sie mitmachen – auch mehrfach, falls es beim ersten Mal nicht funktioniert. Bewegungen müssen radikal zugänglich sein – in ihrer Sprache, ihren Aktionen und ihren Räumen. Jede neue Person, die wir überzeugen, verdoppelt unsere Schlagkraft.

	Zärtlichkeit als Widerstand: In Zeiten der Härte zart zu bleiben, ist ein revolutionärer Akt. Dazu gehört, Menschen Geld und Aufmerksamkeit zu schenken. Wenn wir politische Forderungen mit konkreten Unterstützungsangeboten verbinden, verändern wir die Welt nicht nur im Kleinen, wir verleihen ihnen auch noch mehr Kraft.

	Vertrauen als Fundament: Gegenmacht braucht Vertrauen. Um es wiederherzustellen, helfen Mediation und die Rückbesinnung auf gemeinsame Ziele. Wir müssen unsere Gegner kennen und unseren Verbündeten vertrauen.

	Ressourcen nutzen: Wir fangen nicht bei null an. Organisationen wie der Gegenrechtsschutz, der Überbrückungsfonds, HateAid, die Neuen deutschen Medienmacher*innen, der RAZ, die Aktivist*innen-Agentur und Medien in Bewegung sind die Infrastruktur unserer Verteidigung. Nutzen wir sie!




            	

            
               3. MEDIEN UND KULTUR

               Neue Räume schaffen

            Wenn das Hetzportal nius wieder einmal eine Unterlassungserklärung unterschreiben muss, weil es gelogen hat, liest sich das meist so: »Hiermit verpflichtet sich die VIUS SE & CO. KGaA – Unterlassungsschuldnerin –, es bei Meidung einer für jeden Fall der schuldhaften Zuwiderhandlung verwirkten Vertragsstrafe zu unterlassen, die nachfolgende Behauptung ohne Erlaubnis zu veröffentlichen.«
Wenn das Portal nicht nur eine falsche Tatsachenbehauptung zugeben muss, sondern auch noch ein Foto oder ein Video ohne Erlaubnis verwendet hat, schreibt das Justiziariat des Verlags nach einer Abmahnung ungefähr das: »Hinsichtlich des streitgegenständlichen urheberrechtlichen Verstoßes ist unsere Mandantin bereit, aufgrund der Nutzung des Fotos Schadenersatz im Wege der Lizenzanalogie nach § 97 Abs. 2 UrhG in Höhe von 500,– Euro – wegen fehlender Urhebernennung erhöht um 100 % – zu leisten.«
Dass das Hetzportal zu Kreuze kriechen muss, passiert häufiger, als man mitbekommt (und seltener, als es passieren könnte). Die Menschen, die bei nius arbeiten, haben nämlich offenbar nicht nur Lust auf Hetze, sondern auch sehr wenig Ahnung von journalistischen Grundsätzen. Es lohnt sich, sie für falsche Behauptungen und Urheberrechtsverletzungen abmahnen zu lassen. Das kostet den Verlag nämlich nicht nur eine ganze Menge Geld, sondern auch eine ganze Menge Zeit, in der die Verantwortlichen nicht weiter hetzen könnten. Wenn Sie mal auf möglicherweise abmahnwürdige Inhalte stoßen – etwa, weil Fakten falsch sind oder Fotos ohne Erlaubnis verwendet wurden –, melden Sie sich bei mir. Ich kümmere mich gern in meiner Freizeit darum, vermittle Rechtsbeistand und finanziere das Verfahren. Und was haben Sie so für Hobbys?
Rechtsextreme Medien haben in den vergangenen Jahren massiv an öffentlichen Raum gewonnen. Sie erreichen ihr Publikum nicht nur über ihre Plattformen und die sozialen Medien. Sie haben auch Einfluss darauf, wie andere Medien arbeiten und welche Themen sie bearbeiten. Rechte Portale wie nius, Apollo News oder auch der von einem CSU-Politiker gegründete ÖRRblog werden nicht nur von ihren Fans gelesen, sondern auch von denjenigen, die von ihnen ins Visier genommen werden. Die extreme Rechte kämpft um Diskurshoheit. Ist ihre Position erst einmal normalisiert, ist für sie ein entscheidender Meilenstein erreicht – denn die Entnormalisierung extremer Standpunkte ist weitaus schwieriger als ihre Etablierung.53
Der Aufbau einer medialen Gegenmacht ist heute schwieriger als noch vor wenigen Jahren. Die sozialen Medien sind in den vergangenen Jahren deutlich weniger sozial geworden. Waren Plattformen wie MySpace, StudiVZ oder das frühe Facebook vor allem Freundesnetzwerke, folgt man heute prominenten Personen oder Organisationen; Austausch findet fast ausschließlich in den Kommentarspalten unter dem Content von Influencer*innen statt. Man könnte auch sagen: Die sozialen Medien sind, angetrieben von Tech-Milliardären, deutlich hierarchischer geworden.54 Klar, jede*r kann Content Creator werden – doch die Hürden dafür steigen enorm, während kommerzielle Plattformen zunehmend politischen Agenden folgen. Ihre Algorithmen priorisieren bestimmte Themen und sind so rassistisch wie ihre Chefs. Statt über Zugangsverbote für Minderjährige zu debattieren, wäre der demokratiedienliche Schritt, diese Giganten zu zerschlagen oder zu vergesellschaften.
In diesem Kontext gleicht der Niedergang von Twitter (bzw. X) einem Drama. Viele Medienschaffende haben das noch immer nicht begriffen und glauben, die rechtsextreme Echokammer des Faschisten Elon Musk bilde die Gesellschaft ab. Dabei führen schon wenige Wochen auf der Plattform dazu, politische Einstellungen von Nutzern nach rechts zu verschieben.55 Niemand sollte diese Jauchegrube noch mit Inhalten füttern.
Der Austausch und die Vernetzung, die Twitter einst ermöglichte, sind zu einem großen Teil weggebrochen. Plattformen wie Bluesky oder Mastodon konnten diese Lücke bisher nicht füllen, auch wenn sie grundsätzlich das Potenzial dazu besitzen. Eine öffentlich-rechtliche Infrastruktur in diesem Bereich wäre bitter nötig, fehlt jedoch bislang. Das bedeutet: Wir müssen unsere kommunikative Infrastruktur erweitern und dürfen uns nicht von einer einzigen Plattform abhängig machen – zumal die faschistische US-Regierung dieser jederzeit den Saft abdrehen kann. Jedes Projekt und jede Initiative sollte neben Social-Media-Kanälen mindestens auch eine eigene Website haben und idealerweise auch einen Newsletter-Verteiler aufbauen. Wir brauchen eine Öffentlichkeit, die Online-Aktivitäten in direkten sozialen Kontakt übersetzen kann.
Die zentrale Frage lautet: Wie gestalten wir Öffentlichkeit in einer solch herausfordernden Situation? Wie erobern wir den Raum zurück? Drei Aspekte sind dabei entscheidend: Was wir kommunizieren, wie wir kommunizieren und wo wir kommunizieren.

               
                  Raum umverteilen

               
               Fangen wir mit dem ersten Aspekt an: Zu welchen Themen sollten wir uns äußern? Wir alle haben nur begrenzt Zeit und Aufmerksamkeit – wem schenken wir diese kostbaren Ressourcen?

               Mein Bruder Nico hat mit der von ihm gegründeten Initiative PRÜF hierzu eine wertvolle Erfahrung gemacht. PRÜF will erreichen, dass die große rechtsextremistische Partei Deutschlands vom Bundesverfassungsgericht geprüft wird. Nico berichtet, dass die Aktivist*innen in der Initiative, sobald sie aufhörten, primär über die Strategien der Rechtsextremen zu diskutieren, sofort neue Energie schöpften. Sie fingen an, ihre eigenen Strategien in den Vordergrund zu rücken. Statt auf Rechtsaußen zu reagieren, konzentrierten sie sich wieder auf die Positionen von Demokrat*innen. »Wir bestimmen, was im Raum passiert«, sagt Nico.

               Wir gehen den Rechten auf den Leim, wenn wir uns endlos an ihren Agenden, Forderungen und Provokationen abarbeiten.56 Autoritäre Kräfte versuchen, uns in eine ständige Beschäftigung mit ihnen zu drängen, indem sie lautstark eine »Polarisierung« in der Gesellschaft beklagen.57 Dies ist jedoch ein Trick. Was oft als Polarisierung gelabelt wird, ist faktisch eine Politisierung der Kommunikation, kein tatsächliches Auseinanderbrechen gleich großer Bevölkerungsteile. Polarisierung fungiert als Kampfbegriff der Rechten, um das Gegenüber zum Einlenken zu zwingen.

               Wirklich passend ist dieser Begriff selten. Wenn durch rassistische Aussagen – etwa die Äußerungen des Bundeskanzlers zum »Stadtbild« – eine Kluft in der Gesellschaft entsteht, besteht unsere Aufgabe nicht darin, sie zu schließen, sondern darin, uns mit den Betroffenen solidarisch zu zeigen.

               Es gilt, die Erzählung einer angeblichen Polarisierung zu dekonstruieren und zu verdeutlichen: Auf der rechten Seite der Kluft stehen weit weniger Menschen, als die Lautstärke vermuten lässt – und links davon geht es deutlich schöner zu. Wenn die einen für Faschismus sind und die anderen dagegen, ist nicht die Spaltung das Problem, sondern die Faschisten. Man darf der Versuchung nicht verfallen, den politischen Konflikt zu meiden, nur weil »Polarisierung« als Kampfbegriff eingesetzt wird.58

               Natürlich bleibt es wichtig, autoritäre Strategien zu analysieren, um wirksam gegenzusteuern. Aber die Grundsatzfrage ist: Will ich vor allem den Aggressor verstehen, oder gilt meine Aufmerksamkeit auch den Betroffenen? Will ich Tätern Raum geben oder Opfern? Widme ich meine Energie jenen, die Gewalt ausüben, oder jenen, die Widerstand leisten?

               Ein konsequenter Perspektivwechsel bedeutet beispielsweise, nicht länger alleine über die rassistischen Programme der AfD zu berichten und die angeblich so interessanten Strategiedebatten der extremen Rechten zu referieren – sondern die konkreten Folgen für Millionen von Menschen in Deutschland zu benennen. Nicht voyeuristisch auszubreiten, wie cool Faschisten jetzt auf manche wirken, sondern jene sichtbar zu machen, die sich ihnen entgegenstellen. Nicht neugierig anzufragen, ob Millionendemos gegen Rechtsextreme diese destabilisieren, sondern zeigen, wie sehr diese Proteste die Demokrat*innen stabilisieren. Nicht die immer gleichen Repräsentant*innen mitgliederschwacher Parteien zu interviewen, sondern die Aktiven aus mitgliederstarken zivilgesellschaftlichen Bewegungen zu Wort kommen zu lassen.

               Das gilt auch für den Umgang mit anderen Akteuren: Wenn etwa der bayerische Ministerpräsident eine autoritäre Forderung zum Besten gibt, sollte man ihn dafür nicht auch noch mit einem Interview belohnen. Vielmehr ist es geboten, Expert*innen oder Betroffene zu befragen, um die Konsequenzen solcher Forderungen einzuordnen.

               Das ist auch deswegen wichtig, weil autoritäre Politik darauf angewiesen ist, Angst zu erzeugen. Werden repressive Ankündigungen einfach weiterverbreitet, ohne auch den Widerstand dagegen zu thematisieren, spielt das Rechtsextremisten in die Karten. Es trägt zum Gefühl der Ohnmacht bei.

               Und dafür gibt es auch so schon genug Anlass. Der Ablauf der öffentlichen Debatten in Deutschland in den vergangenen Jahren ist zum Verzweifeln. Ob der Bundeskanzler, eine Kampagne von Bild und nius oder die neuesten Thesen eines Bestseller-Philosophen: Regelmäßig werden rassistische Ressentiments bedient, Debatten über »faule Leistungsempfänger« losgetreten oder die Behauptung verbreitet, man dürfe »nichts mehr sagen« – und das in allen überregionalen Medien gleichzeitig.

               Wie reagiert man darauf? Den Unsinn unwidersprochen stehen lassen? Die eigenen Ressourcen schonen? Oder widersprechen und damit der Debatte erst recht Aufwind geben?

               Die Schriftstellerin Toni Morrison sagte einst: »Die wichtigste Funktion des Rassismus ist Ablenkung: Er hält dich davon ab, deine Arbeit zu tun.«59 Dennoch mahnte sie, nie die Fähigkeit zu verlieren, erschüttert zu sein. Wir dürfen die kostbare Gabe der Empörung nicht verlieren. Bloß nicht abstumpfen!

               Wie also gehen wir mit diesen Gegensätzen um? Es kommt vor allem darauf an, von wem die Äußerung stammt, die diskutiert werden soll. Hier der Versuch einer kleinen Anleitung:

               	Genießt die Person den Widerspruch? Ist sie vielleicht auf eine Reaktion angewiesen, weil sie nur auf diese Weise beruflich bestehen kann, beispielsweise in einer SPIEGEL-Kolumne? Hat sie womöglich einen Fetisch dafür, angeschrien zu werden, und laufen Sie Gefahr, durch Ihre Empörung diesen Fetisch zu befriedigen? → Ignorieren.

	Positioniert sich die Person offen menschenfeindlich? Sagt sie beispielsweise etwas Rassistisches? → Plattform entziehen. Wenn ein direkter Austausch keinen Sinn ergibt, gilt es, das Umfeld zu sensibilisieren – etwa den Arbeitgeber, ein Medium, das diesen Aussagen eine Bühne bietet, oder Parteimitglieder (wenn es sich um das Mitglied einer demokratischen Partei handelt). Der Widerspruch sollte sich an sie richten.

	Ist die Person (oder die Bewegung, aus der die Person stammt) Ihnen wichtig? → Direkter Dialog. Hier sollte man das persönliche Gespräch suchen, anstatt den Konflikt sofort öffentlich auszutragen.

	Handelt es sich um eine prominente Person, die keine formelle Macht besitzt, beispielsweise einen Ex-Politiker, einen Ex-Fernsehmoderator oder einen Ex-Intellektuellen mit Reichweite? → Nicht in einen Austausch gehen, sondern sich – wenn überhaupt – lustig machen.

	Bekleidet die Person eine Machtposition, etwa in einem Regierungsamt? Dann muss sie zunächst ernst genommen werden, weil sie ihren Worten Taten folgen lassen kann. → Breiter Widerspruch.




               Zugegeben: Eine vollkommen ausgereifte Methodologie ist das nicht. Als Richtschnur ist sie aber hilfreich. Wenn wir sie in konkrete Beispiele übersetzen, bedeutet das etwa:

               	Welt-Herausgeber Ulf Poschardt sagt etwas → Ignorieren.

	Die AfD sagt etwas → Plattform entziehen.

	Eine Freundin sagt etwas Blödes → Direkt ansprechen.

	Ein FDP-Politiker schreibt ein Buch → Sich lustig machen.

	Friedrich Merz hält eine Rede → Widerspruch (und dann vielleicht: sich lustig machen).




            
               
                  Wie kommunizieren?

               
               Damit kommen wir zum zweiten Aspekt: Wie kommunizieren wir? Nehmen wir bestehende Debatten und versuchen, sie zu drehen, oder setzen wir eine eigene Agenda?

               Woher der Absender einer Debatte stammt, ist ganz entscheidend für die Frage, ob eine Reaktion überhaupt sinnvoll ist. Stammt der Anstoß einer öffentlichen Diskussion aus dem Kreis der extremen Rechten, ist strikte Verweigerung geboten. Es gibt keine Möglichkeit, sie konstruktiv zu drehen, da ihre Intention von Anfang an destruktiv ist. Jede demokratische Gegenrede ist bereits als Teil des rechten Kampagnenplans einkalkuliert.

               Ist ein Anstoß automatisch schlecht, nur weil er von der AfD kommt? Ja. Aber kann es nicht sein, dass ein Thema wichtig ist, selbst wenn er von Rechtsextremisten ausgeht? Mag sein, dass ein Thema wichtig ist, jedoch lässt sich ein identitärer Spin nicht im Nachhinein aus einer Debatte herausfiltern. Sie kann nicht mehr konstruktiv werden.

               Die Dynamik rechter Skandalisierung bleibt stets gleich: Agitatoren von rechts schaffen es routiniert, ihre Themen in der Öffentlichkeit zu setzen und damit von tatsächlichen Problemen abzulenken. Ob ein vermeintlicher Notstand an den Grenzen, angebliche »Totalverweigerer« oder eine herbeifantasierte Migrationskrise – die politische Rechte baut Windmühlen auf und bringt sich dann in Stellung, um sie heldenhaft zu bekämpfen. Das löst kein einziges Problem, aber darum geht es auch nicht. Das Ziel ist allein die Stärkung der eigenen Identität durch permanente Konfrontation.

               Nehmen wir ein Szenario, das vermutlich bald so eintreffen könnte: Die AfD attackiert die Wikipedia, weil diese angeblich »nicht objektiv« und »zu links« sei. Eine solche Skandalisierungskampagne folgt meist diesem Drehbuch:

               	Die AfD stellt eine Kleine Anfrage im Bundestag: Sie verlangt Auskunft über Fördergelder für eine Veranstaltung des Vereins hinter der Wikipedia. Bereits im Anfragetext wird das Narrativ gesetzt: Die Partei beklagt, die Inhalte der Wikipedia seien »nicht neutral« und würden »Linksextremen eine Plattform« bieten.

	Berichterstattung von Rechtsaußen: Sobald die Antwort den AfD-Abgeordneten exklusiv vorliegt, wird sie dem Hetzportal nius zugesteckt. Die Schlagzeile ist quasi sofort fertig: »Familienministerin gibt 50000 Euro an Online-Plattform mit linksradikalen Inhalten«.

	Der Sprung in die Mitte: Die Bild greift den vermeintlichen Aufreger auf. Von dort wird das Thema weiter an die Nachrichtenagenturen gestreut. Erst kommt die AfD, dann nius und dann, nach der Springerpresse, der gesamte Mainstream – von der Nische in die Mitte der Gesellschaft, die perfekte Nazi-Pipeline.

	Gefühlte Wirklichkeiten: Jetzt, wo die Wikipedia Thema ist, hat auch die Zeit etwas dazu zu sagen. Ein Redakteur schreibt ein Feuilleton-Stück über seine persönlichen schlechten Erfahrungen mit der Enzyklopädie, die vor allem daher rühren, dass er Kritik in seinem eigenen Eintrag nicht einfach löschen konnte. Durch diese Subjektivierung wird das Thema in den Bereich des Kulturkampfs verschoben.

	Versuch der Versachlichung: Der SPIEGEL veröffentlicht ein Erklärstück und fragt, was »an den Vorwürfen« dran ist. Wenig überraschend finden sich tatsächlich Probleme in der Wikipedia – nur haben diese überhaupt nichts mit den Behauptungen von AfD und nius zu tun. Trotzdem legitimiert die »Einordnung« die ursprüngliche Skandalisierung. Denn: »Irgendetwas ist schon dran.«

	Gegenwehr von links: Progressive Influencer*innen versuchen, gegenzusteuern, und entlarven die Strategie als Versuch, Fakten zu delegitimieren und Unsicherheit zu verbreiten.

	Debattenversuche: Medien veranstalten nun Streitgespräche mit Vertreter*innen »beider Seiten«. Jemand dafür, jemand dagegen, kann man so oder so sehen. Die Position der Rechtsextremisten wird so normalisiert und legitimiert.




               Die Konsequenz: Selbst wenn die Kampagne augenscheinlich nicht erfolgreich ist und die Wikipedia ihre Arbeit fortsetzt, bleibt ein vergifteter öffentlicher Eindruck zurück. Das Vertrauen ist angekratzt, das Image dauerhaft beschädigt. Im Endeffekt hat die Skandalisierung ihr Ziel also doch erreicht.

               Es bringt also nichts, auf Themen aufzuspringen. Wer nur reagiert, hat schon verloren. Wir müssen die Mechanismen der öffentlichen Debatten nutzen, um eigene Themen in den Mittelpunkt zu rücken. Wir sollten unsere eigenen Deutungsmuster und Identitäten stärken, anstatt uns als Korrektiv in den Dienst rechter Agenden zu stellen.

               Einfache Sprache, das Benennen von Problemen und das Anbieten klarer Lösungen sind das Fundament anschlussfähiger Kommunikation. Ebenso zentral ist das offene Auftreten gegenüber Journalist*innen: Freundlichkeit und – wo möglich – das gezielte Anbieten exklusiver Neuigkeiten schaffen Netzwerke, die wir für unsere Themensetzung brauchen.

               Das wichtigste Instrument politischer Kommunikation wird oft unterschätzt: die ständige Wiederholung. Wer politisch arbeitet, verspürt oft den Druck, permanent etwas Neues bieten zu müssen. Dabei zählt vor allem eines: Wiederholung ist wichtig. Wiederholung ist wichtig. Wiederholung ist wichtig.

               Wichtige politische Botschaften müssen wiederholt werden, damit sie verfangen. Die Reichen sind schuld. Die Reichen sind schuld. Die Reichen sind schuld. Wiederholung ist wichtig.

               Wichtige politische Botschaften müssen wiederholt werden, damit sie verfangen. Die Reichen sind schuld. Die Reichen sind schuld. Die Reichen sind schuld. Wiederholung ist wichtig.

               Es gibt kein politisches Problem, auf das man nicht mit »Die Reichen sind schuld« antworten könnte. Die Reichen sind schuld. Die Reichen sind schuld. Die Reichen sind schuld. Die Reichen sind schuld. Die AfD ist so stark wie nie? Die Reichen sind schuld. Die Bahn ist kaputtgespart? Die Reichen sind schuld. Bürgergeld-Empfänger*innen werden drangsaliert? Schuld sind die Reichen. Die Klimawende wird rückgängig gemacht? Schuld ist die Reiche. Die Reichen sind schuld. Wiederholung ist wichtig. Wiederholung ist wichtig. Wiederholung ist wichtig.

               Ja, fair enough, kann man dann sagen, und einwenden: Es sind nicht die reichen Individuen allein, die schuld sind, es ist das dahinterstehende System – Kapitalismus, weiße Vorherrschaft und Patriarchat. Das kann man ja dann auch irgendwann erklären. Aber zuallererst müssen die Leute abgeholt werden – und das geht am besten, indem man klarmacht: Die Reichen sind schuld. Die Reichen sind schuld. Die Reichen sind schuld. Wiederholung ist wichtig. Wiederholung ist wichtig. Wiederholung ist wichtig.

               Wiederholung ist wichtig. Wiederholung ist wichtig. Wiederholung ist wichtig. Die Reichen sind schuld. Die Reichen sind schuld. Wiederholung ist wichtig. Wiederholung ist wichtig. Wiederholung ist wichtig. Wiederholung ist wichtig. Wiederholung ist wichtig.

               Die AfD wird besiegt werden. Die AfD wird besiegt werden. Die AfD wird besiegt werden. Die AfD wird besiegt werden. Liebe ist stärker als Hass. Liebe ist stärker als Hass. Liebe ist stärker als Hass. Liebe ist stärker als Hass. Wiederholung ist wichtig.

               Progressive Bewegungen in Deutschland haben viel Erfahrung damit, die Kommunikation zu verändern, Themen zu setzen und den Diskurs zu verschieben. Das Gendern ist hierfür ein gutes Beispiel: Mit beeindruckender Hartnäckigkeit haben es Aktivist*innen in den vergangenen Jahren geschafft, geschlechtergerechte Sprache im gesellschaftlichen Bewusstsein zu verankern. Die Geschichte des Genderdoppelpunkts etwa lässt sich bis in das Jahr 2011 zurückverfolgen, als eine Ortsgruppe der Hedonistischen Internationalen in Greifswald ihn erstmals nutzte. Von dort fand diese Art des Genderns ihren Weg zum Fusion Festival, über die Fusionist:innen Schritt für Schritt zum Congress des Chaos Computer Club und schließlich über netzpolitik.org schließlich in die Breite der Gesellschaft.

               Die aktuellen Genderverbote, angetrieben von Union und SPD, sind nichts weiter als verzweifelte Versuche, diese Bewegung aufzuhalten. Die lächerlichen Verbote führen zwar zu punktueller Repression, sind jedoch zum Scheitern verurteilt. Sie stellen lediglich den krampfhaften Versuch dar, eine sterbende Form der Kommunikation künstlich am Leben zu erhalten.

            
               
                  Fisch und Fleisch

               
               Bleibt noch die Frage, wo wir kommunizieren. In den vergangenen Jahren haben engagierte Menschen viele interessante Medienprojekte in Deutschland geschaffen: Das Wirtschaftsmagazin Surplus, das eine Gegenmacht zu den etablierten neoliberalen Wirtschaftsmedien bieten will. Gemeinnützige, spendenfinanzierte Plattformen wie Correctiv, netzpolitik.org und FragDenStaat, das Nachrichtenformat Fun Facts, der Utopie-Podcast Geschichte der kommenden Welten, der politische Strategie-Podcast Dissens und die Analyse-Podcasts Über Rechts sowie Wind und Wurzeln bereichern die deutsche Medienlandschaft enorm.

               Davon benötigen wir viel mehr. Vielleicht werden Sie jetzt sagen: Wirklich, noch ein Podcast? Unbedingt! Mehr Medienprojekte, mehr Menschen, die wichtigen Inhalten auf Social Media Relevanz verschaffen, neue Formate ausprobieren und sagen, was ist. Hauptsache, mehr! »Wir müssen den Faschismus mehr fürchten als das Risiko, uns mit cringen TikToks zu blamieren«, bringt die Medienaktivistin Emily Laquer auf den Punkt.60

               Zugleich sind einige etablierte Medien mit der Zeit schrittweise nach rechts gedriftet. Dabei tut sich eine Lücke im medialen Ökosystem auf: Wo ist das kompromisslose progressive Medium, das wie rechte Medien Diskurse setzen und prägen kann? Das dafür sorgt, dass Korruption, Maskendeals und Rassismus nicht ausgesessen werden können? Ein Medium, das die Politik vor sich hertreibt, statt gesittet zuzusehen, wie der öffentliche Diskurs verroht?

               Ein solches Medium muss noch gegründet werden. Wie würde es aussehen? Wir könnten das fiktive Projekt »Flesh« nennen, Untertitel »Keine Zeit«.

               Flesh ist ein schnelles, angriffslustiges, kampagnenfähiges Online-Medium. Es vereint tagesaktuelle Berichterstattung und pointierte Hot Takes mit Investigativ-Recherchen. Die Säulen der Website und Social-Media-Kanäle bilden Nachrichten, Hintergrundstücke, Meinung und Satire. Die Inhalte der Plattform sind stets machtkritisch und zielen auf die Skandalisierung von Missständen ab. Dabei tritt Flesh selbstbewusst als Stimme der »Mehrheit im Land« auf: zugespitzt, bisweilen überdreht und lustig – aber immer faktentreu. Lügen ist tabu. Wer eine kritische Bevölkerung will, muss die Grenzen zwischen Fakt und Fiktion unantastbar machen.

               Flesh strebt nicht nach Anerkennung, sondern Respekt. Politische Akteure sollen gar nicht umhinkommen, die Inhalte zu rezipieren. Dabei schert sich das Medium nicht um Journalismus-Preise oder um den Vorwurf, »zu aktivistisch« zu agieren. Ohnehin wird fast ausschließlich linken Journalist*innen unterstellt, Aktivist*innen zu sein. Niemand käme auf die Idee, den Chefredakteur einer großen Wochenzeitung als »Kapitalismus-Aktivisten« zu bezeichnen.

               Wie viele Köpfe braucht eine solche mediale Gegenmacht? Mit fünfzehn Leuten kann man anfangen: fünf für die Redaktion, fünf für Kampagnen und Social Media, fünf für Verwaltung, Organisation und Entwicklung. Dabei haben die Journalist*innen klar sichtbare Beats, also Schwerpunktthemen, zu denen sie arbeiten. Unter ihnen sind auch zwei Reichenreporter. Sie legen die Vermögensverhältnisse sowie politischen Verflechtungen der Überreichen offen und recherchieren in Steueroasen. Fotograf*innen liefern derweil Fotos von den zahlreichen deutschen Milliardären, deren Bilder nicht öffentlich bekannt sind. Eine Redakteurin berichtet beispielsweise schwerpunktmäßig über den Molkerei-Milliardär Theo Müller von Müller-Milch und andere Überreiche, die gute Verbindungen zur AfD haben. Und weil Flesh kampagnenförmig arbeitet, liefert es noch eine praktische App mit, über die gecheckt werden kann, ob der Hersteller eines Produkts im Supermarkt AfD-Verbindungen hat.

               Fehlt nur noch die Finanzierung. Werbung ist Grütze, Bezahlschranken auch, schließlich sollen möglichst viele Menschen erreicht werden. Bleiben zwei Wege: freiwillige Unterstützungsmodelle – und die gezielte Finanzierung durch Vermögende, die ihr Erbe sinnvoll einsetzen wollen.

            
               
                  Gegenkultur

               
               Öffentlichkeit wird natürlich nicht nur von Medien gemacht. Sie wird maßgeblich von Kulturschaffenden geprägt. Es ist Zeit, sie stärker in die Verantwortung zu nehmen: Das politische Bekenntnis zur Demokratie muss Normalität werden. Die Kultur bildet das Vorfeld des politischen Raums; sie ist eine Lebensader der demokratischen Gesellschaft.

               Gerade in Zeiten, in denen Rechten Coolness angedichtet wird und manche Medien der Neuen Rechten zuschreiben, sie seien chic, ist es wichtig, über Musik, Literatur, Medien und Aktionskunst eine eigene, progressive Identität zu schaffen. In der Primetime müssen Toleranz und Vielfalt selbstverständlich sein, Rechtsextremisten dürfen nicht dazugehören. Es muss normal werden, dass Mainstream-Acts bei Konzerten zwischen den Songs ein Prüfverfahren für das Verbot einer rechtsextremistischen Partei fordern, in Gameshows Witze über rassistische Politiker gemacht werden und Fußballspieler in Interviews klarmachen, dass Vielfalt für sie ganz normal ist. Viele Künstler*innen gehen damit schon als gutes Beispiel voran. Jeder im eigenen Bereich, niemand muss sich verdrehen; alle bringen mit, was sie können.

               Gerade Fußball-Ultras werden im Umfeld progressiver Bewegungen oft vergessen. Dabei haben sie eine enorm breite Mitgliederbasis, sind gut vernetzt, können sich durchsetzen und sind kreativ. Ob bei den Gezi-Protesten in der Türkei oder im Arabischen Frühling – Ultras spielten oft eine tragende Rolle, wenn es darum ging, auf der Straße Standhaftigkeit zu beweisen. Auch in Deutschland kämpfen sie gegen bürgerrechtsfeindliche Maßnahmen wie eine flächendeckende Videoüberwachung. Fans sind oft die Ersten, die repressive Sicherheitspakete zu spüren bekommen.

               Prominente tragen eine besondere Verantwortung. Angesichts des autoritären Umbaus der Gesellschaft existiert die Option des »Raushaltens« nicht länger. Wer schweigt, signalisiert Einverständnis. Jede*r sollte sich mindestens eine Initiative suchen, die er oder sie dauerhaft mit der eigenen Reichweite unterstützt.

               Die Forschung zeigt: Es ist nicht nur wichtig, was gesagt wird, sondern auch, wer es sagt. Wenn Positionen aus der Mitte geäußert werden, steigt ihre Akzeptanz rapide. Dies versuchen Rechtsextremisten zu nutzen, um extrem rechte Positionen im Mainstream zu verankern. Doch es funktioniert eben auch andersherum:61 Wenn Menschenfreundlichkeit aus der Mitte der Gesellschaft kommt, wird sie normalisiert. Statt dass Hunderte NGOs ungelenke TikToks produzieren, sollten lieber Personen und Organisationen unterstützt werden, die ihre Zielgruppen bereits erfolgreich erreichen.

               Und vor allem macht es dann auch mehr Spaß.

            
               
                  Weitermachen

               
            	
               	Öffentlichkeit schaffen: Wir brauchen viel mehr progressive und machtkritische Medien. Ob Podcast, Newsletter oder Nachbarschaftsblatt: Eine kritische Öffentlichkeit benötigt unabhängige Fakten. Mehr davon, mehr!

	Auskunftsrechte nutzen: Das Netzwerk Recherche hilft bei Recherchen im Lokaljournalismus (Support Desk Lokale Recherche); FragDenStaat betreibt für den Klimabereich den Climate Helpdesk.

	Territoriale Gegenmacht: Besetzen Sie Räume – physisch oder metaphorisch. Wo rechte Landnahmen und rechtsextreme Hegemonien bereits Realität sind, ist es ungleich schwerer, einen progressiven Wandel durchzusetzen. Unterstützung für Projekte in ländlichen Regionen ist daher essenziell.

	Aufmerksamkeitsökonomie: Unsere Aufmerksamkeit ist ein kostbares Gut. Wir sollten sie denjenigen schenken, die Widerstand leisten. Weniger Aufregung, mehr Dankesagen, weniger Scrollen auf ungesunden Social-Media-Plattformen, mehr Zeit mit anderen Menschen. Wenn die Inhalte eines Mediums ständig nerven, sollten wir sie abbestellen und ihnen entfolgen. Es gibt ausreichend konstruktive Formate, die wir stattdessen abonnieren können.

	Digitale Unabhängigkeit: Weg von Jauchegruben wie X! Beim Digital Independence Day gibt’s Tipps, wie man von schlimmen Datenschleudern wegkommt: https://di.day/.

	Fähigkeiten teilen: Was können Sie gut? Wer könnte davon profitieren? Sie schmeißen gute Partys? Dann veranstalten Sie mehr davon und leiten Sie die Eintrittsspenden ans Netzwerk Polylux weiter! Sie machen Skulpturen? Dann schauen wir mal, wie Ihre Nachbarschaftsinitiative davon profitieren kann. Sie haben viele Follower*innen auf Social Media? Nutzen Sie diese für gemeinnützige Zwecke. Nach diesem Prinzip funktionieren viele Organisationen – zum Beispiel PRÜF, die Initiative für die verfassungsrechtliche Überprüfung rechtsextremer Parteien.

	Und dann: Erzählen Sie davon, was Sie für die Demokratie tun! Machen Sie Ihr Engagement sichtbar – nicht zur Selbstdarstellung, sondern um zu zeigen: Wir sind viele, und wir sind aktiv. 




            	

            
               4. BESITZEN UND ENTEIGNEN

               Das Eigentum verpflichten

            Wie ist das bei Ihnen, wenn Sie morgen das Sagen hätten, was würden Sie als Erstes ändern? Was sind die größten Sorgen, wenn Sie an die Zukunft denken?« Es ist schon irritierend, wenn auf einmal zwei junge Leute an der eigenen Haustür klingeln und unvermittelt existenzielle Fragen stellen.
Ob in Dresden-Pieschen, auf dem Kotten in Kaiserslautern oder im Berliner »Charlottenburg Nord Takeover Vorwahlkampf« – Haustürgespräche kommen in Deutschland wieder in Mode. An sich ist diese Methode des Organizings nicht neu. Sie entstammt der Gewerkschaftsbewegung und hat eine lange Tradition, die von den USA über Großbritannien bis nach Österreich und Deutschland reicht. Seit dem Wahlsieg von Barack Obama versuchen Parteien verstärkt, mithilfe von Apps und datengetriebenen Analysen Wähler*innen an ihrer eigenen Haustür zu überzeugen. Ob das erfolgreich ist, hängt jedoch stark von der Authentizität ab: Es funktioniert nur, wenn die Akteure dabei glaubhaft erscheinen.
Bei den sächsischen Landtagswahlen 2024 führte der Linke-Kandidat Nam Duy Nguyen mit 300 Unterstützer*innen zusammen insgesamt 14000 solcher Gespräche in seinem Leipziger Wahlkreis. Das Ergebnis war sagenhaft: 39,8 Prozent der Erststimmen – eine Verdreifachung des bisherigen Werts. Ngyuen wurde damit zum ersten Abgeordneten of Color im sächsischen Landtag. Auch im Bundestagswahlkampf 2025 ließ sich dieser Effekt beobachten: Ferat Koçak steigerte sein Erststimmenergebnis durch einen konsequenten Haustürwahlkampf von 13 auf 30 Prozent. Gerade in Gebieten mit niedriger Wahlbeteiligung konnten diese Gespräche Menschen aus der Resignation reißen und erfolgreich aktivieren.
Wie lässt sich dieser Erfolg erklären? Wer die klingelnden Linken-Gruppen durch die Etagen eines Wohnblocks begleitet, merkt schnell: In den Gesprächen schwingt ein anderes Politikverständnis mit als bei den größeren Parteien. Die Aktiven fragen, was die Anwohner*innen ändern wollen, anstatt sie mit den Anliegen der Partei zuzutexten. »70 % zuhören – 30 % reden«, heißt es in Partei-Leitfäden für die Gespräche.
Statt Probleme lediglich aufzugreifen und vage Versprechen abzugeben, zeigen die Aktiven: Wenn sich etwas ändern soll, geht das nur zusammen. Die Partei soll idealerweise nicht die Stimme aufsaugen und verschwinden lassen. Sie soll der Ort sein, an dem die Stimmen der Betroffenen gebündelt und strategisch organisiert werden. Es geht also nicht um kurzfristige Mobilisierung für die Partei, sondern eine Organisierung um die Partei. Wer Interesse zeigt, wird eingeladen, selbst weitere Haustürgespräche zu führen. Das führt dazu, dass viele Beteiligte gar nicht unbedingt selbst Mitglied der Partei sind, sondern aus sozialen Bewegungen kommen.
Anders als an Infoständen in der Fußgängerzone erreichen die Aktiven so auch Menschen, die Angehörige pflegen, im Homeoffice arbeiten oder nur zu Randzeiten in der Stadt unterwegs sind, weil sie beispielsweise im Schichtdienst arbeiten. Das Haustürgespräch findet in den eigenen vier Wänden statt – einem geschützten, privaten Raum. Wer sich in diesem Kontext auf einen Austausch einlässt, fasst Vertrauen.
Das führt in der Regel auch nicht zu abstrakten Diskussionen über »die Politik«, sondern sehr konkret zu Gesprächen über die eigene Wohn- und Lebenssituation. Hier zeigt sich eindrücklich, dass Diskussionen über Abschiebungen oder vermeintliche »Sozialschmarotzer« vor allem medial hochgejazzt werden. Gesprächsthema vor Ort sind in großen Wohnblocks meist Lebensmittelpreise, Verkehr, Müll und – natürlich – die Mietpreise.
Die Linkspartei hat einen Heizkostencheck eingerichtet, mit dem alle Menschen kostenlos prüfen lassen können, ob sie von einem Wohnungskonzern wie Vonovia eine Nebenkostenrückzahlung erhalten können. In einem gerechten System würden massenhaft fehlerhafte Heizkostenabrechnungen als rechtswidrig eingestuft und die Konzerne dafür zur Rechenschaft gezogen werden. Hierzulande müssen Mieter*innen jedoch selbst aktiv werden. Der Hinweis an der Haustür, dass Nachbar*innen 100 oder auch mal 300 Euro von Vonovia zurückbekommen können, macht viele dieser Gespräche schon zu einem riesigen Erfolg. Ob die Personen danach die Partei wählen, ist für diesen Moment zweitrangig. Die Aktiven machen nicht einfach Werbung für eine Partei oder einen Kandidaten, von dem sie dann selbst enttäuscht werden können. Sie bauen eine echte direkte Verbindung auf und schaffen als Teil einer größeren Bewegung schrittweise kollektive Macht.
Dabei wird oft übersehen, dass die Gruppe, die am stärksten von den Gesprächen beeinflusst ist, nicht unbedingt die Anwohner*innen sind – sondern tatsächlich die Menschen, die die Haustürgespräche initiieren. Wer in der eigenen Nachbarschaft das Gespräch sucht, lernt in kürzester Zeit die vielfältigsten Lebensrealitäten auf einem kleinen Flecken Erde kennen. Diese Aktiven kommen in Kontakt mit Menschen, mit denen sie sonst nie ein Wort wechseln würden – und sie tun dies auf Augenhöhe. Das erfordert Mut, belohnt aber mit einem enormen Zuwachs an Selbstbewusstsein. Wer Haustürgespräche führt, um zuzuhören und zu organisieren, lernt die eigene Umwelt neu kennen und wird ein konstruktiver Teil von ihr.
Ein Glück, dass sich diese Art von Gesprächen auch abseits von Wahlkampfzeiten etabliert, etwa bei der Krankenhausbewegung oder bei der radikalsten und zugleich erfolgreichsten zivilgesellschaftlichen Kampagne seit Langem: dem Berliner Volksentscheid »Deutsche Wohnen & Co enteignen«. Statt Angst vor Veränderung zu schüren, macht diese Bewegung Lust auf Veränderung.

               
                  Demokratie umverteilen

               
               Fast 500-mal haben Bürger*innen in der Bundesrepublik auf Länderebene bisher direktdemokratische Verfahren wie Volksentscheide initiiert, auf kommunaler Ebene sind es sogar knapp 10000. Insbesondere seit den 1990er-Jahren steigt die Anzahl dieser Bürgerbegehren kontinuierlich an. Es zeigt sich: Die Bevölkerung will nicht nur alle vier Jahre ein Kreuz machen, sondern aktiv mitentscheiden.

               Allerdings kann sie das nicht immer: Dass es vor 1990 kaum derartige Verfahren gab, lag vor allem an den fehlenden gesetzlichen Grundlagen. Auf Bundesebene sowie in Ländern wie Niedersachsen oder dem Saarland ist das bis heute so. Dementsprechend mau fällt dort die Bilanz aus, wie Daten des Vereins Mehr Demokratie belegen.62

               Wo direkte Demokratie aber möglich ist, bringt sie frischen Wind in die Politik: In Bayern, Bremen, Baden-Württemberg, Hamburg, Berlin und Schleswig-Holstein gehören Volks- und Bürgerbegehren inzwischen fest zum politischen Alltag. Dass es in Bayern überhaupt kommunale Bürgerentscheide gibt, wurde 1995 durch ein Volksbegehren auf Landesebene erstritten – mehr Mitbestimmung, ermöglicht durch Mitbestimmung. Vier Jahre später schaffte der Freistaat auf Betreiben eines Volksentscheids sogar eine von zwei Parlamentskammern ab: den bayerischen Senat. Seither gibt es nur noch den Landtag. In Hamburg und in Bremen setzten die Bürger*innen zudem in den Jahren 2003 und 2006 jeweils ein neues, partizipatives Wahlrecht per Volksentscheid durch.

               Wie wichtig die direkte Demokratie ist, zeigen die Themen, die sie in den Mittelpunkt rückt: Vor allem Bildung, Soziales, Demokratie und vermehrt Klimaschutz stehen im Fokus. So gab es durch die Volksgesetzgebung in den vergangenen Jahren unter anderem einen strengeren Nichtraucherschutz in Bayern, ein ambitionierteres Klimaschutzgesetz in Hamburg und das erfolgreiche Begehren gegen Massentierhaltung in Brandenburg.

               Dabei muss es gar nicht immer zur finalen Abstimmung kommen, damit die Initiativen sich durchsetzen: Nach der Zählung von Mehr Demokratie erreichten 108 der 125 erfolgreichen Volksbegehren bis zum Jahr 2024 ihr Ziel, ohne dass es überhaupt zum Urnengang kommen musste. Darunter fielen der Berliner Baumentscheid, das Artenschutz-Begehren »Rettet die Bienen!« in Baden-Württemberg, die Volksinitiative gegen Fracking Schleswig-Holstein und das Begehren gegen die Landkreisreform in Brandenburg. Allein die thematische Setzung und die Wucht der Kampagne reichten aus, um den progressiven Kräften innerhalb der Koalitionen den Rücken zu stärken und die Landesregierungen zum Einlenken zu bewegen.

               Demgegenüber stehen zwar zahlreiche Misserfolge: Rund zwei Drittel der Initiativen scheitern bereits an der teils extrem hohen Unterschriftenhürde. Aber wenn sich früh abzeichnet, dass die Initiativen erfolgreich sein können, geben die Landesregierungen in der Regel lieber klein bei, anstatt eine Niederlage zu kassieren.

               Die Fälle, in denen die Regierungen trotz frühzeitiger und erfolgreicher Mobilisierung weiter blockieren, enden für sie dementsprechend desolat. So musste der rot-grüne Senat in Hamburg im Oktober 2025 mit ansehen, wie eine maßgeblich von Fridays For Future organisierte Kampagne für stärkeren Klimaschutz in der Hansestadt eine deutliche Mehrheit fand. Der rot-grüne Senat wurde von seinen Bürger*innen verpflichtet, rot-grüne Politik zu machen.

               Dabei fällt auf, dass vor allem progressive Themen die Bevölkerung mobilisieren. Volksbegehren etwa für ein sogenanntes Genderverbot gehen in der Regel baden. Das Hamburger Volksbegehren »Schluss mit der Gendersprache in Verwaltung und Bildung« scheiterte 2024 kläglich an der Hürde, in der Millionenstadt 66000 Unterschriften zu sammeln. Die Leute haben schlicht andere Sorgen. Entgegen der häufigen medialen Darstellung ist direkte Demokratie nämlich kein Mittel von Rechtsautoritären – sie ist ein Werkzeug der Demokrat*innen.

               Das bestätigt sich in der Tendenz auch auf kommunaler Ebene. Von den 27 Bürgerentscheiden über Flüchtlingsunterkünfte zwischen 2015 und 2024 endeten 16 mit einem menschenfreundlichen Ergebnis. Hier zeigt sich allerdings ein tiefer regionaler Graben: Während in den meisten westlichen Bundesländern mehr als zwei Drittel der Bürgerentscheide positiv ausgingen, war es in Ostdeutschland kein einziger. Direkte Demokratie ist eben auch kein Wundermittel.63

               Aber angesichts der aktuellen politischen Lage wirkt die Skepsis gegenüber direktdemokratischen Prozessen fast schon anachronistisch. Die weitverbreitete Angst, direkte Demokratie würde zu einer schlechteren Politik führen, hält dem Realitätscheck der Gegenwart nicht stand. Denn was könnte die Bevölkerung schlimmstenfalls beschließen, wenn sie auch auf Bundesebene über Gesetzentwürfe abstimmen dürfte? Europarechtswidrige Grenzkontrollen? Die verfassungswidrige Gängelung von Empfänger*innen der Grundsicherung? Abschiebungen in die Hände der Taliban? All das erleben wir bereits – ganz ohne direkte Demokratie. Gäbe es Abstimmungen darüber, wäre eine echte gesellschaftliche Aushandlung jenseits der Hinterzimmer-Absprachen möglich, in denen die Parteichefs Friedrich Merz und Lars Klingbeil de facto über das Stimmverhalten ihrer Parteimitglieder im Bundestag zu diesen Fragen entschieden. Zudem gilt: Volksbegehren dürfen nicht gegen das Grundgesetz verstoßen. Anders als parlamentarische Verfahren werden sie nämlich präventiv verfassungsrechtlich geprüft.

               Die Praxis zeigt: Wenn die Bevölkerung die Möglichkeit erhält, die Gesellschaft per Abstimmung gerechter zu machen, nutzt sie diese Chance. Und es ist eben auch so: Um die Demokratie voranzubringen, müssen wir der Gesellschaft einen Vertrauensvorschuss geben.

               Direktdemokratische Verfahren sind zusätzlich wirksam, wenn sie mit zufallsbasierten gelosten Bürgerräten kombiniert werden. Diese Räte sind bestens geeignet, um gesellschaftliche Diskussionen anzustoßen und voranzubringen. Bürgerräte können vor allem bei gesellschaftlichen Konfliktfragen wie der Sterbehilfe, der Wehrpflicht oder dem Wahlrecht konstruktive Lösungen finden, weil sie fernab von parteitaktischem Kalkül agieren. Rechtsextreme Stimmen haben in solchen moderierten, faktenbasierten Verfahren erfahrungsgemäß kaum Boden unter den Füßen.

               Eine entscheidende Voraussetzung dafür ist jedoch die Verbindlichkeit: Die Ergebnisse dürfen nicht in der Schublade landen. Sie müssen verwertet werden – beispielsweise durch ein anschließendes Bürgerbegehren, das die Empfehlungen zur Abstimmung bringt. Laut einer aktuellen Studie passiert genau das bisher viel zu selten.64 Dabei beweisen kommunale Projekte wie »Klima trifft Kommune« bereits, wie erfolgreich Bürgerräte Themen wie Hitzeschutz (in Berlin-Marzahn) oder Verkehrsplanung (in Osterburg) voranbringen können.

               Und auch Petitionen sollten in diesem Zusammenhang genannt werden: Ihre größte Schwäche ist wiederum ihre fehlende Verbindlichkeit. Sie können jedoch ein wirksames Mittel sein, um gesellschaftlichen Druck sichtbar zu machen und Menschen durch die niedrige Beteiligungshürde an ein Thema heranzuführen. Immer wieder haben Petitionen in Einzelfällen etwa dazu geführt, dass Menschen nicht abgeschoben wurden. Eine Kampagne um eine Petition schaffte 2019 den gesellschaftlichen Rahmen, in dem »Upskirting« unter Strafe gestellt wurde. Auch beim Verbot von »Catcalling« (belästigendem Hinterherrufen) brachten Petitionen den Stein ins Rollen. Und die digitalen Unterschriftenlisten sind auch – so ehrlich sollten wir sein – ein gutes Werkzeug, um E-Mail-Adressen zu sammeln und eine digitale Infrastruktur für weitere Aktionen aufzubauen.

               Direktdemokratische Verfahren sind auch bei Vergesellschaftungen wichtig, also wenn es darum geht, dass Privateigentum in öffentliches, gemeinwohlorientiertes und demokratisch bewirtschaftetes Eigentum überführt werden soll. Da Parteien das gesellschaftliche Kräftespiel oft nur verzerrt abbilden, muss die demokratische Zivilgesellschaft ihre Anliegen selbst vorantreiben. Der Volksentscheid »Deutsche Wohnen & Co enteignen« in Berlin vereint alles, das dieses Mittel so attraktiv macht:

               	Die Initiative wagt in der Hauptstadt den großen Wurf: Sie will Wohnungsbestände von Konzernen mit mehr als 3000 Wohnungen in öffentliches Eigentum überführen. Statt Profite von riesigen Unternehmen soll das Gemeinwohl bei der Bewirtschaftung der Immobilien im Mittelpunkt stehen. Damit will der Volksentscheid Artikel 15 des Grundgesetzes wachküssen – eine Bestimmung, die Vergesellschaftungen grundsätzlich ermöglicht, seit Bestehen der Bundesrepublik aber kein einziges Mal genutzt wurde. Keine politische Partei hat sich bisher ernsthaft an ein solches Vorhaben gewagt. Der Impuls muss offenbar aus der Zivilgesellschaft kommen.

	Die Spielregeln ändern: Diese Vergesellschaftung würde nicht nur ändern, was der Staat macht, sondern wie er es macht. Statt an einzelnen Budgets herumzudoktern, greift das Vorhaben die Machtarchitektur des Systems an. Bisher hat die Immobilienlobby – auch durch ihr enormes Kapital – viele Parteien faktisch in der Tasche; der erfolgreiche Volksentscheid würde ihre Macht nachhaltig schwächen.

	Die Initiative holt die Begriffe »enteignen« und »vergesellschaften« aus dem Giftschrank und rehabilitiert sie nachhaltig. Das wird man doch noch sagen dürfen! Sie setzt aber nicht nur den Ton, sondern auch die Musik. Der Volksentscheid bestimmt die Agenda, zu der sich die Parteien verhalten müssen. Statt also Antworten auf Fragen von Parteien, Medien und Umfrageinstituten zu suchen, bestimmt die Kampagne selbst, welche Frage gestellt wird. Das kann übrigens auch ein Mittel der Vorwärtsverteidigung sein: Eigene, progressive Vorschläge in den Mittelpunkt rücken, statt nur auf Themen von rechts zu reagieren.

	Das funktioniert nachhaltig: Über die Abstimmung lernen Hunderttausende zum ersten Mal, dass eine Vergesellschaftung eine reale rechtliche Möglichkeit ist. Im Prinzip ist sie also auch eine Bildungskampagne, die einen neuen Möglichkeitsraum entwirft. Was wohl noch alles möglich ist, wenn wir uns zusammentun?

	Gleichzeitig ist die Kampagne ein Ventil für politischen Frust: Sie sind unzufrieden damit, wie Politik gemacht wird? Hier gibt es ein konkretes politisches Projekt, in dem jeder wirksam sein kann! Gerade beim Thema Wohnungskrise fehlt es seit Jahren an konkreten Lösungen.65 Bei Schimmel, Wärmedämmung und Ölheizung verdichten sich soziale und ökologische Probleme. Das Thema geht nicht mehr von alleine weg. Der Volksentscheid lenkt die nachvollziehbare Wut in konstruktive Bahnen.

	Die Kampagne basiert auf der jahrelangen Arbeit von Mieteninitiativen und Graswurzelorganisationen. Der Vertrauensraum ist über gemeinsame Kämpfe gewachsen. Das erhöht das Engagement, auch bei den Haustürgesprächen.

	Nicht nur das Ergebnis, auch der Arbeitsprozess der Kampagne zeigt, was Demokratie kann. In Berlin hat es inzwischen eine gewisse Tradition, dass der SPD-geführte Senat den Willen der Bevölkerungsmehrheit grob missachtet. Nachdem er den Volksentscheid 2021 trotz eines überragenden Ergebnisses von 59,1 Prozent für eine Vergesellschaftung ignorierte, erarbeitete die Initiative einen eigenen, anspruchsvollen und cleveren Gesetzentwurf. Anders als die Politik gestaltete die Initiative diesen Prozess und partizipativ.




               Was direkte Demokratie bewirken kann, habe ich übrigens selbst erlebt, als ich im Jahr 2018 ein Volksbegehren in Berlin als Vertrauensperson mit anstieß: FragDenStaat und Mehr Demokratie erarbeiteten damals einen eigenen Entwurf für ein Berliner Transparenzgesetz. Ziel war es, die Verwaltung zu verpflichten, wichtige Dokumente wie Verträge, Weisungen und Gutachten von sich aus zu veröffentlichen – als Prävention gegen Korruption und als Treibstoff für zivilgesellschaftliche Mitbestimmung. Über vier Jahre hinweg feilten wir nicht nur am Gesetzesentwurf, sondern sammelten 33000 Unterschriften, saßen in Sachverständigenanhörungen im Abgeordnetenhaus und führten Verhandlungen mit den demokratischen Fraktionen.

               Am Ende bremste der Senat das Vorhaben mit einer perfiden Verzögerungstaktik aus: Er prüfte den Entwurf sage und schreibe zwanzig Monate lang verfassungsrechtlich. Dadurch verpassten wir zwangsläufig die Frist, um die Abstimmung mit einem geeigneten Wahltermin zu koppeln. Uns fehlte damals die Organizing-Basis, um genügend Betroffene langfristig an dieses Thema zu binden. Doch auch ohne Abstimmung konnten Fakten geschaffen werden: Unser Gesetzentwurf hat das Thema Transparenz dauerhaft auf die Agenda gesetzt und ist jetzt der Referenzpunkt in diesem Bereich, an dem sich alle neuen Vorschläge messen lassen müssen.

               Die Arbeit am Volksentscheid hat mir außerdem richtig viel Spaß gemacht. Vor allem das Sammeln der Unterschriften auf dem Tempelhofer Feld, die vielen interessanten Gespräche und das gemeinsame Feiern der steigenden Unterschriftenzahlen gehören zu meinen liebsten Erinnerungen. Das war wirklich schön.

               Direkte Demokratie bildet gesellschaftliche Macht, die wir nicht nur nutzen können, um politische Prozesse zu verändern, sondern auch, um wirtschaftliche Machtzentren direkt herauszufordern. In der Vergangenheit haben sich direktdemokratische Verfahren bei einer Vielzahl von systemrelevanten Themen bewährt, zum Beispiel:

               	Eigentumsfragen: Vergesellschaftung von Grund, Boden, Wohnraum und Gesundheitsinstitutionen

	Mobilitätswende: Durchsetzung von autofreien Innenstädten und sicherem Radverkehr

	Bildungsgerechtigkeit: Reformen von Schulsystemen

	Ökologische Infrastruktur: Klimaschutzmaßnahmen, z.B. durch Aufforstungsprogramme

	Demokratische Prozesse: Die Verbesserung der Mitbestimmung selbst, etwa durch partizipative Wahlrechte




            
               
                  Wirtschaft demokratisieren

               
               Der teuerste zivilgesellschaftliche Protest der letzten Jahre hat mit ein paar Tausend Tennisbällen zu tun. Als das Präsidium der Deutschen Fußball-Liga (DFL) Ende 2023 entschied, Finanzinvestoren für eine Milliardensumme an der Liga zu beteiligen, liefen Fußballfans bundesweit Sturm.

               Zum einen befürchteten sie, der Einstieg eines Investors würde dem Sport schlecht bekommen. Es ist bekannt, dass Kapitalgesellschaften aus der Sparte Private Equity ausschließlich auf kurzfristigen Profit aus sind, Unternehmen aussaugen und dann weiterziehen wie Heuschrecken. In anderen europäischen Fußballligen mussten Fans mit ansehen, dass Partien ihrer Lieblingsvereine teilweise nicht mehr zu Hause, sondern wegen neuer Investoren in Saudi-Arabien ausgetragen wurden.

               Zum anderen beklagten sie die intransparenten und undemokratischen Entscheidungswege der DFL, bei denen die Fußballfans außen vor blieben. Sie weigerten sich, zu reinen Konsument*innen degradiert zu werden, sondern wollten aktiver Teil einer Sportkultur sein. Fansprecher Thomas Kessen spricht treffend von einem »Protest für Demokratie«.66 Die Basis der organisierten Fans in Deutschland ist riesig: Zehn der zwanzig mitgliederstärksten Sportvereine weltweit kommen aus der Bundesrepublik, alleine der ehrenamtlich geführte Fandachverband »Unsere Kurve« repräsentiert rund 250000 Personen. Vor allem die Ultras unter ihnen kämpfen seit vielen Jahren darum, trotz enormer Kommerzialisierung weiter über den Sport mitzuentscheiden.

               Aus Kampagnensicht waren die Grundvoraussetzungen ideal: Die Kernbotschaft war klar (Deal absagen), die Verantwortlichen sichtbar (DFL) und der Kontrahent argumentativ schwach (wir wollen mehr Geld). Der Protest begann leise: Zunächst schwiegen die Fans in den Stadien der Bundesliga-Spiele minutenlang, in den darauffolgenden Spielen flogen aus den Rängen Schokotaler, die noch schnell vom Platz geräumt werden konnten. Die DFL ignorierte den Protest und verfolgte ihr Milliarden-Vorhaben weiter. Das änderte sich erst, als die Fans verabredeten, in den Spielen Tennisbälle aufs Spielfeld zu werfen. Ein cleverer Spielzug, denn die Bälle lassen sich leicht ins Stadion schmuggeln und fliegen auch ziemlich weit. Die Stadionbesucher*innen zeigten auf diese Weise auch, dass sie nicht vorhatten, so pflegeleicht und passiv zu werden wie das Publikum bei einem Tennis-Match. Bald schon regnete es – dezentral, überall in deutschen Stadien – während der Spiele teils Hunderte gelbe Bälle. Waren die ersten abgeräumt, flogen die nächsten. Die daraus resultierenden Spielunterbrechungen gerieten zu einem kleinen Wettbewerb: Manche Fans warfen ferngesteuerte Autos und Flugzeuge, die sie dann auf dem Feld fahren ließen, andere befestigten Fahrradschlösser an den Fußballtoren. Manche Bundesliga-Spiele mit einem TV-Millionenpublikum standen dadurch kurz davor, abgebrochen zu werden.9

               Die Proteste waren ein Volltreffer: Sie bedrohten nicht nur das Image, sondern konkret auch die Profite der Fußballvereine und der Liga. Die Kritik von Boulevard-Zeitungen, die Fans seien radikale Störer, prallten an den Sport-Aktivisten ab. »Protest, der niemanden stört, ist kein Protest«, meint Fansprecher Kessen. Die Fans machten klar, dass sie ihre Aktionen nicht einstellen würden. Ultras sind Gegenwind sowieso gewohnt; sie nahmen jede Interview-Anfrage an, kommunizierten aktiv und laut und behielten so die Deutungshoheit über ihren Widerstand.

               Mit riesigem Erfolg: Nach nur zwei Tennisball-Wochen war der Spuk vorbei, das DFL-Präsidium sagte seinen Milliarden-Deal einstimmig ab. Ein paar Tausend Tennisbälle kosteten die Fußball-Liga eine Milliarde Euro. »Das war nicht mehr durchzuhalten«, gab ihr Präsidiumssprecher Hans-Joachim Watzke zu Protokoll.

               Nach dem Philosophen Mark Fisher können sich Menschen eher ein Ende der Welt vorstellen als ein Ende des Kapitalismus. Umso wichtiger ist es zu zeigen, dass auch Heuschrecken verwundbar sind.

               Zumal das deutsche Grundgesetz – anders als zahlreiche Verfassungsschutzbehörden meinen – nie festgelegt hat, dass in Deutschland ein rein kapitalistisches Wirtschaftssystem herrschen muss. Die Möglichkeiten zur Enteignung und Vergesellschaftung sind hingegen explizit in den Artikeln 14 und 15 geregelt. »Eigentum verpflichtet«, heißt es da. Wie dieser Grundsatz wirtschaftspolitisch umgesetzt wird, ist im Grundgesetz nicht vorgegeben und kann politisch gestaltet werden.10

               Für mehr Demokratie in der Wirtschaft müssen zum einen riesige Konzerne eingehegt und zerschlagen werden, zum Beispiel die großen Monopolisten aus der Tech-Branche. Dazu braucht es öffentlich-rechtliche Alternativen, etwa für soziale Netzwerke und öffentliche Cloud-Infrastruktur. Die Initiative Konzernmacht beschränken legt in diesem Bereich regelmäßig Vorschläge vor, beispielsweise für Änderungen im Kartellrecht.

               Es geht aber noch praktischer: Mehr Unternehmen in der Gemeinwirtschaft können ein probates Mittel sein, um die Marktmacht der wenigen zu brechen. Gemeinwirtschaft bedeutet: Unternehmen, die nicht dem privaten Gewinnstreben ihrer Eigentümer folgen, sondern für die das Gemeinwohl an erster Stelle steht. Dazu können Betriebe in öffentlicher Hand gehören oder auch andere demokratisch organisierte Unternehmen wie Genossenschaften. Damit es mehr Gemeinwirtschaft gibt, braucht es Neugründungen – aber es müssen auch bestehende, profitorientierte Wirtschaftszweige umgewandelt werden. Ein Hebel hierfür ist die Vergesellschaftung durch den Staat.

               Ausgelöst durch die große Strahlkraft von »Deutsche Wohnen & Co enteignen«, planen derzeit bundesweit Dutzende Initiativen weitere Anläufe, um neben dem Mietensektor auch in anderen Gesellschaftsbereichen nach Lösungen jenseits der Profitlogik zu suchen. Zahlreiche Naturschätze und Produktionsmittel bieten sich dafür an. Bei der Vergesellschaftungskonferenz 2024 diskutierten Aktivist*innen, in welchen Bereichen es sinnvoll wäre, Privateigentum in eine Gemeinwirtschaft zu überführen: in der Landwirtschaft, zum Beispiel bei riesigen Agrarkonzernen, und auch bei der Vergesellschaftung von Grund und Boden. Die Frage, welchen Großkonzernen und Milliardären Flächen gehören und wie sie bewirtschaftet werden, ist nicht nur für das Wohnen, sondern auch für den Klimaschutz, die Biodiversität und für die Ernährung entscheidend. Ähnliches gilt für die Bereiche Wasserversorgung und Energie, wo große fossile Konzerne wie RWE sich in Schale schmeißen, um im Namen des Klimaschutzes und der Energiesicherheit vergesellschaftet zu werden.

               Natürlich müssen auch Unternehmen in öffentlicher Hand oder Anstalten öffentlichen Rechts, in die die Vergesellschaftungen führen können, gut auf ihre Gemeinwohlorientierung kontrolliert werden. Dabei gilt ein entscheidendes Prinzip: Vergesellschaftung ist nicht gleich Verstaatlichung. Während bei einer Verstaatlichung die Macht lediglich in eine staatliche Behörde wandert, setzt echte Vergesellschaftung auf Selbstverwaltung.

               Wie wichtig diese Kontrolle ist, zeigen die öffentlich-rechtlichen Sparkassen, bei denen Gemeinwohlorientierung derzeit nur auf dem Papier steht. Der Staat hat zwar über die Verwaltungsräte und die Sparkassengesetze direkten Einfluss, nutzt ihn aber kaum, um den Gemeinden zu helfen. Dabei gehören die enormen Boni der Sparkassen-Vorstände nicht in private Taschen, sondern in kommunale Kassen. Statt intransparentes Sponsoring zu betreiben, müssten die Milliardengewinne direkt in die soziale Infrastruktur der Kommunen zurückfließen.

               Abseits des Staates gibt es bereits zahlreiche funktionierende Modelle der Gemeinwirtschaft. Im Bereich Ernährung werden seit Langem Gemeinschaftsgärten, Küfa und Solidarische Landwirtschaft (SolaWi) erprobt. Viele werden durch Genossenschaften verwirklicht – eine urdemokratische Rechtsform, bei der alle Mitglieder gleichberechtigt sind. Man schließt sich zusammen, um den gemeinsamen Nutzen zu maximieren, nicht den Profit für seelenlose Shareholder.

               Das bedeutet nicht, dass Genossenschaften sich nicht auch verspekulieren oder mal Mist bauen. Aber ihre Struktur garantiert eine permanente Kontrolle durch die Mitglieder. Und das Beste daran: Wer es sich finanziell leisten kann, kann selbst Mitglied werden und sich so Stück für Stück unabhängig von profitmaximierenden Konzernen machen.

               Ein paar Beispiele für existierende Genossenschaften:

               	Energie: Lokale Energiegenossenschaften in ganz Deutschland wie EWS Schönau und naturstrom, die im Bündnis Bürgerenergie zusammengeschlossen sind

	Wohnen: Klassische Wohnungsgenossenschaften sowie das genossenschaftsnahe Mietshäusersyndikat

	Soziales & Integration: Projekte wie das Bellevue di Monaco oder Karuna, die Begegnungsorte schaffen

	Kultur & Medien: Die Tageszeitungen taz und nd, ein Teil des Profifußballvereins St. Pauli oder die Kölner Bar Trink-Genosse

	Finanzen: Ökosoziale Banken wie die GLS Bank oder die Sparda-Banken

	Konsum: Regionale Einkaufsgenossenschaften wie das Kola in Leipzig, die sich für bessere Bedingungen beim Einkauf von Produkten zusammenschließen

	Inklusion: Assistenzgenossenschaften (z.B. in Bremen), in denen Menschen mit Behinderungen sich organisieren, persönliche Assistenz zu organisieren

	Arbeiten: Selbstständigengenossenschaften wie CoWorkLand, in denen beispielsweise Co-Working Spaces betrieben oder Verwaltungsaufgaben zentral übernommen werden

	Digitales: Plattformgenossenschaften, die als faire Alternativen zu Monopolisten wie Amazon fungieren, wenn viele Unternehmen in einem Wirtschaftsbereich sich entscheiden, gemeinsam eine Vertriebsplattform zu nutzen, zum Beispiel unterstützt durch die Platform Coops eG




               Vor allem bei Unternehmensnachfolgen bieten Genossenschaften ein enormes, bisher kaum genutztes Potenzial. In der alternden Gesellschaft in Deutschland suchen jährlich rund 40000 kleine und mittelständische Betriebe händeringend nach Nachfolgelösungen. Millionen Arbeitsplätze sind dadurch in Gefahr. Das ist der ideale Moment für einen Buyout durch die Belegschaft: Wenn Mitarbeitende den Betrieb übernehmen und in eine Genossenschaft umwandeln, retten sie nicht nur ihren Job, sondern transformieren eine hierarchische Struktur in ein demokratisches Unternehmen.

               Das wäre auch eine vielversprechende Ergänzung zur Debatte um Erbschaftssteuern, die staatlich gefördert gehört: Wenn Unternehmer abdanken, sollte die Belegschaft die Möglichkeit erhalten, die Arbeit in einer Genossenschaft weiterzuführen.11 Dass dies auch bei großen Konzernen funktioniert, beweist die baskische Mondragón Corporación Cooperativa: Mit fast 100 Einzelunternehmen ist sie nicht nur die größte Genossenschaft Spaniens, sondern zählt auch zu den bedeutendsten Konzernen des Landes. Mondragón zeigt: Demokratie im Betrieb ist kein Nischenprojekt für Idealisten, sondern ein konkurrenzfähiges Erfolgsmodell.

            
               
                  Stark in Arbeit

               
               Aber auch in der nicht demokratisch organisierten Wirtschaft lohnt sich zivilgesellschaftliche Arbeit. Nirgendwo ist kollektive Kraft so unmittelbar spürbar wie in einem Arbeitskampf. Gewerkschaften sind historisch die mächtigsten Organisationen der Zivilgesellschaft. Sie haben tatsächliche Macht und können Veränderungen direkt am Arbeitsplatz durchsetzen. Mit dem Streik – dem bewussten Zurückhalten ihrer eigenen Arbeitskraft – haben sie einen starken Hebel, um dem Willen ihrer Mitglieder Geltung zu verschaffen und eine Gegenmacht zu bilden. Während die eine Seite Entscheidungen fällt, hat die andere die Macht, kollektiv »Nein« zu sagen.

               Diese Gegenmacht ist jedoch in die Defensive geraten. Seit 1991 sinken die Mitgliederzahlen der deutschen Gewerkschaften fast stetig. Waren damals noch 11,8 Millionen Menschen in einer DGB-Gewerkschaft organisiert, sind es heute nur noch rund 5,6 Millionen. Besonders alarmierend: Weniger als die Hälfte aller Beschäftigten ist noch in einem Tarifvertrag abgesichert. In Regionen wie Mecklenburg-Vorpommern verfügen nur noch 6 Prozent der Betriebe über einen Betriebsrat.

               Das schreit nach gewerkschaftlicher Erneuerung. Denn wie politische Parteien leiden auch die Gewerkschaften unter einem massiven Bedeutungsverlust: Mitgliederschwund, Repräsentationslücken und eine deutliche Distanz zur Zivilgesellschaft. Was also tun?

               Die Antwort ist die gleiche wie bei den Haustürwahlkämpfen und der direkten Demokratie: Organizing! Ein bisschen die Strukturen durchrütteln! Wahres Organizing bedeutet eine Veränderung der Machtbasis: Forderungen werden nicht im Planungsstab entworfen, sondern von den Mitgliedern selbst; Verhandlungen werden nicht an einen einzelnen Gesprächsführer delegiert, sondern bleiben in der Hand derer, die die Arbeit machen.

               Die kraftvollsten und innovativsten Bewegungen in Deutschland treffen sich jährlich auf der gewerkschaftsübergreifenden Streikkonferenz. Was sie eint: Statt brav darauf zu warten, dass die kraftloser werdenden Gewerkschaften zu Tarifrunden eingeladen werden, suchen sie den ertragreichen Konflikt mit dem Arbeitgeber. Organizing ist sowohl Haltung als auch Methodik.

               Ein beeindruckendes Beispiel lieferte der Suppenhersteller Knorr im sächsischen Vogtland. Als der Unilever-Konzern 2024 ankündigte, die Hälfte der Stellen in seiner einzigen ostdeutschen Fabrik zu streichen, schaltete der Betriebsrat auf Angriff. Zum ersten Mal seit Jahrzehnten streikte die Belegschaft wieder, zog öffentlichkeitswirksam mit Protesten durch die Stadt und kontaktierte zahlreiche Politiker. Als die gewerkschaftliche Tarifkommission in die Verhandlung ging, handelte sie nicht wie sonst im stillen Kämmerlein ein Ergebnis aus. Sie wählte stattdessen das deutlich demokratischere Rückkopplungsmodell: Die Verhandler*innen kamen regelmäßig aus dem Betrieb zu den Streikenden auf den Parkplatz, wo die Belegschaft unmittelbar über jedes Angebot des Unternehmens abstimmte und somit der Kommission den nächsten Handlungsauftrag erteilte. Diese Rückbindung gab den Verhandelnden eine unerschütterliche Stärke. Das Ergebnis: Das Werk blieb erhalten, und betriebsbedingte Kündigungen wurden gestoppt. Ab 2026 investiert Unilever sogar 15 Millionen Euro in den Standort.

               Oder der Streik am DHL-Frachtflughafen in Leipzig im Sommer 2025, wo es mit Nachtschichten, intensiver körperlicher Arbeit und schlechter Bezahlung einiges zu bemängeln gibt: Hier startete ver.di mit einem ziemlich niedrigen Organisationsgrad in die Tarifverhandlungen. Die Gewerkschaft hatte so wenige Mitglieder, dass der Milliardenkonzern DHL sich sicher fühlte. Zu Beginn der Verhandlungen legte er noch nicht einmal ein Angebot vor. Doch statt in die Defensive zu gehen, setzte ver.di auf breite Partizipation: Statt Streikziele vorzugeben, ermittelten die Organizer die gemeinsamen Forderungen durch eine Befragung aller Beschäftigten. Dem ersten Warnstreik folgten mehr als 1000 Menschen; als die DHL sich davon nicht beeindrucken ließ, führte ver.di eine erneute Umfrage durch. Diesmal beteiligten sich mehr als doppelt so viele Beschäftigte – und sprachen sich für einen 35 Stunden langen Streik aus. Der Flughafen stand still.

               Statt also angesichts ursprünglich schlechter Mitgliedszahlen zu kapitulieren, erkannte die Gewerkschaft das Potenzial des Arbeitskampfes.

               Der Konflikt mobilisierte einen riesigen Teil der Belegschaft, der vorher noch nicht gewerkschaftlich organisiert gewesen war: Hunderte Beschäftigte traten der Gewerkschaft bei. Die Basis verbreiterte sich rasend schnell, weil die Beschäftigten zum ersten Mal das Gefühl hatten, dass ihnen zugehört und mit ihnen gekämpft wurde. »Wir sind als Team echt zusammengewachsen und haben gezeigt, dass wir da sind«, berichtet der ver.di-Streikleiter. »Da gab es den ein oder anderen Gänsehautmoment«. Am Ende zwang die Belegschaft den Konzern zu einem Angebot – 11 Prozent mehr Lohn –, das die Streikenden in einer Urabstimmung beschlossen.67

               Besonders bemerkenswert: Die Belegschaft am Hub ist multinational und divers, gleichzeitig gibt es unter ihnen im Leipziger Umland mutmaßlich besonders viele AfD-Wähler. Offenbar keine unüberbrückbaren Gegensätze: Durch die Organisierung entlang ihrer gemeinsamen Interessen erfuhren die Arbeiter*innen eine »siegende Solidarität« untereinander, wie es ein Organizer ausdrückt. Unterschiede zwischen ihnen wurden nicht ausgeräumt, aber die Konfliktlinien verschoben. Weg vom Innen vs. Außen hin zum Konflikt zwischen Unten vs. Oben. Ein neuer Raum für Verständigung wurde geschaffen. »Wir haben gezeigt, dass eine andere Zukunft möglich ist«, heißt es aus den Reihen der Organizer. »Das sind nicht nur Argumente, das ist die Praxis.«68 Menschen abholen, wo sie sind – aber sie dann auch woanders hinbringen.

               Die Menschen erfuhren durch ihr Engagement also unmittelbare Selbstwirksamkeit. »Selbstwirksamkeit, das heißt: Das, was ich sage, wird auch gemacht«, sagt Ekkehard Spiegel, der im Berliner Verkehrsbetrieb BVG gewerkschaftlich organisiert ist. Er setzte mit ver.di im Jahr 2025 durch Organizing und Streiks eine deutliche Tariferhöhung durch und gewann dabei 1.900 Neumitglieder für die Gewerkschaft. Auf der Streikkonferenz erklärte er, wie bei vielen Beschäftigten im Betrieb während der Streiks das Bewusstsein für die eigene Macht erwachte: »Wenn wir wollen, können wir auch. Wir haben die Stärke.«

               Betroffene selbst zu organisieren, statt sie nur für fremde Ziele zu mobilisieren; ein klarer Fokus, Konfliktbereitschaft und Engagement, das von Herzen kommt – das zeichnet echtes Organizing aus. Dazu gehört auch Solidarität: Angestellte aus dem Gesundheitswesen richteten 2025 einen Solidaritätsfonds für den Streik bei der Charité-Servicetochter CFM ein. Nach jahrelanger Basisarbeit streikten Angestellte auch in Krankenhäusern, darunter auch der Reinigungssektor. Da die Löhne in diesem Bereich jedoch so niedrig waren, dass das Streikgeld nicht ausreichte, wurde der Arbeitskampf durch Spenden aus der Zivilgesellschaft querfinanziert. Das sicherte nicht nur den Streik ab, sondern bewies die enorme gesellschaftliche Rückendeckung für die Krankenhausbewegung.

               Diese Solidarität lebte auch bei der BVG: Ekkehard Spiegel konnte sein Tarifziel von 750 Euro mehr im Monat zwar durchsetzen, blieb jedoch trotzdem kämpferisch. Das Ergebnis sei erst dann wirklich zufriedenstellend, wenn es allen nützt: »Ein sehr gutes Ergebnis für mich, dass ich wieder in Ruhe fahren kann, wird erst an dem Tag erreicht sein, an dem die CFM gute Verträge gekriegt haben.«

               Im Juli 2025 war die Krankenhausbewegung schließlich erfolgreich: Auch bei CFM gibt es künftig Tarifverträge. Ismeta Berg, Reinigungskraft bei der CFM und Mitglied der Tarifkommission, bringt es auf den Punkt: »Wir haben gezeigt, dass wir nicht klein beigeben. Vor dem Streik hat uns niemand geglaubt, dass wir das erreichen. Wir haben gestreikt, wir haben zusammengehalten, und wir haben einen großen Durchbruch errungen. Ich bin stolz auf uns.«

               Es ist kein Wunder, dass die Organisationsformen der neuen gewerkschaftlichen Erfolgsmodelle denen der übrigen Zivilgesellschaft ähneln. Viele Beteiligte wechseln in ihrem Engagement zwischen Gewerkschaft und sozialen Bewegungen. Umso wichtiger, dass Gewerkschaften ihre Ressourcen strategisch einsetzen, um andere Organisationen zu unterstützen – beispielsweise durch die Finanzierung von Demos oder dem Bereitstellen von Räumen. Dazu gehört auch, für jene in die Bresche zu springen, die keine zahlenden Mitglieder sind, beispielsweise Erwerbslose. Und eine Offenheit gegenüber politischen, kämpferischen und innovativen Aktionsformen der Zivilgesellschaft zu entwickeln, die Wirbel in die Gewerkschaften bringen.

               Statt sehnsuchtsvoll darauf zu schauen, dass gewerkschaftsmüde Arbeitgeber sie in die Sozialpartnerschaft einladen, können Gewerkschaften wieder das Streiten und Streiken lernen. Das Potenzial für neue, produktive Konflikte ist enorm – vor allem dort, wo Organizing gerade in den Startlöchern steht und Betriebe nicht so einfach ins Ausland verlagert werden können, etwa im Bereich der 400000 Pflegekräfte, die darum kämpfen, gute Pflege zu leisten, ohne dabei selbst vor die Hunde zu gehen. Oder in Kitas, bei Sozialarbeiter*innen und Busfahrer*innen.

               Statt Angst vor neuen Konflikten oder vor den politischen Einstellungen ihrer eigenen Mitglieder schaffen Organizer neue Positiverzählungen. Sie hören zu, stellen die soziale Frage in den Mittelpunkt ihrer Arbeit und nutzen diese Konfliktlinie zwischen Oben und Unten, um eine »siegende Solidarität« zu schmieden. Erfolgreiche Gewerkschaften vermeiden den Konflikt nicht, sie suchen und nutzen ihn.

               Das kann dann auch ein Vorbild für den Rest der Gesellschaft sein, anders mit Arbeiter*innen umzugehen. Statt elitären Klischees der angeblich sozialkonservativen arbeitenden Klasse Arbeiter*innen nachzulaufen, die ehemals die SPD und jetzt die AfD wählen, lohnt es sich anzuerkennen, dass Bildung und sozialer Fortschritt immer fundamentale Pfeiler der Arbeiterbewegung waren. Einstellungen sind nicht in Stein gemeißelt – sie verändern sich, wenn man Menschen ernst nimmt und ihnen zuhört. Der ehemalige thüringische Ministerpräsident Bodo Ramelow erzählt zum Beispiel gerne davon, dass er erst als Erwachsener über die Bildungsprogramme in der Gewerkschaft begann, sich mit Politik zu beschäftigen.

               Dabei gilt es, auch in den eigenen Reihen Beharrungskräfte zu überwinden. Es ist eine der schwersten Aufgaben, lange gewachsene Strukturen und damit lange bestehende Machtverhältnisse aufzubrechen, um Platz für echte Erneuerung zu schaffen.

            
               
                  Weitermachen

               
            	
               	Direkte Demokratie nutzen: Mit keinem politischen Instrument lassen sich Gesetzesänderungen so unmittelbar und kompromisslos durchsetzen wie mit Bürgerbegehren oder Volksentscheiden. Der Verein Mehr Demokratie bietet hierfür nicht nur Beratung, sondern stellt auf seiner Website auch eine Datenbank aller Volksbegehren bundesweit zur Verfügung.

	Wirkungsvoll stören: Proteste müssen stören, sonst sind sie keine Proteste. Wenn alle einen mögen, verändert man nichts. Dafür braucht es eine klare Kernbotschaft und sichtbare Gegner.

	Organizing: Wer über Haustürgespräche nicht nur kurzfristig mobilisiert, sondern langfristig organisiert, verändert die soziale Basis der Macht. Organizing bedeutet: Zuhören, Betroffene zu Akteur*innen machen und produktive Konflikte suchen. Dazu arbeitet u.a. der Movement Hub.

	Selbstwirksamkeit: Wenn Menschen die Erfahrung machen, dass sie für Veränderung sorgen können, entfaltet das transformatives Potenzial. Eine solche Selbstwirksamkeit ist der Treibstoff für Engagement.

	Mehr Demokratie bedeutet auch: Die Wirtschaft muss demokratisiert werden. Das geht durch Vergesellschaftungen, Gründungen von Genossenschaften und Arbeitskämpfen in profitorientierten Betrieben. Wir alle besitzen Macht, wenn wir unsere Zustimmung, unsere Arbeitskraft, unser Geld entziehen. Streiks und Boykotte bleiben die schärfsten Schwerter im Kampf um soziale Gerechtigkeit. 




            	

            
               5. BÜROKRATIE UND BEHARRUNGSKRÄFTE

               Gerechte Verwaltung

            Eines der größten Bürokratiedesaster der vergangenen Jahre kam mit Ansage: »Wir werden in ein paar Monaten wahrscheinlich viel einander verzeihen müssen«, sagte der damalige Gesundheitsminister Jens Spahn zu Beginn der Corona-Pandemie 2020.69 Offenbar meinte er damit vor allem sich selbst.
Wie der sogenannte Maskenbericht und Erhebungen des Bundesrechnungshofs fünf Jahre später zeigten, verschwendete der CDU-Politiker durch Maskendeals mehrere Milliarden Euro Steuergeld. Insgesamt wird Spahn vorgeworfen, in der Corona-Zeit bis zu 6,6 Milliarden Euro verbraten zu haben. Das ist eine Summe, die kaum vorstellbar ist und die als Vergleichswert für andere politische Maßnahmen taugt. Das Bundesförderprogramm »Demokratie leben!« kostete jährlich bisher 200 Millionen Euro, also 0,03 »Jens Spahns«. 22000 Sozialwohnungen entsprechen einem »Jens Spahn«. Und mit einem »Jens Spahn« könnte man die Tafeln 161 Jahre lang durchfinanzieren.
Konsequenzen für Spahn gab es nie, auch weil es im Bundesministergesetz keine Ermächtigung dazu gibt, Amtsträger wegen fahrlässigen Verhaltens strafrechtlich verfolgen zu lassen. Sie kommen in der Regel ohne persönliche Konsequenzen davon. Und so fordert Spahn bis heute von anderen, was er selbst nie einlösen wird: Von syrischen Flüchtlingen erwartet er beispielsweise, ins kriegszerstörte Syrien zurückzukehren. »Ich halte es für eine patriotische Pflicht, dass man seine Heimat wieder aufbaut, dass man dort mithilft«, sagt Spahn.70 Gibt es nicht auch eine patriotische Pflicht, die deutsche Heimat wieder aufzubauen und mitzuhelfen, jene 6,6 Milliarden Euro zurückzuholen?
Dass das Spahn-Desaster bis heute nicht ganz aufgeklärt wurde, liegt auch daran, wie der CDU-Politiker dabei vorging. Er verantwortete in der Pandemie eine komplett überforderte und dysfunktionale Verwaltung, die er hintertrieb und ins Chaos stürzte.
Es fing damit an, dass Spahn regelmäßig nicht von seiner Ministeriumsadresse kommunizierte, sondern mit einer E-Mail-Adresse eines seiner Mitarbeiter im Bundestag.71 Er vergab Aufträge und erteilte Anweisungen auf offiziell-nichtoffiziellem Wege.
So sollte offenbar sichergestellt werden, dass die Mails nicht im Ministerium veraktet werden, sondern im Bundestag – wo sie vor dem Einblick der Öffentlichkeit geschützt sind. Ministerien müssen in Deutschland auf Anfrage interne E-Mails offenlegen, Parlamentarier jedoch nicht. Damit bleiben Nachrichten, die er von seiner Bundestagsmitarbeiter-Adresse geschickt hat, geheim.
Zudem sorgte Spahn gegen den Rat seiner eigenen Fachleute dafür, dass das Ministerium den Einkauf der Masken selbst organisierte – obwohl es dafür über keinerlei Expertise verfügte.72 So vergab er unter ungeklärten Umständen Millionenaufträge an Personen, die ihm nahestanden. In vielen Fällen gab es dafür zunächst keine Verträge, sodass externe Unternehmen damit beauftragt wurden, im Nachhinein Akten für die Behörde zu erstellen. Die kernigste Kernaufgabe eines Ministeriums – die ordnungsgemäße Dokumentation – wurde fortan von externen Wirtschaftsprüfern erledigt.73
Das führte dazu, dass bis heute nicht mehr nachprüfbar ist, auf welche Weise zahlreiche der kostspieligen Aufträge überhaupt zustande kamen. Als die Sonderermittlerin Margaretha Sudhof die Akten des Ministeriums prüfen wollte, musste sie teils auf im Internet veröffentlichte Dokumente bei FragDenStaat zurückgreifen. Im Ministerium selbst waren viele der Dokumente schlicht nicht auffindbar.

               
                  Bürokratieumbau

               
               Insbesondere im Bereich der staatlichen Verwaltung macht sich bemerkbar, wie stark Pfadabhängigkeiten und Beharrungskräfte unseren Alltag prägen. Die wichtigen Bundesministerien etwa unterscheiden sich in ihrer Struktur kaum von ihren 100 Jahre alten Vorgängern. Vergleicht man einen Organisationsplan des Bundesinnenministeriums mit einem Plan des Reichsinnenministeriums der 1920er-Jahre, ergeben sich frappierende Ähnlichkeiten – nur ist das heutige Ministerium um einiges größer. Der behördliche Aufbau ist nahezu identisch. Das Selbstverständnis der deutschen Verwaltung und auch ihre Dysfunktionalitäten sind daher quasi Teil ihrer DNA.

               Die größte Schwachstelle der Verwaltung ist seit jeher ihre Leitung. Umso wichtiger ist die Frage, wie die Verwaltung reformiert werden kann und wie wir an ihre Struktur herankommen. In der öffentlichen Diskussion ist dieses Themenfeld klar von rechts besetzt. Wann immer deutsche Bürokratie thematisiert wird, wird sie pauschal als schlecht dargestellt, als behäbig, freiheits- und vor allem unternehmerfeindlich. Das Ziel wird meist in larmoyantem Ton direkt mitgeliefert: Weg damit, abbauen.

               Dabei ist der Staat, so problematisch er auch sein mag, angesichts der uns bevorstehenden Herausforderungen der stärkste Akteur, der Gerechtigkeit durchsetzen könnte. Schwächt man ihn, ohne gleichzeitig die Macht großer Konzerne zu beschneiden, nützt das vor allem den Unternehmen. Nun hat die Bürokratie hierzulande tatsächlich in vielen Bereichen zahlreiche Macken. Sie muss vor allem viel effizienter werden – das wissen alle, die zum Beispiel schon einmal Elterngeld oder Wohngeld beantragt haben. Dass es eine Verwaltung und Regeln gibt, ist aber zunächst ein logisches Ergebnis der Demokratie. Wenn es auf Dauer eine auf Gesetzen basierende Gesellschaftsordnung geben soll, braucht es dafür eine Verwaltung.

               Und die ist – Überraschung – in Deutschland tatsächlich gar nicht besonders bürokratisch. Der Staat in Deutschland ist im Vergleich zu anderen Staaten sogar »geradezu unbürokratisch«, sagt Wolfgang Seibel, Professor für Verwaltungswissenschaften an der Uni Konstanz.74 Viel sei durch Körperschaften öffentlichen Rechts wie Kammern und Hochschulen geregelt, also durch Selbstverwaltung. Hinzu kommen dezentrale Regelungen in Bund, Ländern und Kommunen. Vergleicht man die Effektivität der staatlichen Verwaltung derer großer Unternehmen, schneide sie gar nicht so schlecht ab. »Haben Sie sich mal angeschaut, wie die Verwaltung von Volkswagen während des Diesel-Skandals agiert hat?«, fragt Seibel.75

               Wenn heutzutage von Bürokratiereform gesprochen wird, ist in der Regel ihr Abbau gemeint. Die Erzählung vom Bürokratieabbau gehört zu den größten Betrügereien des 21. Jahrhunderts. Wissen Sie, was Bundeskanzler Friedrich Merz 2025 als Erstes beschlossen hat, um diesen Abbau in Deutschland voranzubringen? Er hat ein neues Ministerium geschaffen. Eine. Neue. Behörde. Für. Bürokratieabbau.

               Über dieses Ministerium wacht der CDU-Politiker Philipp Amthor. Als Parlamentarischer Staatssekretär im Bundesdigitalministerium ist er jetzt für »Staatsmodernisierung und Bürokratierückbau« zuständig. Amthor erhält monatlich insgesamt rund 22000 Euro Einkommen aus Mandat und Amt, um sich Szenarien auszudenken, wie der Staat weniger Geld ausgeben kann.

               Bürokratieabbau beinhaltet tatsächlich oft den Abbau von Rechten. Wer eine Verwaltung demontieren will, riskiert im Zweifel mehr Willkür und weniger öffentliche Kontrolle. Wenig verwunderlich, dass sich auch Rechtsextremisten von Argentinien über die USA bis Deutschland die Entschlackung des Apparats auf die Fahnen schreiben.

               Das lässt sich auch am Beispiel des Lieferkettengesetzes feststellen: Jahrzehntelang hatten zivilgesellschaftliche Organisationen aus dem Globalen Süden gemeinsam mit Verbündeten im Globalen Norden dafür gekämpft, dass weltweit agierende Unternehmen Verantwortung für die Arbeits- und Umweltbedingungen ihrer Produktion tragen müssen. Sie sollten ihre soziale und ökologische Verantwortung nicht länger auslagern können, sondern verpflichtet werden, auch ihre Zulieferer zu überprüfen. Bei Fehlverhalten sollten sie dafür auch in Deutschland verklagt werden können.

               Nehmen wir den Fall des TÜV Süd, der im brasilianischen Brumadinho 2018 die Stabilität eines Staudamms zertifizierte, der im Januar 2019 brach und 272 Menschen unter einer Schlammlawine begrub. Oder KiK und C&A, die in einem neunstöckigen Fabrikkomplex in Bangladesch Kleidung herstellen ließen: Als das Gebäude im April 2013 einstürzte, starben 1138 Menschen. In beiden Fällen wehrten sich die Konzerne äußerst effektiv dagegen, juristische Verantwortung für die Katastrophen zu übernehmen.

               Das Lieferkettengesetz ändert die Spielregeln: Es ist ein Hebel, um die allgegenwärtige Übermacht des globalen Kapitalismus zumindest in einem Bereich zu bändigen. Natürlich ist ein solches Gesetz kein Allheilmittel für sämtliche Verfehlungen großer Unternehmen. Aber es schafft eine Struktur für grenzüberschreitende Gerechtigkeit, an der Regierungen sonst regelmäßig scheitern – eine Struktur für inklusive Solidarität.

               In einem sensationellen Kraftakt erzwangen Aktivist*innen 2021 dieses Gesetz, basierend auf einem UN-Aktionsplan, französischen Vorbildern und unermüdlichem Druck. Die Regelung war besonders: Sie schützte Menschen- und Umweltrechte weltweit vor rücksichtslosen Profitinteressen. Erarbeitet wurde sie in einer außergewöhnlichen Koalition von Gerd Müller (CSU) und Hubertus Heil (SPD), die eine stumpfe unternehmerische Selbstverpflichtung in eine scharfe gesetzliche Verpflichtung verwandelten.

               Mithilfe des Gesetzes erzielten NGOs umgehend eindrucksvolle Erfolge: 2024 setzte die ecuadorianische Gewerkschaft ASTAC mit Unterstützung von Oxfam und ECCHR durch, dass auf Bananenplantagen der Mindestlohn nicht länger unterwandert wird und gewerkschaftliche Arbeit möglich ist. Diesen Druck konnten sie aufbauen, weil deutsche Supermarktketten für die Pestizidbelastung und die fehlende Schutzlieferung ihrer Zulieferer plötzlich haftbar gemacht werden konnten. Rewe und Edeka mussten dafür rechtlich geradestehen.76

               Wie wirksam das Gesetz sein kann, zeigte auch der eindrucksvolle Streik an der hessischen Autobahnraststätte Gräfenhausen. Dort besetzten im Jahr 2023 rund 150 Lkw-Fahrer aus Usbekistan, Georgien, Kasachstan und Tadschikistan wochenlang mit ihren Fahrzeugen das Gelände. Sie beriefen sich auf das im Lieferkettengesetz festgeschriebene Sklaverei-Verbot und protestierten gegen ihre ausbeuterischen Arbeitsbedingungen. Den Truckern war von einem polnischen Spediteur über Monate der Lohn vorenthalten worden. Da die Auftraggeber des Spediteurs jedoch namhafte deutsche Konzerne waren, griff das Gesetz: Die Firmen am Ende der Kette standen plötzlich in der Mitverantwortung für den Lohnraub bei ihren Subunternehmern – und die streikenden Fahrer erhielten einen großen Teil des geforderten Geldes.77 Ein wichtiger Sieg für die Durchsetzung von Arbeiterrechten.

               Um das hinter den Fällen liegende System der Ausbeutung dauerhaft zu ändern, braucht es stetigen Druck, auch mithilfe des Lieferkettengesetzes. Doch genau dieses Instrument wird vonseiten der Politik und Unternehmen inzwischen systematisch sturmreif geschossen. Mit Verweis auf angeblich überbordende bürokratische Pflichten machten Lobbyverbände von Milliardenkonzernen von Beginn an Kampagne gegen das Gesetz. Unter anderem die Lobbyisten der Stiftung Familienunternehmen trafen sich regelmäßig mit Vertretern der Bundesregierung. Unterstützung erhielten sie 2024 vom Grünen Wirtschaftsminister Robert Habeck. Er forderte mit Blick auf die im Gesetz vorgesehene Bürokratie, die »Kettensäge« anzuwerfen und das gesamte Lieferkettengesetz »wegzubolzen«.78 Dabei spielte Habeck auf die »Kettensäge« des rechtslibertären und autoritären argentinischen Präsidenten Javier Milei an.

               Die Habeck’sche Vorlage nahm die neue schwarz-rote Bundesregierung im darauffolgenden Jahr dankend auf. Sie ordnete an, Berichtspflichten einzugrenzen und nur noch »gravierende« Menschenrechtsverletzungen zu verfolgen – »einfache« Verstöße werden nun schlicht ignoriert. Ein bisschen Kinderarbeit ist damit offenbar jetzt okay – der gezielte Abbau von Menschenrechten unter dem Deckmantel des »Bürokratieabbaus«.

               Trotz dieser massiven Verschlechterungen ist auch klar: Die Bundesregierung schaffte es bisher nur, das Gesetz abzuschwächen. Die Beharrungskräfte konnten einen Teilerfolg erzielen. Denn das Lieferkettengesetz gibt es noch.

            
               
                  Bürokratie umverteilen

               
               Bedeutet das, dass wir den Staat mit seiner Verwaltung also unbedingt verteidigen sollten? Ist Bürokratieabbau per se schlecht? Ganz so einfach ist es nun auch wieder nicht.

               Zunächst kann ein bisschen Dysfunktionalität oder Anarchie der Demokratie auch ganz guttun. Ich persönlich kann mich gut damit anfreunden, wenn eine Ausländerbehörde die Abschiebung einer Person zum Terror-Regime der Taliban schlicht nicht organisiert bekommt. Oder wenn nicht jede kleine Ordnungswidrigkeit rigoros verfolgt wird, weil der Staat überlastet ist. Aus solchen Verwaltungsdesastern wie dem letztlich von der Zivilgesellschaft besetzten Gängeviertel in Hamburg oder dem nie fertig geplanten Tempelhofer Feld in Berlin können auch utopische Räume entstehen – nämlich dann, wenn Anwohner*innen die Lücken des Staates füllen.

               Tatsächlich kann Bürokratieabbau immer da sinnvoll sein, wo der Staat übermäßig in die Freiheitsrechte von Einzelnen eingreift. Ziel ist nicht der Abbau an sich, sondern eine grundsätzliche Kritik der Verwaltungsziele: Agiert der Staat gegenüber der Bevölkerung repressiv, oder schützt er progressiv ihre Rechte?

               Bei dieser Kritik sollte es nicht darum gehen, ob wir Bürokratie abbauen, sondern für wen. Die aktuelle Tendenz ist eindeutig: Ähnlich wie Steuersenkungen sind meist keine Erleichterungen für alle gemeint, sondern Privilegien für Vermögende. Für die Reichen gibt es Bürokratieabbau, für die Armen gibt es mehr Bürokratie. Im Ergebnis wird die Verwaltungslast lediglich von oben nach unten verlagert. Die Bürokratiefrage ist eine Verteilungsfrage – und damit eine Gerechtigkeitsfrage. Wir müssen uns dafür einsetzen, dass Bürokratie nicht per se abgebaut, sondern umverteilt wird.

               Drei Beispiele für eine solche Umverteilung:

               1. Wohnen

               Wer Leistungen vom Jobcenter bezieht, sieht sich mit einem erdrückenden Kontrollregime konfrontiert. Ob komplizierte Antragsformulare, detaillierte Nachweise für Bewerbungen, Fortbildungen oder Krankheiten – die Behörden haben Menschen in der Grundsicherung im Griff. Haben Sie mal versucht, einen Abschnitt des Sozialgesetzbuchs zu lesen und zu verstehen? Selbst für Expert*innen im Feld ist das eine riesige Herausforderung. Die Gesetze sind absichtlich so gemacht, dass Betroffene sie kaum verstehen können.

               Besonders übergriffig wird es bei der Prüfung der sogenannten Bedarfsgemeinschaft. Wer mit einer Person zusammenlebt, die ein eigenes Erwerbseinkommen hat, dem wird Geld gekürzt. Im Bestreben, ein paar Euro zu sparen, schicken Ämter regelmäßig Kontrolleure zu Hausbesuchen, um zu prüfen, ob die Bewohner*innen tatsächlich alleinstehend leben oder ob man ihnen womöglich die Grundsicherung kürzen kann. Das geht so weit, dass Nachbarn zum »Schnüffeln« animiert werden und Jobcenter-Mitarbeitende die Anzahl der Zahnbürsten im Bad zählen.

               Hier ist eine Bürokratie-Umverteilung überfällig. Wenn der Staat tatsächlich Kapazitäten für Hausbesuche hat, sollte er diese nicht gegen Bedürftige, sondern gegen spekulativen Leerstand einsetzen. In Deutschland stehen rund 1,9 Millionen Wohnungen leer – ein beträchtlicher Teil davon aus Kalkül. In den umkämpften Metropolen halten oft ausländische Fondsgesellschaften Immobilien bewusst vom Markt fern, um auf maximale Wertsteigerung zu setzen. Mieter*innen stören dabei nur das Geschäftsmodell.

               Spekulativer Leerstand ist illegal und rechtfertigt eigentlich eine Vergesellschaftung. Doch um ihn nachzuweisen und Eigentümer zur Sanierung oder Vermietung zu zwingen, fehlen den Kommunen Personal und Mittel – die woanders aufgestockt werden, zum Beispiel bei den Jobcenter-Hausbesuchen. Der Staat entscheidet sich politisch dafür, seine bürokratischen Ressourcen lieber in die Schikane von Arbeitssuchenden zu stecken, statt Wohnraum für alle zu sichern. 

               2. Finanzen

               In Deutschland gilt Bargeld als Inbegriff von Freiheit. Es überrascht daher wenig, dass Asylsuchenden im derzeitigen politischen Klima genau diese Freiheit entzogen wird. Seit 2024 rollt die Bundesregierung flächendeckend die sogenannte Bezahlkarte aus. Dabei handelt es sich um eine Debitkarte für Sozialleistungen. Nach dem von SPD, Grünen und FDP beschlossenen Bezahlkarten-Gesetz dürfen damit pro Monat maximal 50 Euro Bargeld abgehoben werden, viele Überweisungen, etwa ins Ausland, sind verboten. Ein Einkauf im Kiosk um die Ecke oder in anderen kleinen Geschäften ist häufig nicht möglich. Nehmen Unternehmen für Leistungen nur Bargeld entgegen, sind sie für Menschen mit Bezahlkarte praktisch tabu.

               Der Staat übernimmt damit nicht nur die Kontrolle darüber, wie viel Geld Menschen erhalten, sondern auch noch, wie und wo sie es ausgeben können. Diese Machtausübung geht mit einem hohen Preis einher: Denn um die Kontrolle durchzusetzen, müssen Betroffene in einigen Bundesländern jede Überweisung mit der Bezahlkarte einzeln beantragen. Jede Überweisung einzeln!

               In den Ausländerbehörden sitzen deswegen inzwischen tatsächlich Menschen, die tagein, tagaus geplante Überweisungen überprüfen und Empfänger freischalten – oder eben nicht. Darf die Person 5 Euro an den Sportverein überweisen? Können 13 Euro für das Internet bezahlt werden? Alleine die Personalkosten für die Überwachung dürften den Wert der Überweisungen um ein Vielfaches übersteigen. Kein Wunder, dass viele Landkreise jetzt schon jammern, ihre Verwaltungen seien mit der Bezahlkarte überlastet. Überraschung! Das Instrument zur Drangsalierung von Geflüchteten ist ein sensationelles Bürokratiemonster.

               Während die Kontobewegungen von Asylsuchenden also bis auf den Cent genau überprüft werden, kommen andere ganz ohne Überwachung durch: Banken dürfen nämlich in weiten Teilen schalten und walten, wie sie wollen. Das unglaubliche Vertrauen des deutschen Staates ihnen gegenüber wurde etwa beim Cum-Ex- und Cum-Cum-Skandal deutlich: Dabei betrogen ein paar Banker die Bundesrepublik um mehr Geld, als sämtliche Geflüchteten in Deutschland zusammen in fünf Jahren erhalten. Die Betrugsmaschen der Kriminellen waren so simpel wie dreist: Sie verschoben Aktienpakete, um Steuern zu umgehen, oder ließen sich bei den Finanzämtern Zahlungen erstatten, die sie nie getätigt hatten.

               Sie behaupteten lediglich, sie hätten Kapitalertragssteuern gezahlt, und konnten dann quasi auf Knopfdruck in einem automatisierten Verfahren beim Staat hohe Millionenbeträge erhalten. Ja, Sie lesen richtig: Die Ämter zahlten teilweise viele Millionen Euro aus, ohne überhaupt zu prüfen, ob die Empfänger zum Erhalt des Geldes berechtigt waren.79 Auf mindestens 36 Milliarden Euro wird die Summe geschätzt, die die Kriminellen auf diese Weise seit 2001 erbeuteten; vermutlich sind es tatsächlich noch deutlich mehr.

               Der Staat hat sich dieses Geld übrigens zum größten Teil bis heute nicht zurückgeholt. Bis Ende 2023 hatten die Ämter gerade einmal 200 Millionen Euro rechtskräftig wiederbeschafft, also nicht einmal 1 Prozent des Geldes. Schuld ist die Bürokratieverlagerung nach unten: Es fehlt an politischem Willen und natürlich auch an Personal, um den Milliarden hinterherzulaufen. Die akribische Überprüfung von 5-Euro-Überweisungen von Mittellosen sind wichtiger. Derzeit fordern manche Politiker von SPD und Union, die Bezahlkarte auch für Empfänger*innen der Grundsicherung einzuführen. 

               3. Internet

               Ob Doppelpunkt, Binnen-I, Unterstrich oder Sternchen: CDU und SPD haben im Jahr 2024 genderneutrale Sprache in der hessischen Verwaltung verboten, genauso wie zuvor die Regierungen in Bayern und Sachsen. Das bedeutet: Beamt:innen ist es verboten, im Schriftverkehr mit anderen BeamtInnen, Bürger_innen oder Aktivist*innen zu gendern.

               Hier hört das Verbot aber nicht auf. Denn die Regierung hat ihre Beamt*innen dazu angehalten, auch sämtliche offizielle Kommunikation der vergangenen Jahre zu durchforsten und entsprechend anzupassen. Und zwar nicht nur bei sich selbst – auch geförderte Nichtregierungsorganisationen sollen sich an die Regelungen halten. Der Kulturkampf wird zur autoritären Maßnahme, die Sprachverbote in der Gesellschaft durchsetzen soll.

               Dazu braucht es eine starke Verwaltung. Einzelne Sachbearbeiter:innen in Hessen klicken sich offenbar wochenlang durch die Social-Media-Profile von offiziellen Stellen und haben bereits Schulen angewiesen, jahrealte Instagram-Posts zu löschen, weil darin Gendersternchen zu finden waren. Die Leitung einer Schule in Eschborn beschwerte sich daraufhin öffentlich, die Zeit der BeamtInnen solle stattdessen lieber »in sinnvolle Herausforderungen der Bildung in Hessen investiert werden«.80

               Man könnte dabei eigentlich direkt bei der Überwachung von Online-Kommunikation bleiben. Denn wie Betroffene seit vielen Jahren wissen, handeln deutsche Behörden bei der Verfolgung von Hassrede im Internet in der Regel behäbig bis widerspenstig (und damit überhaupt nicht so konsequent, wie rechte Propagandisten regelmäßig behaupten). Sowohl überforderte Staatsanwaltschaften als auch ignorante Polizist*innen sorgen dafür, dass viele Personen, die in den sozialen Medien etwa Morddrohungen erhalten, diese resigniert nicht einmal mehr zur Anzeige bringen. Würden Ministerien Schwerpunktteams abstellen, um derartige Anzeigen mit Nachdruck zu bearbeiten, würde dies das Vertrauen in den Rechtsstaat unmittelbar erhöhen.

               Aber vielleicht müssen Betroffene einfach ihre Strategie ändern und bei Anzeigen wegen Hassrede eine Textpassage hinzufügen? »Ich wurde mit dem Tod bedroht – und außerdem hat der Täter das Gendersternchen genutzt!« Die hessische Bürokratie würde direkt ihre gesamten Ressourcen in Stellung bringen.

               Bürokratie an sich ist nur selten das Problem. Das zentrale Problem ist in der Regel, wo und wie Bürokratie eingesetzt wird. Gesetze und Erlasse steuern die Verwaltung – und die werden grundsätzlich von der Politik gemacht.

            
               
                  Eine gerechte Verwaltung

               
               Wenn wir die Bürokratie besser machen wollen, müssen wir zunächst an ihre Zielsetzung heran. Was ist Sinn und Zweck einer idealen Bürokratie in einer Demokratie? Sie sollte im Sinne des Gemeinwohls tätig werden. Der Staat hat selbst keine Rechte, sondern Pflichten. Ein »starker Staat« ist kein Ziel, sondern höchstens ein Mittel zum Zweck. Ziel ist vor allem ein gerechter Staat, der den Menschen dient. Die staatlichen Institutionen müssen Gerechtigkeit schaffen.

               Gerechtigkeit bedeutet in diesem Zusammenhang: eine faire Verteilung von Nutzen und Belastungen in der Bevölkerung. Wer mehr hat, muss mehr Kontrolle durch staatliche Instanzen ertragen. Wer mehr braucht, muss mehr Entlastung erhalten.

               Führt die centgenaue Überwachung von Asylsuchenden zu mehr Gerechtigkeit? Nein. Führt das Zurückholen von Milliarden Euro Cum-Ex-Kosten zu mehr Gerechtigkeit? Ja. Führt ein konsequent verfolgtes Genderverbot zu mehr Gerechtigkeit? Nein. Führt das konsequente Verfolgen von Strafanzeigen zu mehr Gerechtigkeit? Ja.

               Dafür braucht es eine bessere Ressourcenverteilung und klare Regeln, damit es nicht zu staatlicher Willkür kommt. Das ist vor allem eine Aufgabe von Politik. Gleichzeitig ist es aber auch schädlich, wenn eine Verwaltung ausschließlich Regeln befolgt und dabei das eigentliche Ziel aus den Augen verliert. Das passiert bei Organisationen leider recht häufig.

               So etwa bei der Bekämpfung von Geldwäsche. Rund 100 Milliarden Euro werden hierzulande jährlich durch die organisierte Kriminalität gewaschen; der Schaden durch den Steuerbetrug ist enorm. Dabei geht es insbesondere um die verdeckte Finanzierung des internationalen Terrorismus. Man sollte meinen, das Thema hätte für die deutsche Strafverfolgung höchste Priorität. Wer kümmert sich also drum?

               Na ja, lange Zeit niemand so richtig. Bis 2017 war das Bundeskriminalamt (BKA) für das Thema zuständig. Dann jedoch reformierte die Bundesregierung seine Verwaltung – und schob die Geldwäschebekämpfung »Financial Intelligence Unit« zum Zoll. Lag das Thema vorher im Geschäftsbereich des Innenministeriums, war es danach im Finanzministerium angesiedelt. Andere Zuständigkeit, andere Bürokratietradition.

               Die Reform führte zu einem Quasi-Stillstand der Geldwäschebekämpfung. Beim Zoll lagen die Nerven blank: Statt wie zuvor direkt mit den Landeskriminalämtern und dem BKA kommunizieren zu können, waren die Fahnder auf einmal in einer anderen Behörde isoliert und vom Informationsfluss abgeschnitten. Schon zuvor hatten die Beamten Probleme, geeignetes Personal zu finden; im Finanzministerium verschärfte sich die Lage massiv.

               In den darauffolgenden Jahren stapelten sich 100000 unbearbeitete Hinweise beim Zoll, darunter mehrere Tausend Verdachtsfälle auf Terrorismusfinanzierung. Es gab unzählige Belege für illegale Machenschaften, denen praktisch nicht nachgegangen wurde. Wegen der Untätigkeit der blockierten Behörde leitete die Staatsanwaltschaft Osnabrück sogar Ermittlungen wegen Strafvereitelung im Amt ein.

               Warum das alles? Der Grund für die Verschiebung war äußerst banal: Der damalige Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble hatte seinen Amtskollegen auf einer internationalen Konferenz zur Bekämpfung von Terrorismus versprochen, sich persönlich des Themas anzunehmen. Um sein Ansehen zu wahren, musste er liefern. Er entschied, das Thema in sein eigenes Ressort zu holen. Irrelevant für die Geldwäschebekämpfung, äußerst relevant für Schäubles Image. Das eigentliche Ziel der Behörde wurde internen Machtkämpfen untergeordnet.

               Dass dieser Transfer problematisch werden würde, war Expert*innen von Anfang an klar. Doch die Bundesregierung beteiligte sie kaum. Um den Umweg über die Zustimmung des Bundesrates zu vermeiden, banden Innen- und Finanzministerium auch die Fachleute aus den Landeskriminalämtern kaum ein.81

               In diesem Kompetenzgerangel geriet die Bekämpfung von Steuerbetrug ins Hintertreffen. Die Verwaltung folgte den eitlen Organisationszielen und machte einen Wechsel mit, statt für das übergeordnete Ziel – Gerechtigkeit durch effektive Strafverfolgung – einzustehen. Erst nach massiver Kritik aus Medien und Wissenschaft setzte das Finanzministerium Jahre später zu einer erneuten Reform an.

               Es geht jedoch auch anders, wenn politisch entsprechend gesteuert wird. Denn an erster Stelle muss das Ziel einer gerechten Verwaltung stehen – erst dann kommen die Regeln und das Ermessen einzelner Beamt*innen.

               Eine gerechte Verwaltung zieht Regeln nicht rücksichtslos durch, wenn das zu einem ungerechten Ergebnis führen würde. Wie gerechte Verwaltung aussieht, zeigt ein Beispiel aus Schleswig-Holstein: Dort hat die schwarz-grüne Landesregierung – inspiriert durch die Arbeit des zivilgesellschaftlichen Freiheitsfonds – im Jahr 2023 eine kleine Justizreform im Bereich der Strafvollstreckung eingeführt, die für Betroffene einen existenziellen Unterschied macht.

               Eigentlich funktioniert die Bürokratie in Deutschland so: Wer nach einer Straftat eine Geldstrafe nicht begleichen kann, muss ins Gefängnis. Das betrifft oft Bagatelldelikte wie das Fahren ohne Ticket oder auch den Diebstahl von Brot oder Hygieneprodukten. Jährlich landen mehr als 50000 Menschen wegen einer solchen Ersatzfreiheitsstrafe hinter Gittern. Sie sind fast ausschließlich arm – in der Regel erwerbslos, häufig wohnungslos oder suizidal.

               Für die Betroffenen ist eine solche Haft besonders katastrophal. Sie verlieren möglicherweise ihren Arbeitsplatz, ihre Wohnung und den Kontakt zu ihrem sozialen Umfeld – und das wegen einer Bagatelle. Und nicht nur das, der Staat zahlt dabei auch noch drauf: Jeder Hafttag kostet den Steuerzahler im Schnitt rund 200 Euro.

               Aus rein formalistischer Sicht könnte man jetzt sagen: So sind halt die Regeln. Wer nicht zahlt, trägt die Konsequenzen; so steht es im Gesetz. Da die Ersatzfreiheitsstrafe auf Bundesrecht basiert, kann ein Bundesland dieses Gesetz nicht einfach abschaffen. Die schleswig-holsteinische Landesregierung wurde jedoch kreativ und führte eine zusätzliche Verfahrensebene ein: Bevor eine Haft vollstreckt wird, muss die Gerichtshilfe seit 2023 die Betroffenen zwingend kontaktieren und notfalls persönlich aufsuchen. Dies ist besonders wichtig für Menschen, die – etwa aufgrund psychischer Erkrankungen – nicht in der Lage sind, ihre Post zu öffnen. Die Gerichtshilfe sucht dann gemeinsam nach Wegen, die Strafe etwa durch Ratenzahlung oder gemeinnützige Arbeit abzuwenden.

               Diese Neuerung führt dazu, dass im Norden praktisch keine Ersatzfreiheitsstrafen mehr vollstreckt werden. Es ist das Ergebnis einer wirkungsvollen zivilgesellschaftlichen Initiative und mutiger Akteure in Politik und Verwaltung. Möglich wird dies durch eine ganze Menge zusätzlicher Bürokratie – doch dieser Aufwand dient der Gerechtigkeit, weil niemand mehr für Bagatellen in den Knast kommt.

            
               
                  Verwaltung braucht Gegenmacht

               
               Eine gerechte Verwaltung mit menschlichem Antlitz kann es ohne den Druck der Zivilgesellschaft nicht geben. Institutionen und ihre Amtsträger*innen müssen kontrolliert werden, um sicherzustellen, dass sie den Anspruch einer gerechten Verwaltung auch tatsächlich einlösen.

               Dazu bedarf es auch einer starken Kontrolle der Exekutive durch die Parlamente. Doch genau diese Kontrollfunktion nimmt in Deutschland stetig ab. Unter dem Vorwand des Bürokratieabbaus hat die Bundesregierung 2025 beschlossen, die Berichtspflichten der Ministerien gegenüber dem Bundestag massiv zu beschneiden. Das betrifft unter anderem die Aufrüstung der Bundeswehr: Das Parlament kann dem Verteidigungsministerium künftig deutlich weniger auf die Finger schauen.82 Zudem soll das Innenministerium künftig allein entscheiden dürfen, welche Länder als sichere Herkunftsstaaten für Abschiebungen gelten – ohne Einbindung des Parlaments. Die Legislative entmachtet sich zusehends selbst.

               Dazu passt auch, dass die Parlamente bei der Ausgestaltung von Gesetzen immer weniger mitreden. Die Bundesministerien – also die Exekutive – haben das Zepter fest in der Hand. Nach einem Bericht des Normenkontrollrats werden Gesetze inzwischen enorm schnell durch die Exekutive und Legislative gepeitscht. Unter der Ampel-Koalition vergingen im Schnitt gerade einmal 44 Tage zwischen einem ersten Referentenentwurf und dem fertigen Kabinettsbeschluss. In einer solchen Zeitspanne lässt sich kein gutes Gesetz erarbeiten.

               Dieses Tempo – fast doppelt so hoch wie unter der vorangegangenen Regierung – geht vor allem zulasten der zivilgesellschaftlichen Expertise.

               Während Nichtregierungsorganisationen (NGOs) traditionell eigentlich in Gesetzgebungsprozesse eingebunden werden sollten, sind die Beteiligungsfristen inzwischen aber teilweise so eng, dass sie innerhalb von 24 Stunden zu einem mehrere Hundert Seiten langen Gesetzentwurf Stellung nehmen sollen.83 Fast müßig zu erwähnen, dass in diesem Zeitrahmen kaum Raum bleibt, kritische Anmerkungen überhaupt zu sichten, geschweige denn zu berücksichtigen. Die Beteiligung wird so zu einem reinen Formalismus, der nur unnötig Zeit raubt. Alle Seiten wissen: Die Regierung hat offensichtlich gar kein Interesse an Einschätzungen aus der Zivilgesellschaft.

               Umso wichtiger, dass sich die Öffentlichkeit eine stärkere Kontrollfunktion erkämpft. Dass dies in Deutschland kaum Tradition hat, zeigt der massive Widerstand der Behörden gegen mehr Transparenz in den eigenen Reihen. Ein prägnantes Beispiel ist das Vorhaben der ehemaligen Bundesinnenministerin Nancy Faeser, die 2024 ein Transparenzgesetz auf den Weg bringen wollte. Die Verwaltung wäre damit verpflichtet worden, Verträge, Weisungen oder Gutachten proaktiv zu veröffentlichen. Interne E-Mails, die FragDenStaat veröffentlicht hat, belegen jedoch, wie Beamte das Vorhaben in endlosen Feedback-Schleifen zerrieben.

               Besonders das Rechtsreferat zeigte sich skeptisch: Die Formulierung im Gesetzentwurf, dass Transparenz eine bessere Kontrolle der Verwaltung durch die Öffentlichkeit ermögliche, stieß auf deutliche Ablehnung. »In der Bundesrepublik Deutschland erfolgt die Kontrolle durch das Parlament und Justiz. Diese Sicht erscheint befremdlich«, schrieb ein Beamter.84 Wo kommen wir auch hin, wenn die Verwaltung durch einfache Bürger*innen kontrolliert werden kann?

               Der Gesetzentwurf schaffte es dementsprechend auch nie vom Ministerium in den Bundestag. Dabei wäre es dringend nötig, der mächtigen Exekutive genauer auf die Finger zu schauen – auch um vorzubeugen. Notfalls muss der Bundestag Transparenzregeln ohne die Mitwirkung der Ministerien beschließen. Es ist beispielsweise ein Skandal, dass Spitzenpolitiker*innen in Deutschland – anders als in vielen anderen Staaten – ihre Aktienbestände, Immobilien und sonstigen Vermögenswerte nicht offenlegen müssen. Die Wirtschaftsministerin trifft politische Entscheidungen, von denen sie über private Unternehmensanteile persönlich profitiert? Schon möglich. Lässt sich nicht überprüfen. In anderen Ländern wäre das ein riesiger Skandal.

               Solange der Staat nicht transparenter wird, bleiben der Öffentlichkeit vor allem Anfragen nach dem Informationsfreiheitsgesetz, die Unterstützung von investigativem Journalismus und Leaks aus öffentlichen Stellen. Transparenz ist zwar der erste Schritt zur Veränderung, reicht aber allein nicht aus. Wir brauchen echte Rechenschaftspflichten und spürbare Konsequenzen.

               Dafür bedarf es besserer Gesetze – etwa eines reformierten Staatshaftungs- und Verwaltungsverfahrensrechts, das die Position der Bürger*innen gegenüber dem Staat in Streifragen stärkt. Es braucht zudem ein Beamtenrecht, das Verantwortliche in Behörden stärker in die Verantwortung nimmt.12 Und es braucht ein Bundesministergesetz, nach dem Mitglieder des Kabinetts für ihre Fehlentscheidungen Konsequenzen tragen müssen. Bisher existiert eine solche Sanktionierung praktisch nicht, weshalb (Ex-)Politiker wie Andreas Scheuer oder Jens Spahn trotz ihrer Milliardenskandale ungeschoren davongekommen sind.

               Will man solche Gesetze einführen, muss man das zu Beginn einer Wahlperiode tun. Die Erfahrung zeigt: Sobald Regierungsparteien selbst Zugriff auf den Apparat haben, gewöhnen sie sich schnell an die Macht, und ihr Reformeifer erlahmt. Echter Umbau gelingt nur unmittelbar nach einem Regierungswechsel.

               Derartige Veränderungen hätten übrigens durchaus auch Fans in der Verwaltung. Denn damit Bürokratie besser funktioniert, müssen diejenigen internen Kräfte gestärkt werden, die die Verwaltung von innen heraus reformieren wollen. Man stelle sich vor, die Verwaltung würde so attraktiv aufgestellt werden, dass Menschen, die für Gerechtigkeit kämpfen wollen, eine Beamtenlaufbahn einschlagen! Unter Barack Obama gab es 2010 in den USA einen regelrechten Ansturm engagierter Menschen aus verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen, die mit »Hope« in die Verwaltung einstiegen. Das bräuchte Deutschlands Verwaltung auch, schließlich fehlt von der Steuerfahndung bis zu den Kitas Personal – doch das positive Zeichen muss von der Verwaltungsspitze kommen.

               Um attraktiver zu werden, müssen Behörden natürlich auch digital kompetenter werden. Das zeigte etwa der skandalöse Umgang der Justizverwaltung mit einer Änderung des Strafprozessrechts im Sommer 2023.

               Der Bundestag hatte beschlossen, die Ersatzfreiheitsstrafe zu halbieren, wodurch Hunderte Gefangene Monate früher hätten entlassen werden müssen. Weil das Justizministerium es jedoch nicht schaffte, seine Software rechtzeitig umzuprogrammieren, bat es um eine Verschiebung der Gesetzesänderung um vier Monate. Menschen blieben also nur deshalb länger im Gefängnis, weil die Verwaltung nicht mit ihrer Software klarkam.

               Das ist weit mehr als ein peinliches IT-Problem; es ist ein Mangel an Engagement. Offensichtlich war das Schicksal der Inhaftierten den zuständigen Beamten gleichgültig. Hätten sie sich im Sinne der Gerechtigkeit für die Betroffenen engagiert, statt sie als bloßes Beiwerk ihrer Verwaltungsprozesse zu sehen, hätten sie einen anderen Weg gefunden.

               Für eine gute Verwaltung ist es im Kern zweitrangig, ob Prozesse digital sind oder analog. Entscheidend ist, ob sie gerecht und sicher funktionieren. Klar, das kann besser werden, wenn sie digital sind. Aber Digitalisierung ist kein Selbstzweck. Wenn man einen behämmerten Prozess digitalisiert, bekommt man einen behämmerten digitalen Prozess. Nichts gewonnen.

               Angesichts des Hypes um Künstliche Intelligenz, der über große Software-Unternehmen in die Verwaltung schwappt, birgt die Digitalisierung sogar Gefahren.13 Umso wichtiger ist es, engagierte Menschen in der Verwaltung sitzen zu haben, die sich an Gerechtigkeit orientieren – und nicht an irgendwelchen Key Performance Indicators oder anderen untauglichen Messmethoden, die Unternehmensberatungen in den vergangenen zwei Jahrzehnten aus der Wirtschaft in deutsche Verwaltungen importiert haben.

               Die Bürokratie wird in den kommenden Jahren zahlreichen Krisen gegenüberstehen – ob Kriegen, Klimakatastrophen oder Pandemien. Die aktuelle Infrastruktur des Staates scheint dem kaum gewachsen, wie die Ineffizienz während der Corona-Pandemie schmerzlich verdeutlicht hat. Umso dringender ist es, die Bürokratie im Sinne der Gerechtigkeit umzubauen.

            
               
                  Weitermachen

               
            	
               	Der lange Atem: Veränderungen brauchen Zeit. Unsere Kämpfe für eine bessere Welt dauern Jahrzehnte.

	Bürokratie muss nicht per se abgebaut, sondern umverteilt werden. Ihr Ziel muss Gerechtigkeit sein. Es geht nicht darum, interne Organisationsziele wie »erledigte Fälle« zu erreichen, sondern um das dahinterliegende Ziel. Für eine gerechte Verwaltung braucht es zivilgesellschaftliche Gegenmacht.

	Transparenz erzwingen: Dabei helfen weiterhin Anfragen nach den Informationsfreiheitsgesetzen, die von jedem Menschen über FragDenStaat gestellt werden können. Und es lohnt sich, Bekannte in der Verwaltung zu fragen, wie sie dort arbeiten.

	Netzwerke nutzen: Wer aus der Verwaltung heraus die Demokratie stärken will, findet beim Verein Verwaltung für Demokratie Ressourcen und Kontakte.

	Bürokratie umgehen, um sie abzubauen? Wer praktisch gegen schikanöse Bezahlkarten vorgehen will, kann bei neinzurbezahlkarte.de lokale Gutschein-Initiativen finden.

	Die Verwaltung in Deutschland ist mächtig. Umso wichtiger ist es für Bewegungen, in ihrer Ansprache an politische Entscheidungsträger nicht nur Abgeordnete, sondern direkt Ministerialbeamte in den Fokus zu nehmen. Wer in einem Ministerium für ein Thema zuständig ist, erfährt man über das Organigramm und den Aktenplan ›der Behörde. Außerdem kann man über Abgeordnete herausfinden, wer in Ministerien die Fäden zieht.

	Gezieltes Lobbying: Besonders effektiv ist Lobbying gegenüber Parlamentariern dann, wenn sie für das jeweilige Thema in der Fraktion zuständig sind. Das erkennt man an ihrem Titel als Fachsprecher*in. In den jeweiligen Abgeordnetenbüros sind dann die jeweiligen wissenschaftlichen Mitarbeiter*innen federführend. Es ist sinnvoll, diese direkt zu kontaktieren, wenn man einen Kontakt findet. In Ausnahmefällen können auch die Abgeordneten direkt angeschrieben werden. Bundestagsabgeordnete haben nicht-öffentliche Mailadressen. Sie sollten aber nur mit Bedacht genutzt werden – das Format: vorname.name.mdb@bundestag.de. In jedem Fall ist es auch ratsam, Abgeordnete aus dem eigenen Wahlkreis zu kontaktieren.

	Medialen Druck aufbauen: Reagieren Abgeordnete nicht auf ein Anliegen, ist es sehr sinnvoll, Pressevertreter*innen zu bitten, die Abgeordneten um eine Einschätzung zum Thema zu bitten. Das macht in der Regel Eindruck.




            	

            
               6. KLIMA UND KRISE

               Glory in Prevention

            Gefahrenverhütungsschau« in Sinzig, 21. Juli 2015: Im Heim der Lebenshilfe im Ahrtal kommen Brandschutzbeauftragte der Kreisverwaltung Ahrweiler zusammen, um Maßnahmen zum Katastrophenschutz zu beraten.
Die Kontrolleure machen bei ihrem Ortstermin gravierende Mängel aus: Es gibt kein Konzept zur Räumung des Geländes im Gefahrenfall, etwa bei einer Flut. Die Häuser liegen im Hochrisikogebiet, rund 300 Meter von der Ahr entfernt. Dass sich bei einer Katastrophe nur eine einzige Nachtwache um die zahlreichen Bewohner*innen des Heims für Menschen mit Behinderung kümmern müsse, ist nicht ausreichend, heißt es im Protokoll des Treffens.
Nach dem Treffen will der Geschäftsführer der Lebenshilfe die Mängel beseitigen. Er beantragt beim zuständigen Landesamt die Finanzierung einer zweiten Nachtwache, um für Katastrophen gewappnet zu sein. Die Behörde lehnt dies ab. Bauliche Maßnahmen wären unter Umständen möglich, aber Personalstellen seien zu teuer. Es bleibt bei einer einzigen Nachtwache.85
Als einige Jahre später, am späten Abend des 14. Juli 2021, die Ahr in einer katastrophalen Flutnacht über die Ufer zu treten droht, versäumt der Landkreis stundenlang, Anwohner*innen zu warnen. Der Porsche des Landrats wird aus einer Garage in höhere Gefilde umgeparkt, erzählt später eine Anwohnerin.86 Erst kurz nach 23 Uhr – viel zu spät – werden die Häuser direkt am Fluss evakuiert. Die Lebenshilfe wird immer noch nicht kontaktiert. Das Wasser steigt aber weiter und überflutet Straßen und Häuser. Gegen 2:30 Uhr erreicht es das Heim der Lebenshilfe. Die Bewohnerinnen und Bewohner schlafen zu der Zeit.
Nur der Mitarbeiter des Nachtdienstes ist wach. Er versucht panisch, die Bewohner*innen des Heims zu evakuieren, aber das Gelände ist zu weitläufig. Er kann nur vier Personen vor der Flut retten.
Zwölf Bewohnerinnen und Bewohner des Lebenshilfe-Heims ertrinken in der Flutnacht in ihren Zimmern, ein weiterer von der Lebenshilfe betreuter Mann in seiner Wohnung. Ihre Namen sind Annelore, Anke, Andreas, Steve, Brunhilde, Philipp, Kerstin, Thomas, Peter, Alfons, Petra, Erwin und Annemarie. Sie sind zwischen 30 und 67 Jahre alt, als sie sterben.

               
                  Krisen umverteilen

               
               Insgesamt starben in Rheinland-Pfalz bei der Flut 136 Menschen. 106 von ihnen – knapp 80 Prozent – waren älter als 60 Jahre. Ob sie in Altersheimen, Pflegeeinrichtungen oder im betreuten Wohnen lebten, ist nicht bekannt. Die Behörden haben dazu keine Statistiken erhoben.

               Von Krisen, insbesondere von der Klimakrise, wird oft behauptet, sie seien die großen »Gleichmacher«: Niemand könne sich vor ihnen verstecken, alle seien von ihnen betroffen, und daher stünden auch alle in der Pflicht zu handeln. Das stimmt nur oberflächlich. Natürlich kann niemand ruhig auf einer brennenden Erde leben. Auch Villen können verbrennen. Aber wie resilient Gemeinschaften auf eine Krise reagieren und wie effektiv Schutzmaßnahmen greifen, hängt davon ab, wie gerecht eine Gesellschaft bereits vor der Krise ist. Wer ist sichtbar? Wer hat eine Stimme? An wen wird gedacht – und an wen nicht? Wer trägt die Verantwortung?

               Nach der Ahrtal-Flut bildete sich innerhalb kürzester Zeit ein beeindruckendes Unterstützungsnetzwerk. Mehr als 1400 handwerkliche Fachbetriebe meldeten sich; aus ganz Deutschland kamen Freiwilligengruppen ins Ahrtal, darunter beispielsweise zahlreiche syrische Geflüchtete. »Einwohner und Helfer sind durch ein gemeinsames Ziel zu einer Familie geworden«, beschrieb der Sozialunternehmer Anas Alakkad die Erfahrung.87 Auch die Spendenbereitschaft war enorm, über 670 Millionen Euro kamen zusammen. Der Hörfunker Christian Milling gründete das »Ahrtalradio«, das monatelang aus einem Pfarrbüro sendete, Hilfsangebote vermittelte und Betroffene zu Wort kommen ließ. »SolidAHRität« tauften die Menschen vor Ort diese große Hilfsbereitschaft.

               In den Monaten nach der Flut traten die alten Ungleichheiten jedoch wieder stärker hervor. Die Lebenshilfe wollte ihr neues Heim für die Überlebenden der Flut im Zentrum von Sinzig aufbauen – fernab der Ahr und in der Nähe eines anderen Wohnheims. Anwohner*innen verhinderten das Bauvorhaben aber. In einem offenen Brief an Stadt, Kreis und Lebenshilfe hieß es, das neue Wohnheim passe nicht ins Stadtbild und sei »eine Zumutung« für die Nachbarn, berichtet das Magazin andererseits.org. Die Nachbar*innen beschwerten sich über bereits vorhandene soziale Einrichtungen vor der Tür. »Die Behinderten sollen ja ein neues Haus kriegen, aber nicht hier!«, sagte ein Nachbar. Trotz Gegenprotesten von 300 Menschen blieb das Bauvorhaben erfolglos. Die Lebenshilfe musste schließlich auf ein anderes, deutlich teureres Gelände ausweichen. Die Überlebenden der Flut werden voraussichtlich erst 2028 dort einziehen können. Bis dahin leben sie weiterhin getrennt voneinander in unterschiedlichen provisorischen Wohnheimen.88

               Anhand von Krisen wird häufig diskutiert, ob Menschen im Grunde gut sind oder nicht – ob sie in einer Katastrophe nur ums eigene Überleben kämpfen oder sich solidarisch verhalten. Dabei zeigt die Erfahrung mit dem Ahrtal, wie auch bei anderen Naturkatastrophen, dass Menschen sich in Notfällen äußerst solidarisch zeigen. Die Angst vor Plünderungen und sozialem Verfall ist vor allem eine »Elite Panic«, wie die Soziologen Lee Clark und Caron Chess erklären: ein Horrorszenario, das von Menschen in Machtpositionen geschürt wird, um den Status quo zu rechtfertigen und die Kontrolle zu legitimieren.89

               Das Ahrtal zeigt aber zugleich, dass Solidarität nicht automatisch alle Mitmenschen einschließt. Letztlich ist es nebensächlich, ob der Mensch im Grunde gut ist. Entscheidend ist: Er ist potenziell zu Gutem fähig. Das Potenzial ist da.

               Krisen befreien Menschen vorübergehend von den Zwängen des Alltags. Wenn der Staat versagt, wird die Lücke von der Zivilgesellschaft überbrückt. Dabei gilt: Je engmaschiger die Zivilgesellschaft vor der Krise ist, desto belastbarer ist sie im Ernstfall. Je gerechter die Gesellschaft vor der Krise ist, desto gerechter agiert sie in der Krise.

               Das zeigt sich in zahlreichen Krisenmomenten, zum Beispiel bei diesen dreien:

               	Das Ahrtal-Desaster: Zweifellos die Folge staatlichen Versagens. Sowohl der mangelhafte Katastrophenschutz im Vorfeld als auch die langsame Reaktion der Verantwortlichen während der Flut führten ins Verderben.

	Die Verwaltungskrise 2015: Im Sommer der Migration traf staatliche Überforderung auf eine von neun (!) Millionen Menschen getragene Geflüchtetenhilfe. Während Behörden in Chaos versanken, stellten Ehrenamtliche bundesweit die Erstversorgung sicher, verteilten Hygieneartikel, leisteten medizinische Ersthilfe, kümmerten sich um Unterkünfte und Logistik und organisierten Behördenbegleitungen, Rechtsberatung und Wärme.

	Die Corona-Pandemie 2020: Viele erlebten die ersten Wochen als ausgesprochen solidarisch. Während politische Entscheidungsträger zögerlich und unsicher agierten, führte der ungewöhnliche Krisenmoment dazu, dass viele Menschen sich um ihre Nachbarn sorgten.




               In all diesen Krisensituationen berappelten sich staatliche Strukturen nach einem ersten Schock innerhalb weniger Wochen. Doch statt die vorhandenen zivilgesellschaftlichen Initiativen zu stärken, versuchte der Staat aber größtenteils, sie zu ersetzen oder zu reglementieren:

               	Im Ahrtal übernahmen die Behörden die Chaosbewältigung und zwängten die Bewohner*innen der Flutregion in ein enges bürokratisches Korsett. Staatliche Finanzhilfen fließen überwiegend unter der Auflage eines identischen Wiederaufbaus am selben Ort. Zusätzliche Hochwasserschutz-Maßnahmen sind in diesem Rahmen weder vorgesehen, noch werden sie bezahlt. Organisierte Dialoge mit lokalen Akteuren gibt es kaum; die psychologische Nachsorge in den Flutgebieten hat für die Behörden keine Priorität. Die Last dieser Versorgung tragen daher primär spendenfinanzierte und ehrenamtliche Organisationen.

	In der Geflüchtetenhilfe wurde die Arbeit der Ehrenamtlichen nicht nur ignoriert, sondern sogar aktiv behindert. Der damalige CSU-Innenminister Horst Seehofer erklärte Migration zur »Mutter aller Probleme« und diskreditierte so den Einsatz der neun Millionen engagierten Helfer*innen.90 Die staatliche Marschrichtung war fortan: Isolation statt der von der Zivilgesellschaft begonnenen Integration.

	In der Corona-Krise offenbarte sich ein massiver Mangel an Integrität innerhalb der politischen Führung. Der damalige Gesundheitsminister Jens Spahn hatte neben der Pandemiebekämpfung offenbar Zeit, sich eine Villa für 4,1 Millionen Euro zu kaufen, deren Finanzierung bis heute undurchsichtig ist. Zahlreiche Unions-Abgeordnete schlugen Profit aus der Notlage und kassierten Millionen-Provisionen für den staatlichen Kauf von Masken und anderer Schutzausrüstung. Die mangelnde Solidarität der Krisengewinnler führte sogar dazu, dass sich die Unionsfraktion im Bundestag eine »Ehrenerklärung« geben musste, um weitere Korruptionsfälle zu unterbinden.91 Die Krise führte nicht zu Plünderungen in den Straßen, stattdessen aber zu Plünderungen der Staatskasse durch Amts- und Mandatsträger.92




               Während in der Bevölkerung also der Altruismus überwog, verweigerten staatliche Strukturen die nötige Unterstützung. Die Krisen wirkten daher nicht als »Gleichmacher«, sondern zementierten bestehende Ungleichheiten oder verschärften diese sogar. Dabei bieten gerade Ausnahmezustände die Chance, Strukturen progressiv umzugestalten.

            
               
                  Was in Krisen möglich ist

               
               Das größte Heilsversprechen konservativer Politik ist die Vorstellung, es könne in unserer Lebenszeit noch einmal eine Phase ohne Krisen geben. Realistisch ist das nicht. Die Krisen sind bereits Realität und werden sich verschärfen. Die entscheidende Frage lautet nicht, ob sie uns treffen, sondern wie wir uns vorbereiten und reagieren. Veränderung kommt ohnehin – aber wir können bestimmen, in welche Richtung wir sie lenken. Nach Antonio Gramsci können Krisen als »Zeit der Monster« begriffen werden: »Die alte Welt liegt im Sterben, die neue ist noch nicht geboren.«93

               Was in der Krisenzeit grundsätzlich möglich ist, zeigte die Corona-Pandemie. Der Staat übernahm eine ungeahnte Regelungsmacht und schuf Wirtschaftsprogramme, die im Neoliberalismus eigentlich undenkbar schienen. In Windeseile schnürte die Bundesregierung im Frühjahr 2020 Hilfspakete im Gesamtwert von 750 Milliarden Euro. Bürgergeld-Empfänger*innen erhielten eine Einmalzahlung von jeweils 150 Euro, und zum ersten Mal seit ihrer Einführung 1968 wurde die Mehrwertsteuer zeitweise gesenkt.

               Doch nicht nur das. In fast allen Lebensbereichen stieß der Krisenmodus temporäre Reformen an:

               	In vielen Bundesländern begnadigten die Justizminister*innen Tausende Menschen, die wegen Lappalien inhaftiert waren. Sie konnten den Knast schon vor Ablauf ihrer Strafzeit verlassen. Der Vollzug von Ersatzfreiheitsstrafen wurde vielerorts ausgesetzt.

	Die Ampel-Koalition führte ein Sanktionsmoratorium im Bürgergeldsystem ein und vereinfachte den Zugang zu Sozialleistungen. Die gesetzliche Basis für Sanktionen blieb zwar bestehen, ihre Durchsetzung wurde jedoch faktisch ausgesetzt.

	Die Zahl der Abschiebungen sank deutlich. Viele Maßnahmen wurden abgesagt oder ausgesetzt, wenn auch bei Weitem nicht alle.

	Vielerorts entstanden innerhalb weniger Tage Pop-up-Radwege – Projekte, für die Kommunen sonst Jahre planen. Dies gab den Anstoß für eine Reform der Straßenverkehrsordnung, durch die seit 2024 derartige Radwege einfacher durchgesetzt werden können.

	Plötzlich galt in vielen Branchen der Wirtschaft eine Pflicht zum Homeoffice – eine langjährige Forderung von Gewerkschaften. Die Digitalisierung, insbesondere der Verwaltung, wurde stark ausgebaut. Daraus hätte ein gesetzliches Recht auf Homeoffice erwachsen können: gut für die Gesundheit, sinnvoll für das Klima und ein starkes Verhandlungsmittel für Arbeitnehmer*innen.

	Die meisten öffentlichen Bibliotheken ermöglichten einen gebührenfreien Zugang zu ihren digitalen Angeboten. Die US-Organisation Internet Archive stellte sogar urheberrechtlich geschützte Werke frei verfügbar online (und wird seitdem von der Copyright-Lobby verklagt).

	Die CO2-Emissionen gingen durch staatliche Maßnahmen massiv zurück, und die Deutsche Bahn war so pünktlich wie seit 15 Jahren nicht mehr.




               All diese Maßnahmen öffneten ein Fenster in eine andere Welt. Sie besaßen das Potenzial, auch über die Krise hinaus verstetigt zu werden. Währen andere Staaten die Krise für umfassende Reformen nutzten, blieben hierzulande viele Chancen liegen. Was wäre in der Corona-Zeit noch möglich gewesen?

               	Wohnraum als Grundrecht: Ein grundsätzliches Verbot von Zwangsräumungen. Spanien machte es vor und setzte Räumungen kurzerhand aus.

	Stärkung der Nachbarschaft: Förderprogramme für solidarische Nachbarschaftspolitik hätten die während der Pandemie entstandenen Selbsthilfestrukturen finanziell absichern und dauerhaft verankern können.

	Pflegekräfte und Care-Arbeit im Zentrum: Statt bloßem Applaus eine echte Aufwertung der Pflege. Durch bessere Bezahlung und personelle Ausstattung hätten Pflegekräfte ihren Beruf ohne die Angst vor dem Burn-out ausüben können. Ein staatlicher Aktionsplan hätte den Stellenwert von Care-Arbeit dauerhaft in den Mittelpunkt des öffentlichen Diskurses rücken können.

	Existenzsicherung: Experimente für ein Grundeinkommen; Irland startete kurz nach Beginn der Pandemie ein Pilotprojekt für ein bedingungsloses Grundeinkommen für Künstler*innen, das inzwischen verstetigt wurde.

	Effiziente Krisenstrukturen: Eine tiefgreifende Behördenreform, um bei künftigen Pandemien schneller handlungsfähig zu sein – zahlreiche Behörden müssten beispielsweise enger verzahnt werden. Bis heute sind spezialisierte Institutionen wie das Friedrich-Loeffler-Institut und das Robert Koch-Institut unterschiedlichen Ministerien unterstellt, was einen schnellen Austausch erschwert.

	Integrität: Die zahlreichen Maskenskandale hätten dazu führen müssen, dass bestimmte CDU- und CSU-Politiker Verantwortung für ihr Handeln übernehmen und zurücktreten. Zusätzlich zu den – primär durch zivilgesellschaftliches Campaigning von LobbyControl erkämpften – Reformen wären starke Transparenz- und Antikorruptionsregeln nötig gewesen.

	Globale Impfstoffverteilung: Die Freigabe von Patenten auch für den Globalen Süden. Eines der größten Versäumnisse war die Fixierung auf eine Politik des geistigen Eigentums. Hätte sich die Bundesregierung dafür eingesetzt, dass steuerfinanzierte Forschung zu einer Freigabe der Arzneimittel führt statt zu Milliardengewinnen für Pharmakonzerne, hätte das Menschenleben retten können – und das Verhältnis vom Globalen Norden zum Globalen Süden revolutioniert.

	Inklusion: Eine gesamtgesellschaftliche Thematisierung von Behinderungen und Solidarität sowie umfangreiche Förderungen zur Erforschung und Bekämpfung von Long Covid.

	Gerechte Krisenfinanzierung: Ein »Milliardärs-Soli« oder andere Formen der Vermögenssteuer hätten die Lasten der Krise fair verteilt. Auch das Kurzarbeitergeld, mit dem die Regierung zahlreiche Arbeitsplätze rettete, hatte einen entscheidenden Schwachpunkt: Die Maßnahme war nicht an ein Verbot der Gewinnausschüttung für Unternehmen gekoppelt. Das bedeutete: Der Staat subventionierte große Unternehmen – und die gaben ihre Profite dann an ihre Shareholder weiter. So zementierte die Krise die Ungleichheit, statt sie zum Ausgangspunkt für ihre Bekämpfung zu nehmen.

	Radikale Mobilitätswende: Ansätze wie Pop-up-Radwege und das 9-Euro-Ticket (das übrigens auf einem Vorstoß der FDP basiert) zeigten, was möglich ist. Deutschlands Nachbarstaat Luxemburg ging einen entscheidenden Schritt weiter und führte dauerhaft einen kostenlosen Nahverkehr ein.

	Soziale Infrastruktur: Die Pandemie hat in vielen Bereichen eindringlich gezeigt, wie wichtig soziale Sicherheit ist. Sie hätte der Startpunkt für den massiven Ausbau von Frauenhäusern und den konsequenten Kampf gegen Femizide sein können.




               Die Bundespolitik verpasst es jedoch, diese Fenster offen zu halten. Mit der russischen Kriegsausweitung in der Ukraine 2022 rückte zudem eine weitere Krise in den öffentlichen Fokus.

               Die Corona-Hilfspakete der Bundesregierung hinterließen insbesondere bei Selbstständigen und kleinen Unternehmen einen schalen Nachgeschmack. Diese sahen sich in den Folgejahren besonders oft mit massiven Rückforderungen konfrontiert: Jede fünfte Soforthilfe war betroffen. Das lag vor allem an den chaotischen Auszahlungsbedingungen. Allein in Nordrhein-Westfalen änderten sich die Vorgaben auf den offiziellen Webseiten innerhalb von zehn Wochen 15 Mal.94 (Im Gegensatz dazu musste der Milliardär Mathias Döpfner seine Corona-Soforthilfen nicht zurückzahlen. Er hatte 2020 insgesamt 7291,75 Euro für sein Privatmuseum erhalten, in dem er vor allem Frauenakte ausstellt.95)

               In einem anderen Bereich lernte die Bundesregierung allerdings hinzu: Hatte die schwarz-rote Koalition in der Corona-Krise Unternehmen noch ohne nennenswerte Auflagen gefördert, änderte die Ampel-Koalition diesen Kurs in der Energiekrise 2022. Bei der Gaspreisbremse wurde das Maßnahmen-paket zur Preisstabilisierung erstmals an ein Dividendenverbot gekoppelt. Unternehmen, die mehr als 50 Millionen Euro Staatshilfen annahmen, durften keine Gewinne an Anteilseigner ausschütten. In der Folge verzichteten zahlreiche Konzerne auf die Staatshilfen – ein klares Indiz dafür, dass sie gar nicht auf staatliche Mittel angewiesen waren. Ein gutes Argument für ein generelles Dividenden- und Boniverbot bei Staatshilfen.

               Dass die Gaspreisbremse überhaupt realisiert wurde, ist maßgeblich der Vorarbeit der Ökonomin Isabella Weber zu verdanken. Die VWL-Professorin präsentierte zu Beginn der Energiekrise ein fundiertes Konzept, das sie anschließend als Mitglied einer Expertenkommission des Wirtschaftsministeriums präzisierte. Weber war auf die Krise vorbereitet – und hatte eine Lösung parat, als andere noch panisch nach Russland blickten.

            
               
                  Krisenvorbereitung

               
               Eine Bearbeitung von politischen Problemen im Krisenmodus setzt voraus, dass die Politik eine Krise auch explizit als solche benennt. Das passiert aber nicht immer. Dabei mangelt es nun wirklich nicht an Krisen: Kriege, Klima, Biodiversität, Demografie, Bürokratie, Pflege- und Gesundheitssystem, Patientensicherheit, Energie, Bildung, Landwirtschaft, Katastrophenschutz und die Parteienlandschaft selbst.

               Einige dieser Felder entwickeln eine hohe Dynamik und werden als akut wahrgenommen. In solchen Momenten steigt der Handlungsdruck, und auch die politischen Gestaltungsmöglichkeiten werden zahlreicher – wie sich in der Corona-Pandemie, in der Energiekrise, im Sommer der Migration oder regelmäßig bei Flutkatastrophen zeigte.

               Andere Krisen sind zwar dauerpräsent, aber kaum dynamisch.96 In diesen Fällen bleibt politisches Handeln oft aus: Die Demografie-Krise in Deutschland etwa ist seit Jahrzehnten bekannt, wird jedoch kaum proaktiv bearbeitet. Ähnlich verhält es sich mit dem Renten- und dem Gesundheitssystem, die seit Ewigkeiten öffentlich vor sich hin kriseln. Auch die Demokratie-Krise liegt trotz ihrer Offensichtlichkeit weitestgehend brach.

               Darüber hinaus gibt es Krisen, denen die allgemeine Anerkennung fehlt, obwohl sie als solche identifiziert werden könnten – etwa die hohe Zahl der Verkehrstoten oder die Femizid-Krise. Zivilgesellschaftliche Bewegungen können das ändern: Das Projekt Femizide stoppen! zeigt beispielsweise sehr effektiv, dass es sich bei geschlechtsbezogener Gewalt um ein strukturelles Problem handelt, indem es alle bekannten Femizide in Deutschland dokumentiert.

               Krisen sind nicht einfach da, sie werden gemacht. Die mediale Berichterstattung beeinflusst ihre Wahrnehmung und umgekehrt. Im Bereich Klima haben sich Wahrnehmung und Berichterstattung in den vergangenen Jahren vor allem durch den Aktivismus von Fridays For Future fundamental verändert. Zuvor hatten viele Menschen die Krise nur als latente Bedrohung ignoriert.

               Wie eine veränderte Krisenwahrnehmung das Engagement beschleunigen kann, verdeutlichte auch die Letzte Generation. Zwischen 2022 und 2024 beteiligten sich Tausende Aktivist*innen an Aktionen gegen die Klimakatastrophe: Sie versuchten, Öl-Pipelines zu sabotieren, besprühten Bundesministerien mit Farbe und klebten sich bundesweit im Straßenverkehr auf den Asphalt.

               Im Krisenmoment fühlte sich die Erfahrung der Selbstwirksamkeit wie eine Befreiung an, erzählt Carla Hinrichs, eine der ehemaligen Sprecherinnen des Bündnisses. Gerade junge Menschen, die sonst kaum Einflussmöglichkeiten haben, schafften es sprichwörtlich und tatsächlich ganz faktisch, auf friedliche Weise die Welt anzuhalten. Die Verzweiflung über die Krise konnten die Aktivist*innen in konkrete Aktionen umsetzen; die spürbare Energie des Bündnisses wirkte auf viele wie ein Magnet.

               Die öffentliche Resonanz darauf erreichte fast absurde Ausmaße. In mehreren Bundesländern wurden Aktivist*innen in offensichtlich politisch motivierten Prozessen angeklagt, eine kriminelle Vereinigung gebildet zu haben. Das Bundesinnenministerium veröffentlichte zeitweise Lagebilder, während sich Medien und Politik in Skandalisierungen der Protestformen überboten. Obwohl viele Menschen die Aktionsformen ablehnten, schadete dies einer Erhebung des Wissenschaftszentrums Berlin zufolge übrigens nicht dem eigentlichen Anliegen.97

               Interessanterweise verschoben die Proteste das gesamte Spektrum: Fridays For Future, die anfangs noch als radikal gegolten hatten (»Darf man wirklich Schule schwänzen fürs Klima?«), wirkten durch das Auftauchen der Letzten Generation auf einen Schlag deutlich moderater. Selbst Waldbesetzungen erschienen der Mehrheitsgesellschaft plötzlich weitaus sympathischer – schließlich blockieren Aktivist*innen in Baumwipfeln keinen Berufsverkehr.

               Der Gegenwind schweißte die Letzte Generation nur noch fester zusammen. Die heftige staatliche Strafverfolgung erzeugte keine Abschreckung, sondern eine tiefe Verbundenheit und Identifikation innerhalb der Gruppe. »Dabei war Opferbereitschaft ein zentraler Faktor«, sagt Hinrichs.98 Krise, das bedeutete: Es geht um alles, schließlich sind wir die »letzte Generation«, die die Klimakrise abschwächen kann. Die polizeiliche Gewalt gegenüber den Aktivist*innen führte – ähnlich wie bei palästinasolidarischen Demonstrationen – in der Gesamtschau nicht zu Abschreckung, sondern zu einer Welle der Solidarität. Ein klassischer Fall des sogenannten Backfire-Effekts.

               Der intensive Aktionssprint der Gruppe lief sich allerdings Ende 2024 aus. In der politischen Landschaft bewegte sich kaum noch etwas, konstruktive Veränderungen in der Politik erschienen unmöglich – auf das große Feuer folgte der Burn-out der Letzten Generation. Handelte die Bewegung naiv? »Na klar!«, sagt Hinrichs. Doch diese Naivität sei notwendig gewesen.

               Hinrichs’ neues Projekt, die Neue Generation, strahlt eine gänzlich andere Energie aus. In dem Projekt erprobt sie im Team das »Parlament der Menschen« – ein alternatives Konzept für demokratische Entscheidungsprozesse. In Miniversammlungen soll konstruktiv diskutiert werden, um gemeinsam Ergebnisse zu erzielen. An verschiedenen Orten sollen Menschen motiviert werden, für kommunale Parlamente zu kandidieren, um die Verbindungen innerhalb eines entfremdeten demokratischen Systems zu erneuern.

               Diese neuen Entscheidungsformen verstehen sich als Infrastruktur für den Fall, dass die repräsentative Demokratie angesichts eskalierender Krisen nicht mehr funktioniert. Die Neue Generation verbrennt nicht; sie setzt auf einen »Slow Burn«. Das Projekt ist nicht nur Krisenreaktion, sondern die gezielte Vorbereitung auf die Krise des parlamentarischen Systems.

               Wenn die Krise den Alltag aushebelt, entstehen Spielräume für radikale Strukturänderungen. Doch wie wird eine solche Situation zum Kairós – zum geeigneten Zeitpunkt für einen positiven gesellschaftlichen Turn? Nach dem Philosophen Alexander Neupert-Doppler bedarf es hierfür vor allem Vorbereitung: Eine günstige Konstellation der Kräfte muss auf vorgefertigte Pläne treffen – und natürlich auf das nötige Quäntchen Glück.

               Die Geschichte ist voll von solchen Gelegenheiten, auch wenn sie im Rückblick oft linear und fatalistisch erscheint. Wir lehren den Aufstieg des Nationalsozialismus als zwangsläufige Folge der Weltwirtschaftskrise. Doch Geschichte ist zum Zeitpunkt ihres Geschehens stets offen. Die Weimarer Republik war eine Phase unzähliger hoffnungsvoller Möglichkeiten, eine echte Kairós-Zeit. Umfangreiche Sozialreformen wären ebenso möglich denkbar gewesen wie eine Standhaftigkeit konservativer Kräfte gegen eine Koalition mit den Nazis im Jahr 1933. Selbst Jahre später hätte das Attentat von Georg Elser auf Hitler gelingen können – und so den Lauf der Dinge noch grundlegend ändern können.

               Geschichte ist zugleich keine reine Fortschrittserzählung. Dass alles automatisch besser wird, erweist sich – wie wir heute spüren können – als Trugschluss. Natürlich gibt es wahnsinnig viele Dinge, die heutzutage besser sind als früher. Doch gilt das beispielsweise weder für Gesellschaften, die einen Krieg oder einen Genozid erleben,99 noch in Bezug auf alle Aspekte des modernen Lebens hierzulande. Die Vermögensverteilung wird seit Jahrzehnten immer ungleicher. Die Klimakatastrophe schreitet voran.

               Viele politische Meilensteine der vergangenen Jahre gelangen nur, weil sich ein Gelegenheitsfenster öffnete: Entscheidend für den Wandel ist, vorbereitet zu sein. Wird der Kairós am Schopfe gepackt, lassen sich selbst Strukturen aufbrechen, die zuvor allzu starr erscheinen. Die Medienaktivistin Emily Laquer vergleicht soziale Bewegungen mit Surfern: immer bereit, die nächste große Welle zu reiten. Und bis die kommt, gilt es zu trainieren, das Brett in Schuss zu bringen und die Wetterlage zu beobachten. Das Wetter selbst lässt sich von Einzelnen nicht beeinflussen – ob man die Welle nutzt, schon.

               Ein Beispiel dafür ist die Anti-Atom-Bewegung: Von der ersten Besetzung eines geplanten Atomkraftwerkes in Wyhl 1974 dauerte es noch vier Jahrzehnte, bis Bundeskanzlerin Angela Merkel das endgültige Ende der Atomkraft in Deutschland verkündete. Dieser Sieg erforderte nicht nur eine enorme zivilgesellschaftliche Ausdauer, sondern auch den Schock durch die Nuklearkatastrophe in Fukushima.

               Ein weiteres Beispiel ist das Informationsfreiheitsgesetz, durch das der Staat transparenter werden muss. Ein solches Gesetz gibt es in Schweden schon seit 250 und in den USA seit 60 Jahren. Hierzulande gab es bereits in den 1980ern erste Gesetzentwürfe dazu. Der Durchbruch gelang erst 2005 und das nur durch massiven zivilgesellschaftlichen Druck auf die rot-grüne Koalition, die vor einer aussichtslosen Neuwahl stand. Das Gesetz wurde schließlich als taktisches Instrument verabschiedet: SPD und Grüne wollten sicherstellen, dass die ihnen nachfolgende Regierung transparenter agieren müsste als sie selbst.

            
               
                  Wer will ich in der Krise sein?

               
               Neben fertigen Konzepten bedarf es vor allem belastbarer Strukturen. In den vergangenen Krisen fehlte es an progressiven, nicht-staatlichen Netzwerken, die unmittelbar vor Ort Hilfe leisten, Betroffene organisieren und für Gerechtigkeit streiten konnten – weder in der Pandemie noch im Ahrtal. In der Akutphase einer Krise braucht es vor allem Schlafplätze, Nahrung und Kommunikation, gefolgt von systematischer Für- und Nachsorge.

               In Großbritannien gibt es ein Vorbild dafür: Dort vernetzen die Flooded People Flutbetroffene und bieten ihnen im Katastrophenfall sowohl Austausch als auch psychosoziale Unterstützung. Mitglieder der Gruppe geben Orientierung im bürokratischen Antragschaos. Aus den praktischen Erfahrungen der Gruppenmitglieder entwickelt die Organisation Reformanliegen, die sie gegenüber der Regierung durchzusetzen versucht, etwa in den Bereichen Klimaschutz, Bauordnung und Versicherungspolitik. Sie betreiben Krisen-Organizing, das die Zivilgesellschaft stärkt, ohne den Staat aus seiner Verantwortung zu entlassen.

               Eine derartige Krisengewerkschaft fehlt in Deutschland bisher, wird unter dem Begriff »solidarische Klimahilfe« aber schon diskutiert, unter anderem im Rahmen des »Kollapscamp«. Im Ahrtal wäre das Potenzial für eine solche Struktur immens gewesen, doch auch in anderen Klima-Kontexten sind sie sinnvoll, sei es im Fall von Wasserknappheit, Bränden, Hitzewellen oder Stürmen.14

               Ein guter Anfang für eine solidarische Klimahilfe ist die Vernetzung: im eigenen Haus, im eigenen Dorf oder in der eigenen Nachbarschaft. So banal es klingt, aber eine Chatgruppe für Anwohner*innen einzurichten, ist häufig der Start für eine gelingende Organisierung. Vordergründig dienen diese Chats erst mal der Bewältigung von Alltagsproblemen, etwa die Koordination von falsch abgegebenen Paketen im Haus, dem Austausch über hohe Betriebskostenabrechnungen oder dem Verleihen von Haushaltsgeräten oder Werkzeug. Hof- oder Dorffeste festigen diese Verbindungen untereinander. Ausgehend von den unmittelbaren Bedürfnissen (und nicht der politischen Gesinnung), kann das Prepping for Future auch für Krisenmomente taugen. Die Paket-Chatgruppe ist dann auch bei einem Heizungsausfall wichtig. Viele wirksame Bewegungen starten im Kommunalen.15

               Als besondere Orte der Gemeinschaft bieten sich Bibliotheken und Gemeinschaftsgärten an. Öffentliche Bibliotheken sind Orte gelebter Demokratie: Sie bieten nicht nur Zugang zu Wissen und verleihen längst nicht mehr nur Medien, sondern erproben auch die gemeinschaftliche Nutzung von materiellen Ressourcen wie Lastenfahrrädern, Pflanzensamen oder Gartenequipment. Wo sonst gibt es öffentlich zugängliche Orte, in denen man ohne Konsumzwang Wissen und Gemeinschaft tanken kann? Auch Gemeinschaftsgärten wie der Frauen-Heilkräutergarten Hevrîn Xelef in Berlin-Neukölln sind solche Orte der konkreten Utopie. Hier pflegen Menschen gemeinsam ihre von der Klimakrise malträtierte Umgebung; sie teilen Arbeit, Bildung und die Freude an der Schönheit.

               Zentral ist dabei, dass sich Communitys selbst auf die Zukunft vorbereiten. Das entspricht nicht der gängigen politischen Wahrnehmung: Gemeinschaften werden landläufig eher als Objekte gesehen, die vom Staat geschützt werden müssen, nicht als Subjekte, die selbst für Schutz sorgen können. Deswegen klammern staatliche Katastrophenschutzpläne zivilgesellschaftliche Netzwerke in der Regel aus. Es wird geplant, wo das THW im Krisenfall seine Zelte aufschlägt, wie viele Ressourcen Behörden vorhalten müssen, welche Entscheidungswege im Falle einer Katastrophe einzuhalten sind. Die Bevölkerung hat dabei jedoch keine eigene Handlungsmacht, sie bleibt passiv und abhängig von behördlichen Strukturen.

               Hinzu kommt, dass marginalisierte Gruppen dabei oft vergessen werden. Viele Warnsysteme sind nicht barrierefrei, es fehlt beispielsweise an Hinweisen in Einfacher Sprache. Das Risiko für Menschen mit Behinderungen, bei Krisenereignissen wie Fluten oder Hitzewellen zu sterben, liegt zwei- bis viermal höher als im Durchschnitt.

               Der paternalistische Umgang mit der Bevölkerung zeigt sich bereits beim Informationszugang: Staatliche Stellen halten beispielsweise regelmäßig geheim, wo sich Notfallbrunnen oder Alarm-Sirenen befinden. Die offizielle Begründung dafür ist der Schutz der öffentlichen Sicherheit. Die Geheimhaltung soll die Anlagen davor beschützen, beschädigt oder sabotiert zu werden.

               Dieses als »Security through Obscurity« bekannte Prinzip führt dazu, dass die Infrastruktur nicht nur vor potenziellen Angreifern, sondern auch vor der Bevölkerung verborgen bleibt. Wer im Ernstfall Zugang zu Trinkwasser benötigt, tappt im Dunkeln. Diese Intransparenz verhindert zudem jede demokratische Kontrolle: Die Öffentlichkeit kann nicht überprüfen, ob der Staat die Katastrophenvorsorge im Sinne des Gemeinwohls angemessen durchführt. Funktionieren alle Sirenen, und werden sie regelmäßig gewartet? Werden möglicherweise Brunnen in Reichenvierteln besser ausgestattet als in Stadtteilen der Peripherie? Das bleibt den Mächtigen überlassen.

               Angesichts einer möglichen militärischen Bedrohung der Bundesrepublik entwickeln Bund, Länder und Kommunen in vielen Bereichen derzeit Katastrophenschutzpläne. Veröffentlicht werden die wenigsten von ihnen. Ein bezeichnendes Beispiel ist Berlin: Seit Sommer 2025 existiert dort ein Vorsorgeplan für den Gesundheitssektor, der von der Bundeswehr gemeinsam mit den Berliner Krankenhäusern erarbeitet wurde. Das Land Berlin hielt den Plan geheim, bis FragDenStaat ihn veröffentlichte. Darin findet sich eine brisante Passage: »Eine weitere bislang offene und sehr komplexe Fragestellung betrifft die Triagierung bzw. die Priorisierung von militärischem Personal im Verhältnis zu Zivilisten.«100 Offenbar diskutiert die Regierung also darüber, ob Soldaten im Krisenfall vor Zivilisten behandelt werden sollen. Das muss die Öffentlichkeit mitdiskutieren können.

               Wichtige zivilgesellschaftliche Impulse für die solidarische Klimahilfe in Deutschland kommen von Cadus. Die Organisation, die bisher vor allem in Kriegsgebieten arbeitet, gilt als »Schwarzer Block der Humanitären Hilfe«: innovativ, schnell und nerdig. In lokalen Kooperationen organisiert Cadus medizinische und technische Nothilfe, trainiert Menschen vor Ort im Umgang mit Krisensituationen und entwickelt mobile Intensivstationen.

               Obwohl die Ausgangslagen grundverschieden erscheinen, überträgt die Organisation ihre Erfahrungswerte aus der Ukraine oder Gaza inzwischen auf Deutschland. Die zentrale Lehre aus der Auslandsarbeit: Krisenfeste Gemeinden benötigen organisierte Macht von unten. Katastrophenschutz bedeutet auch politische Arbeit. Wer schnell vor Ort ist und Hilfe organisieren kann, kommt leichter in eine glaubwürdige Sprechposition zu den Ursachen der Krise. Wer beim Abpumpen eines überfluteten Kellers auf die Ursachen der Klimakatastrophe zu sprechen kommt, macht Eindruck.

               Und wie kommen wir dahin? Der erste Schritt ist eine konsequente Szenarienarbeit – sowohl auf politischer Ebene als auch im persönlichen Umfeld. Dabei ist es sinnvoll, zu skizzieren, was konkret auf uns zukommt, welche Krisen realistisch sind und welche Akteure dabei eine Rolle spielen. Handlungsleitend können dabei die Fragen sein: Wer will ich sein in der Krise? Mit wem will ich sein in der Krise? Wo will ich sein in der Krise?

               Ausgehend von den Antworten auf diese Fragen, lässt sich skizzieren, welche Kenntnisse und Strukturen wir brauchen. Der Sozialpädagoge Pär Plüschke hat in Schweden unter dem Namen »Solidarisches Preppen« Nachbarschaftsinitiativen aufgebaut, die als Blaupause für eine moderne Krisenvorbereitung dienen können. Seine Organisation Preppa tillsammans bietet in verschiedenen Communitys Erste-Hilfe-Kurse namens »Stop the bleed« an. Da es in den Nachbarschaften von Stockholm vermehrt zu Schießereien kommt, bilden die Aktivist*innen die Anwohner*innen in der Versorgung von Schusswunden aus.

               Diese Workshops vermitteln konkretes Wissen und trainieren routinierte Versorgungsvorgänge, wieder und wieder. Die Abläufe sollen sich in die Muskeln einprogrammieren. Das ist das Grundprinzip der Krisenvorsorge: Entscheidungen werden idealerweise nicht erst getroffen, wenn man mit ihnen konfrontiert ist – sondern durch vorbereitende Übungen vorgelagert. Im Ernstfall wird das Gelernte dann intuitiv abgespult.

               Daraus erwächst eine gemeinschaftliche Form der Vorsorge. Menschen kommen zusammen über das gemeinsame Bedürfnis, der Gewalt in ihrer Umgebung nicht länger ohnmächtig gegenüberzustehen. Nicht nur Entscheidungsabläufe werden in die Muskeln einprogrammiert, sondern auch die Verbundenheit der Anwesenden. Dieses Netzwerk bildet das Fundament einer resilienten Community.

               So entsteht ein neuer, gemeinschaftsbasierter Sicherheitsbegriff: Sicherheit ist, wenn alle Menschen sich sicher fühlen. Niemand ist sicher, solange nicht alle sicher sind. Krisen lassen sich dadurch zwar nicht verhindern, aber das Wissen um gegenseitige Hilfe und die Fähigkeit, in der Nachbarschaft selbst Sicherheit herstellen zu können, schafft eine völlig neue Form der sozialen Verbundenheit.

            
               
                  Jedes Zehntelgrad

               
               Krisenvorbereitung ist kein euphorisches Projekt. Es ist wichtig, einen Plan B auszuarbeiten. Aber Plan A bleibt das Ziel. Wir müssen uns auf Krisen vorbereiten, aber auch weiter dafür kämpfen, dass sie nicht eintreten. Krisen bedeuten Leid, das besonders vulnerable Gruppen zuerst und am härtesten trifft. Für autoritäre Regierungen sind Krisen willkommene Gelegenheiten, um demokratische Mechanismen auszuhebeln. Die extreme Rechte gefällt sich in der Beschwörung der Apokalypse, der Ausnahmezustand dient ihr als Hebel für die Ausweitung der Machtbefugnisse.

               Die Erzählung der Krisengesellschaft birgt daher enorme Gefahren – es ist kein Wunder, dass Union und Rechtsextremisten seit Jahren von einer Migrationskrise fabulieren. Freilich existiert eine Krise der kommunalen Finanzen und damit verbunden der maroden sozialen Infrastruktur. Mit Migration hat das im Kern aber wenig zu tun. Die angebotenen politischen Antworten lösen dementsprechend keine strukturellen Probleme, sondern erschöpfen sich in Identitätspolitik. Die Krise wird herbeigeredet und für eine rechte politische Agenda missbraucht.

               Bundesinnenminister Alexander Dobrindt (CSU) begründete die Zurückweisungen an den deutschen Grenzen seit 2025 mit einer angeblichen »nationalen Notlage«, konnte vor Gericht aber keine Belege für den vermeintlichen Ausnahmezustand liefern. Dementsprechend krachend verlor die Regierung vor Gericht.101 Tatsächlich erleben wir keine Migrationskrise, sondern eine Krise des politischen Personals. Dass die Bundesregierung trotz rechtskräftiger Urteile an den rechtswidrigen Zurückweisungen festhält, passt ins Programm: Eine Krise ist nicht einfach objektiv da. Sie wird gemacht und genutzt, auch zur Untergrabung des Rechtsstaats.

               Die allgemeine Krisenwahrnehmung durchsetzt das Land so umfassend, dass sich seit der Corona-Pandemie eine bemerkenswerte Kluft zwischen der persönlichen Erfahrung vieler Menschen auf der einen Seite und der Wahrnehmung der Gesellschaft auf der anderen aufgetan hat. Während beispielsweise fast zwei Drittel der Bevölkerung die eigene wirtschaftliche Lage als positiv bewerten, blickt nur ein Zehntel optimistisch auf die ökonomische Situation des Landes. Die Krise wird gefühlt, findet oft aber im privaten Alltag gar nicht statt.

               Umso wichtiger ist es, der Krisenvorbereitung positive Visionen an die Seite zu stellen. Selbst wenn das Nebeneinander von Krisengefühl und Utopie ambivalent erscheint und der Kampf gegen allerlei Krisen oft aussichtslos, lohnt sich der Einsatz für das bessere Leben. Auch wenn Klimaziele krachend verfehlt werden, ist es wichtig, gegen jedes weitere Zehntelgrad Erderwärmung zu kämpfen. Ein »zu spät« gibt es nicht. Bei einer Rettungsaktion würde niemand sagen, dass die Aktion abgebrochen werden soll, weil nicht alle Menschen gerettet werden können. Jedes Leben zählt.

               Dabei dürfte die Erkenntnis helfen, dass Klimaschutzmaßnahmen einfacher umgesetzt werden, wenn sie mit Fragen der sozialen Umverteilung verbunden werden.102 Für den Klimaschutz gibt es insgesamt eine sehr große Bereitschaft, das Problembewusstsein ist da.103 Nur: Klimaschutz und Klimaanpassung kosten Geld. Wer zahlt’s? Die Antwort muss lauten: Wer mehr hat, zahlt mehr. Die Klimafrage hängt untrennbar mit der sozialen Frage zusammen.

               Ein naheliegender Weg ist die Beteiligung aller an den Gewinnen der Transformation. Ich muss ein Windrad nebenan ertragen, und ein großer Konzern streicht die Kohle ein? Sag ich ab. Die Bürgerenergiegenossenschaft baut überall Solarflächen, und ich bekomme von jedem Sonnenstrahl einen Cent? Sign me up!

               Dasselbe Prinzip verfolgt das Klimageld, das die staatlichen Einnahmen aus CO2-Abgaben wieder an die Bevölkerung auszahlt. Durch CO2-Abgaben steigen die Energiepreise, was besonders ärmere Schichten stärker belastet. Ein gerechtes Klimageld könnte diese Kosten auffangen.104

               Selbst wenn eine direkte Kompensation nicht möglich ist, können Klimaschutzmaßnahmen mit Umverteilungsmaßnahmen verbunden werden. Es soll ein Böllerverbot geben? Dann bitte gemeinsam mit einer Steuererhöhung für Champagner. Das Tempolimit soll kommen? Nicht ohne ein gleichzeitiges Verbot von Privatjets und die Einführung einkommensabhängiger Bußgelder fürs Rasen. Grenzwerte für Verbrenner-Autos werden angehoben? Dann müssen Bundesminister*innen auch auf ihre großen Limousinen verzichten und sich mit kleineren Dienstwagen zufriedengeben.

               Wie erfolgreicher Wandel aussieht, bewies der Zukunftsentscheid in Hamburg bis 2025. Der Volksentscheid setzte ein ambitioniertes Klimaschutzgesetz gegen den rot-grünen Senat der Hansestadt durch. Das Bündnis erhielt auch deswegen eine Mehrheit, weil es von Beginn an betonte, dass die Klimaschutzmaßnahmen sozialverträglich umgesetzt werden müssen. »Fairer Klimaschutz, der für alle bezahlbar bleibt«, war der erste Slogan des Volksentscheids; »In Hamburg halten wir zusammen!«, hieß es in den Broschüren.

               Auch wenn der Staat nicht liefert, darf er keinesfalls aus der Verantwortung entlassen werden. Gerade in Fragen der Wirtschaftsregulierung, Umverteilung und Klimaanpassung bleibt er der mit Abstand stärkste und reichste Akteur. Er besitzt die Macht, progressive Veränderungen durchzusetzen – doch bisher bleibt dieses Potenzial weitestgehend ungenutzt. Stattdessen bereiten staatliche Akteure in anderen Bereichen wie der Migrationspolitik die autoritäre Wende vor.

            
               
                  Weitermachen

               
            	
               	Erfolge anerkennen: Die Klimabewegung der letzten Jahre war enorm erfolgreich. Ob beim Ausstieg aus Atomkraft und Kohle oder der breiten gesellschaftlichen Thematisierung der Klimakrise. Auch wenn das noch nicht reicht, um die Klimakrise abzuwenden, lohnt es sich, weiterzukämpfen. Jedes Zehntelgrad macht einen Unterschied.

	Lust, mehr in strategische Fragen einzusteigen? Ein guter Anfangspunkt ist Gene Sharps »The Politics of Nonviolent Action«.

	Krisenvorsorge: Um sich auf künftige Krisen vorzubereiten, müssen wir Szenarien entwickeln. Leitend bleiben die Fragen: Wer will ich sein in der Krise? Mit wem will ich sein in der Krise? Die Veränderung fängt im eigenen Umfeld an, in solidarischen Nachbarschaften und Kommunen. Vorbilder hierfür liefert das Netzwerk der »Moving Cities«.

	Solidarische Infrastruktur: Der einfachste Weg führt über die Chatgruppe im eigenen Haus oder Dorf. Darin kann es um Pakete oder das Verleihen von Gegenständen gehen. Später kann die Gruppe auch für weitere Aktivitäten genutzt werden. Die Organisation Anstiftung bietet beispielsweise einen Online-Kurs für die Gründung von Gemeinschaftsgärten an.

	Demokratische Kerne stärken: Überall in Deutschland existieren »demokratische Kerne«, also Räume, in denen Demokratie von unten gemacht wird, z.B. Bibliotheken, Nachbarschaftscafés und Kulturräume. Sie zu finden und zu stärken, ist aktive Krisenvorbereitung.

	Wenn Bündnisse breit getragen werden, haben sie politisch mehr Erfolg. Ob optimistisch oder pessimistisch – das Wichtigste ist es, wirksame Hebel für Veränderung zu identifizieren. Auf welche Akteure sind unsere Gegner angewiesen? Welche Aktionsformen erzeugen den nötigen wirtschaftlichen, politischen oder gesellschaftlichen Druck? Wir müssen ins Tun kommen: Prepping for Future!




            	

            
               7. KOMMEN UND GEHEN

               Das Recht auf Recht

            Es gleicht einer Lebensaufgabe, sämtliche Toten eines einzigen gesunkenen Boots im Mittelmeer zu identifizieren. Die Namen der Geflüchteten zu erfahren, ihren Heimatsort, das Ziel ihrer Reise. Ihre Angehörigen ausfindig zu machen und zu informieren, was mit ihrem verschwundenen Kind geschehen ist. Wenn Menschen im Mittelmeer ertrinken, die nicht weiß sind, bleiben sie hierzulande eine Zahl. Wenn überhaupt. Mindestens 27 Menschen ertranken vor Lampedusa am 13. August 2025, mindestens 50 Menschen vor der libyschen Küste am 14. September 2025, mindestens 40 Menschen vor Tunesien am 22. Oktober 2025. Viele Bootsunglücke werden niemals offiziell registriert.
Einige der Menschen hatten zuvor womöglich Kontakt zum Alarm Phone. Diese ehrenamtliche Initiative koordiniert seit 2014 Seenotrettungen vor allem auf dem Mittelmeer. Menschen von mehr als 8000 Booten in Seenot haben die Hotline seitdem angerufen.105 Die Aktivist*innen organisieren sich global, leisten Tag- und Nachtschichten am Telefon und verständigen zuständige Küstenwachen sowie zivile Seenotrettungsorganisationen. In vielen Fällen stellt das Alarm Phone die einzige Instanz dar, die ein Bootsunglück öffentlich dokumentiert. Die Aktivist*innen bezeugen, dass Bootsinsassen gerettet wurden oder dass die EU sie nicht retten wollte. Der englische Ausdruck trifft den Kern ihrer Arbeit vielleicht noch präziser: »bearing witness« – die Zeugenschaft nicht nur tragen, sondern auch ertragen.
»Die Arbeit beim Alarm Phone macht Spaß«, sagt Maurice Stierl, der Migrationsforscher an der Uni Osnabrück ist und sich bei der Initiative engagiert. Kann solch eine Arbeit wirklich Spaß machen? Die extremen Erfahrungen der Gruppe schweißen zusammen, sagt Stierl. Die Freiwilligen erfahren Verbundenheit durch ihre Arbeit.
So wie Bäume unter der Erde durch ihre Wurzeln verbunden sind, vernetzen sich auch Menschen – von außen kaum erkennbar, unter der Oberfläche stark. Informationen für die Überfahrt nach Europa erhalten Geflüchtete häufig über informelle Kanäle. Auch dass sie sich im Notfall an Alarm Phone wenden können, wird über diese solidarische Infrastruktur gestreut. Die Initiative baut auf jahrelanger, transnationaler antirassistischer Arbeit auf. Ihre Basis ist Vertrauen.
Das Alarm Phone verbindet die Seenotrettung auf dem Mittelmeer mit Aufklärungsarbeit in den Herkunftsländern und dem persönlichen Aufsuchen von Angehörigen und Hinterbliebenen. Tod und Leben sind in dieser Arbeit immer präsent. Die Aktivist*innen schaffen emotionale Verbindungen über Grenzen hinweg, über Raum und Zeit.
Das Erinnern und Betrauern der Verstorbenen ist untrennbar mit dem Aktivismus verwoben. Stierl nennt das Grief activism.106 Andere Aktivisten prägten den Begriff Commemoraction – eine Verbindung von commemoration und action, Gedenken und Aktion. Eine Hoffnung mit Trauerflor: Betroffene verharren nicht in der Opferrolle, sondern werden aktiv. Sie kämpfen für jene, die es nicht mehr können. Diese Gedenkkultur wird auch von Initiativen wie Initiative 19. Februar Hanau, NSU-Watch, München erinnern! oder der Initiative Gerechtigkeit für Lorenz geprägt. Aus dem Slogan »Say Their Names« ist inzwischen »Tell Their Stories« geworden.
Als das Alarm Phone im Oktober 2024 seinen 10. Geburtstag feierte, kamen im Senegal 150 Aktivist*innen aus zahlreichen Ländern mit lokalen Teams aus der Hauptstadt Dakar und Umgebung zusammen. Am Strand vor Dakar traten Rapper vor Hunderten Jugendlichen auf. Zwischen den Hip-Hop-Acts analysierten Aktivist*innen das rassistische Visa-Regime der EU, thematisierten die Rolle von Frontex und gedachten der Toten – bevor die Musik wieder übernahm.

               
                  Illegal und irregulär

               
               Seit Gründung des Alarm Phone vor über einem Jahrzehnt hat sich der öffentliche Diskurs über Migration mehrfach komplett gedreht. Inzwischen hat er einen Tiefpunkt erreicht. Im Kampf um die Deutungshoheit über die Tode auf dem Mittelmeer gelang es Alarm Phone, Sea-Watch und anderen Seenotrettungsorganisationen lange, die öffentliche Debatte zu prägen. Der gesellschaftliche Konsens war eindeutig: »Man lässt Menschen nicht ertrinken.« Statt darüber zu sprechen, wie Tote auf dem Mittelmeer verhindert werden können, setzen Deutschland und die Europäische Union heute aber viel offensiver alles daran, möglichst viele Menschen davon abzuhalten, EU-Boden zu betreten. Dafür arbeiten sie unter anderem mit libyschen Verbrecherbanden zusammen.

               Dass das Thema Migration politisch so aufgeladen ist, entspringt keinem Automatismus. In den 1960er-Jahren fielen Migrationsfragen in der EU noch in die Zuständigkeit der Arbeits- und Kultusministerien. Geprägt durch die Erfahrung des Nationalsozialismus, galt das Recht auf politisches Asyl sowie die Ermöglichung von Arbeitsmigration als hohes Gut. Dies prägt Deutschland bis heute, auch wenn viele das nicht wahrhaben wollen: Jeder fünfte in Deutschland lebende Mensch ist nicht in Deutschland geboren; nach den USA ist Deutschland weltweit das Land mit der höchsten Zuwanderungszahl.107

               Nach den 1970er-Jahren rissen die EU-Innenminister die Deutungshoheit schrittweise an sich und forcierten eine »Versicherheitlichung« des Themas. Migration wurde fortan also vor allem als Sicherheitsrisiko angesehen. Der EU-Vertrag von Maastricht markierte 1993 den Beginn einer effektiven Zusammenarbeit zur Migrationskontrolle: Während die EU ihre Binnengrenzen abbaute, rüstete sie nach außen massiv hoch. Mit den Dubliner Verordnungen wurde in den darauffolgenden Jahren die Bearbeitung von Asylanträgen in der EU fast ausschließlich auf die Grenzstaaten in Südeuropa abgewälzt.

               In der Folge wurden Migration, Terrorabwehr, Grenzschutz und die Bekämpfung der organisierten Kriminalität in einem Atemzug genannt – ein Sicherheitsdenken, dem das politische Asyl zunehmend zum Opfer fiel. Dabei existieren seit vielen Jahren Beispiele dafür, wie ein menschenfreundliches Asylregime aussehen könnte.

               Eines davon sind Botschaftsasyle und humanitäre Visa: Führt ein Staat solche Möglichkeiten ein, können Menschen auf der ganzen Welt in ihrem Heimat- oder Nachbarland Asylanträge stellen – und zwar in den Botschaften von EU-Mitgliedsstaaten. Nach einer verkürzten Prüfung können sie dann ein Einreisevisum erhalten, um anschließend Asylstatus oder zumindest ein Bleiberecht zu erlangen. Wenn etwa die deutsche Botschaft in Kamerun Asylanträge nach Deutschland weiterleiten würde, müssten sich potenzielle Flüchtlinge aus dem Land nicht mehr in die Hände von Schmugglern begeben, ihnen bliebe der lebensgefährliche Weg durch die Tenéré-Wüste und über das Mittelmeer erspart.

               Botschaftsasyle waren früher durchaus üblich; Auslandsvertretungen der Schweiz, Brasiliens oder Frankreichs praktizierten diese Verfahren zeitweise erfolgreich. Ein weiteres Beispiel liefert Kanada mit den »Groups of Five«: Hier können private Gruppen als Sponsoren Geflüchtete ins Land holen und verpflichten sich, die Neuankömmlinge mindestens ein Jahr lang finanziell und emotional zu unterstützen. Wenn die Zivilgesellschaft selbst organisieren und entscheiden kann, wie Menschen sich bewegen, und nicht Staaten sie herumschieben, gelingt Integration viel besser. Zwar kann auch hierzulande jede Person Vormundschaften für Geflüchtete übernehmen – dies schließt jedoch nur Minderjährige ein, die schon angekommen sind.

               Daneben existieren zahlreiche weitere Möglichkeiten, legale Zufluchtswege in die EU zu schaffen. Konzepte für Familiennachzug für Geflüchtete (von der schwarz-roten Bundesregierung größtenteils gestrichen), Resettlement-Programme (von der schwarz-roten Bundesregierung gestrichen) und erleichterte Arbeitsmigration liegen vor – und sind erprobt. Um sie durchzusetzen, müsste anerkannt werden, was in der Wissenschaft seit Langem klar ist: Migration ist ein Normalzustand, sie gehört weltweit zum Leben dazu. Einfach nur »Fluchtursachen« bekämpfen zu wollen, hilft nicht. Zur Freiheit, in einem Land bleiben zu können, gehört untrennbar die Freiheit, es verlassen zu dürfen.

               Politikwissenschaftliche Netzwerktheorien gehen davon aus, dass Familien eine zentrale Rolle beim Entschluss spielen, ein Land zu verlassen, um woanders Schutz oder Arbeit zu finden. Auch die Wahl des Ziellandes geht nicht allein auf die viel diskutierten »Push«- und »Pull«-Faktoren zurück. »Push«-Faktoren sind beispielsweise Hunger und Krieg im Herkunftsland, »Pull«-Faktoren die Aussicht auf Arbeit und die Chance auf Anerkennung von Asyl im Zielland. Etablierte Migrationskorridore – oft verwurzelt in kolonialen Vergangenheiten – sind ebenso entscheidend wie die wahrgenommene Migrationskultur eines Landes.

               Solange es kaum Arbeitsvisa gibt, werden auch potenzielle Arbeitsmigranten weiterhin versuchen, über ein Asylverfahren in die EU-Länder zu gelangen. Spanien beschreitet hier einen konstruktiven Weg, auch wenn es gleichzeitig für extreme Gewalt an seinen Außengrenzen bekannt ist: Von 2025 bis 2027 vergibt das Land die Staatsbürgerschaft an eine Million Menschen ohne spanischen Pass. Ein Großteil des spanischen Wirtschaftswachstums wird von Migrant*innen getragen; allein 2025 waren sie für knapp die Hälfte der neuen Jobs im Land verantwortlich. Währenddessen schafft Deutschland durch seine kopflose Abschiebepolitik nur Leid.

               Damit bleibt der Versuch, Rechte gerichtlich zu erzwingen: Der Versuch einer geflüchteten syrischen Familie, in der belgischen Botschaft in Beirut ein EU-Einreisevisum zu erstreiten, scheiterte 2017 vor dem Europäischen Gerichtshof, der sich für nicht zuständig erklärte. Mit dem Votum zementierte das oberste EU-Gericht ein paradoxes Konstrukt: Um eine Chance auf Asyl zu haben, muss man sich auf EU-Territorium oder an der Grenze befinden. Ein Recht auf Einreise gibt es aber nicht. Asyl können deswegen nur Menschen beantragen, die mit dem illegalen Grenzübertritt automatisch zu Rechtsbrechern werden.

               »Asyldarwinismus« nennt die Menschenrechtsorganisation Pro Asyl dieses Prinzip: Nur wer den NATO-Draht an den EU-Außengrenzen überwindet oder den Weg über das Mittelmeer überlebt, darf Schutz erhalten. Alle anderen nicht. Das erklärt auch, warum das Gerede der Bundesregierung über die Reduzierung von »illegaler« oder »irregulärer« Migration so fatal ist. Gemeint sind damit nicht etwa Kriminelle, wie der Begriff suggeriert – sondern faktisch alle Geflüchteten.

               Inzwischen rüstet die gesamte Europäische Union massiv auf, getragen von einer Allianz aus Konservativen und Rechtsextremen im EU-Parlament. Die EU-Grenzpolizei Frontex erhält jährlich mehr Budget und Befugnisse, während Deutschland fleißig Überwachungstechnologie in Grenzstaaten exportiert. Ein Dauerbrenner dieser Politik ist die Forderung nach »Auffanglagern« außerhalb der EU, in denen Flüchtlinge Asylanträge stellen können. Für ein solches Konzept hatte sich Anfang des Jahrtausends bereits der rechte SPD-Innenminister Otto Schily starkgemacht. Dass die Rechtsstaatlichkeit der Asylverfahren abseits der europäischen Öffentlichkeit gesichert wäre und tatsächlich alle Menschen in die EU einreisen dürften, die einen Anspruch auf Asyl haben, ist zu bezweifeln.

               Auf den Fluchtrouten gilt weiterhin das Verursacherprinzip: Wer Menschen rettet, soll auch ihr Asylverfahren garantieren. In anderen Lebensbereichen wäre eine solche Logik unvorstellbar. Müssten Nothelfer bei Verkehrsunfällen persönlich für die Krankenhausbehandlung der Unfallopfer aufkommen, würden Unfallstellen vermutlich weiträumig umfahren.

               Derweil verstoßen die EU-Mitgliedsstaaten innerhalb der Grenzen schon jetzt am laufenden Band gegen die Menschenrechte. An allen internationalen Flughäfen ist die Grenzkontrolle vorgelagert – und teilweise privatisiert. Fluggesellschaften prüfen ohne nennenswerte öffentliche Kontrolle und wenig transparent, ob Fluggäste berechtigt sind, in die EU einzureisen. Dabei macht es in der Regel keinen Unterschied, ob Menschen Asyl suchen oder nicht. Dies hält viele politisch Verfolgte von einer Einreise per Flugzeug ab, da sie sich oft keine Reisedokumente beschaffen können.

               Zu diesen Kontrollen sind Fluggesellschaften durch eine EU-Richtlinie verpflichtet. Befördern sie Menschen in die EU, die nicht die erforderlichen Dokumente besitzen, müssen sie für deren Rücktransport sorgen und riskieren hohe Geldstrafen, sogenannte Carrier Sanctions. Die führen dazu, dass Fluggesellschaften im Zweifel Menschen lieber vom Boarding abhalten. Dabei betont die Richtlinie explizit, dass die Genfer Flüchtlingskonvention nicht beeinträchtigt werden darf. Das heißt: Flüchtlinge dürfen theoretisch nicht vom Flug ausgeschlossen werden.

               Darauf machte 2015 die schwedische Initiative Refugee Air aufmerksam: Sie plante, ein eigenes Flugzeug zu chartern und damit Flüchtlinge in die EU zu bringen. Statt Schmugglern Tausende Euro zu zahlen, sollten sie sicher einreisen können, um in Schweden Asyl zu beantragen. Ein Jahr später verfolgte das Zentrum für Politische Schönheit im Rahmen der Aktion »Flüchtlinge fressen« ein ähnliches Ziel. Doch das Bundesinnenministerium setzte den Betreiber Air Berlin so massiv unter Druck, dass der Flug abgesagt wurde. Refugee Air war hingegen zumindest teilweise erfolgreich: Zwar wurde auch bei ihnen aus den Charterflügen nichts, doch die schwedische Regierung kündigte unter dem öffentlichen Druck an, 5000 Geflüchtete aus Syrien in einem Umsiedlungsverfahren aufzunehmen.

               Statt Refugee Air für ihren Einsatz zu danken, erklärte die EU-Grenzschutzagentur Frontex – unterstützt vom deutschen Innenminister – die NGOs zum Sicherheitsrisiko, das Migranten anlocke. Inzwischen macht die EU in Kooperation mit libyschen Milizen den Fluchtkorridor im Mittelmeer dicht. War die EU in vielen Politikbereichen vor einigen Jahren Hoffnungsträgerin auf Fortschritt, ist sie inzwischen auch im Bereich Asyl und Migration ein Akteur der Repression.

               Initiativen für einen menschenfreundlichen Umgang mit Geflüchteten kommen aus der Zivilgesellschaft. Im Februar 2017 mobilisierte Ada Colau, die damalige Bürgermeisterin von Barcelona, 160000 Menschen in der katalonischen Hauptstadt. Sie gingen unter dem Motto Volem acollir (»Wir wollen willkommen heißen«) für eine humanitäre Flüchtlingspolitik auf die Straße. Die Kundgebung endete am Strand von Barcelona vor der »Anzeige der Schande«, einem Denkmal für die Menschen, die in den vergangenen Jahren im Mittelmeer ertrunken sind. Eine Anzeigetafel beziffert dort bis heute die Zahl der Menschen, die seit Jahresbeginn beim Versuch, das Mittelmeer zu überqueren, starben. Darunter steht: No és només una xifra (»Es ist nicht nur eine Zahl«).

            
               
                  Gerechtigkeit umverteilen

               
               Als Tareq Alaows im Sommer der Migration 2015 aus Syrien nach Deutschland flüchtete, fand er vor Ort eine komplett überforderte Verwaltung vor. Er bot der Stadtverwaltung Bochum Hilfe bei der Organisation von Massenunterkünften für Geflüchtete an. Alaows hatte Erfahrung in der humanitären Hilfe in Syrien gesammelt und wollte im Behördenchaos unterstützen. Die Antwort der entgeisterten Beamten: »Du brauchst selbst Hilfe, wie kannst du helfen?«108

               Obwohl die Zivilgesellschaft die Hauptlast der alltäglichen Unterstützung von Geflüchteten trug, forcierte die Verwaltung die gegenseitige Solidarität kaum. Statt finanzieller sowie personeller Ressourcen und Möglichkeiten der Mitgestaltung gab es vielerorts nur kalte Schultern. Unter diesem Eindruck konnten viele Ehrenamtliche ihr Engagement nicht aufrechterhalten.109 »Man hat migrationspolitisch gehandelt, als hätte es die Willkommensbewegung und die große Solidarität nicht gegeben«, sagt Alaows, der inzwischen flüchtlingspolitischer Sprecher von Pro Asyl ist. »Das war eine große Entmutigung.«110

               Dieser Wandel lässt sich auch in der öffentlichen Debatte beobachten. Es mutet heute fast skurril an, Zitate der Bundeskanzlerin aus dem Jahr 2015 zu lesen. Angela Merkel sagte zum Beispiel: »Es ist selbstverständlich, dass wir Menschen aufnehmen, die bei uns Zuflucht suchen.« Und: »Eine Beschränkung der Zahl der Asylbewerber kennt das Grundrecht auf politisches Asyl nicht.« Das: »Es kommen keine Menschenmassen, sondern es kommen einzelne Menschen zu uns. Niemand, egal warum er sich auf den Weg macht, verlässt leichtfertig seine Heimat.« Und das: »Ich muss ganz ehrlich sagen, wenn wir jetzt anfangen, uns noch entschuldigen zu müssen dafür, dass wir in Notsituationen ein freundliches Gesicht zeigen, dann ist das nicht mein Land. Ich sage wieder und wieder: Wir können das schaffen, und wir schaffen das.«111

               Können Sie sich vorstellen, dass ein deutscher Regierungschef oder eine Parteivorsitzende heutzutage solche Sätze von sich gibt?

               Kampagnen gegen Migration sind das Herz der autoritären Wende. In keinem anderen gesellschaftlichen Bereich ist die Rechtsverschiebung der Politik so offensichtlich wie in diesem: Die politische Rechte schaffte es nicht nur, rassistische Positionen zu normalisieren. Sie denormalisierte menschenfreundliche Positionen auch massiv. Den vorläufigen Höhepunkt dieser Entwicklung bilden unfassbare 100 Änderungen im Aufenthalts- und Asylrecht, die die Bundesregierungen in der Dekade nach 2015 durchsetzten.112

               Der Widerstand gegen eine menschenfeindliche Migrationspolitik bildet daher auch das Herzstück des Widerstands gegen die autoritäre Wende. Viele der im Sommer der Migration geschaffenen Strukturen bestehen bis heute. Die Menschen denken gar nicht daran, ihre Menschenfreundlichkeit aufzugeben. Ein Beispiel hierfür ist das Bellevue di Monaco: Die Sozialgenossenschaft im Herzen Münchens bietet Unterkünfte und Beratungsangebote für Geflüchtete, ein Café, einen Dachsportplatz, eine Werkstatt, und fungiert als lebendiger Ort für Kultur und Begegnung.

               Das Bellevue ist nicht nur ein Sinnbild für Gemeinschaft statt Absonderung; es steht für wirksamen Widerstand. Ursprünglich wollte die Stadt die Häuser im Glockenbachviertel abreißen, weil sie angeblich baufällig waren. Aktivist*innen schlossen sich jedoch zusammen, um den Erhalt der Häuser und eine Umnutzung zu erzwingen. Sie mobilisierten allerlei stadtbekannte Promis wie den Bayern-Fußballer Mehmet Scholl, die Band Sportfreunde Stiller und den Kabarettisten Dieter Hildebrandt. In einer spektakulären Aktion besetzten sie als Gorillas verkleidet eines der Gebäude, sanierten in Windeseile eine der Wohnungen und verdeutlichten nicht nur der Stadt, sondern auch der Öffentlichkeit ihren Punkt sehr plastisch. Nach zahlreichen weiteren Aktionen und dem öffentlichen Druck nahm der Stadtrat seinen Abrissbeschluss zurück und beschloss eine soziale Nutzung der Immobilien.

               Heute ist das Bellevue di Monaco aus Münchens Innenstadt gar nicht mehr wegzudenken. Das Projekt ist eine Institution – und die von ihm gelebten Werte haben Vorbildcharakter. Ähnliche Projekte gibt es inzwischen auch in anderen Städten, zum Beispiel das Refugio in Berlin und das Grandhotel Cosmopolis in Augsburg. Dort haben Künstler*innen aus einem ehemaligen Pflegeheim ein Haus für Geflüchtete, Kunst und Kultur gemacht.

               Dieser Aktivismus braucht einen langen Atem. Die Flüchtlingsräte und Pro Asyl arbeiten bundesweit seit Jahrzehnten für ein menschenfreundliches Asylsystem, zahlreiche Initiativen kämpfen gegen Abschiebungen in Länder wie Afghanistan, überall in Deutschland gibt es wie schon in den 1990er-Jahren Initiativen, die die diskriminierenden Bezahlkarten durch Umtauschsysteme aushebeln.

               Besonders bekannt ist die Seenotrettungsorganisation Sea-Watch. Sie wurde 2015 mit dem Ziel gegründet, staatliche Organisationen dazu zu zwingen, selbst Seenotrettung im Mittelmeer zu betreiben. Die Aktivisten der ersten Stunde wollten zeigen, dass es auch mit wenigen Ressourcen möglich ist, Menschen vor dem Ertrinken zu bewahren – es braucht lediglich den Willen dazu.

               Den zeigte die deutsche Regierung aber nie. Ein Jahrzehnt später ist die Solidarität von Sea-Watch ungebrochen. Die Organisation zeigt fortlaufend: So professionell wie die engagierte Zivilgesellschaft agieren Behörden nicht. Wenn Mitglieder von Seenotrettungsorganisationen von Einsätzen auf dem Mittelmeer berichten, leuchtet die geballte Kraft der Zivilgesellschaft. Entdeckt die Crew der »Sea-Watch 5« auf hoher See ein in Not geratenes Schlauchboot am Horizont, nimmt nicht nur das riesige Schiff Kurs auf das Boot. Parallel sendet es auch zwei RHIB-Schnellboote los, während am Himmel das Sea-Watch-Flugzeug »Moonbird« kreist. Die gesamte Mission ist spendenfinanziert, unglaublich professionell und zutiefst menschlich.

               In der Öffentlichkeit wird es jedoch zusehends schwieriger, Gehör für diese Themen zu finden. Das erzwingt große Strategiedebatten über die Frage, wie derzeit Fortschritte zu erreichen sind. Während das Verhalten rassistischer Regierungen früher relativ leicht zu skandalisieren war, löst heute selbst der Beschuss von Seenotrettungsschiffen durch die sogenannte libysche Küstenwache kaum noch einen breiten Aufschrei aus.

               Zudem haben die maßgeblichen Gegenspieler der Seenotrettung – Frontex und die italienische Regierung – ihre Taktik geändert. Lange boten die staatlichen Akteure ein klares Feindbild, personifiziert durch den raubeinigen Frontex-Chef Fabrice Leggeri. Als dieser aber abgesetzt wurde und für französische Rechtsextremisten ins EU-Parlament einzog, fehlte eine ähnlich kontroverse Figur in der Öffentlichkeit. Zivilgesellschaftliche Mobilisierung funktioniert schließlich oft effektiv anhand von geeigneten Reibungspunkten.

               Die italienische Regierung unter der postfaschistischen Premierministerin Giorgia Meloni setzt indes auf die stille Gewalt der Bürokratie statt auf wortgewaltige Konfrontation. Sie versucht, Seenotrettungsorganisationen durch aberwitzige bürokratische Vorgaben zu sabotieren, etwa durch die Weisung, besonders weit entfernte Häfen in Norditalien anzusteuern.113 Sea-Watch und andere Initiativen wehren sich dagegen erfolgreich vor Gericht, sehen sich jedoch unmittelbar nach jedem Sieg mit weiteren aberwitzigen hanebüchenen bürokratischen Hürden konfrontiert. Der Kampf um eine menschenfreundliche Migrationspolitik wird so zunehmend in den Bereich der Justiz verschoben.

            
               
                  Rechtskämpfe

               
               Dass politische Konflikte vor allem über die Gerichte ausgetragen werden, ist für viele Jurist*innen ziemlich unbequem. Wer heutzutage an einer deutschen Hochschule Jura studiert, lernt vor allem, was die herrschende Rechtsmeinung zu zivilrechtlichen Fragen von Besitz und Eigentum ist, wie Strafvorschriften auszulegen sind und wem bei Sorgerechtsstreits was zusteht. Wie das Recht fortgebildet wird, wie wichtig Rechtskämpfe sind und wie Gerichte als Forum für gesellschaftliche Streitfragen funktionieren können, spielt dabei – wenn überhaupt – nur eine Nebenrolle.

               Dabei sind juristische Auseinandersetzungen für den Aktivismus von zentraler Bedeutung. In kaum einem anderen Bereich können Akteure der Zivilgesellschaft dem Staat oder mächtigen Unternehmen auf Augenhöhe begegnen. Auch wenn die Ressourcen ungleich verteilt sind: Im Gerichtssaal zählt im Idealfall allein das bessere Argument.

               FragDenStaat nutzt dieses Instrument systematisch. Mittlerweile hat die Initiative den Staat rund 250 Mal verklagt (und ist auch einige Male selbst verklagt worden). Vordergründig geht es dabei oft um den Zugang zu Akten über das Informationsfreiheitsgesetz. Doch Transparenz ist häufig nur der erste Schritt, um das Gebaren einer Behörde öffentlich zu beleuchten und Gerichte als Forum für politische Streitfragen zu nutzen.

               Eine staatliche Pensionskasse investiert Milliarden in klimaschädliche Fonds? Das können wir juristisch nicht angreifen – aber wir können die Pensionskasse auf Auskunft zu den Investitionen verklagen. Die Bundesregierung schiebt zum Terror-Regime der Taliban ab? Das können nur die Anwält*innen der Betroffenen verhindern. Aber wir können die Bundesregierung auf Auskunft zu den Abschiebekosten verklagen. Die Bundespolizei nutzt umstrittene Taser? Das Parlament entscheidet über den Einsatz, aber wir können die Herausgabe der Dienstanweisungen einklagen. Wenn die Behörden sich gegen Transparenz wehren, zeigt das der Öffentlichkeit, dass sie offenbar etwas zu verbergen haben.

               Diese Strategie verfolgten wir auch 2019 mit unserer Auskunftsklage gegen die EU-Grenzpolizei Frontex. Unser vordergründiges Ziel dabei war, mehr Details über die Arbeit von Frontex auf dem Mittelmeer zu erhalten. Wir wollten zum Beispiel wissen, wie eng die EU-Agentur in Seenotrettungsfällen mit der sogenannten libyschen Küstenwache zusammenarbeitet. Dahinter stand ein größeres Kampagnenziel: Frontex auch in der Öffentlichkeit als das zu entlarven, was sie ist – eine intransparente, kaum kontrollierbare Milliardenbehörde.

               Das erwies sich als sehr effektiv: Der Frontex-Chef fühlte sich von unserer Klage so herausgefordert, dass er alles daransetzte, unsere Arbeit zu sabotieren. Zwar verloren wir die gerichtliche Auseinandersetzung im EU-Gericht Luxemburg nach langer Verhandlung sehr knapp. Damit war die Sache aber noch nicht vorbei. Frontex schickte uns eine Anwaltsrechnung in Höhe von 23700,81 Euro – ein unverhohlener Versuch, uns einzuschüchtern. Beim Anblick des Schreibens mussten wir tatsächlich kurz schlucken. Ich googelte erst einmal »Privatinsolvenz«. Doch je länger wir die Forderung betrachteten, desto lustiger fanden wir das Einschüchterungsmanöver.

               Wir sendeten Frontex also einen Brief zurück, in dem wir von der EU-Behörde für unseren großen Aufwand 23700,82 Euro forderten (also einen Cent mehr als sie von uns). Zu unserem Vergnügen machte das offenbar Eindruck: Frontex bot uns prompt an, mit dem Preis auf rund 20000 Euro herunterzugehen. Wir lehnten ab, woraufhin uns die Behörde auf Zahlung verklagte. Wir landeten also wieder vor dem EU-Gericht. Das Urteil: Frontex habe deutlich überhöhte Anwaltskosten veranschlagt, daher wurde die Rechnung auf rund 10500 Euro halbiert.

               Damit hätte die Geschichte durch sein können. Wir beschlossen aber, die Kampagne zu einem würdigen Abschluss zu bringen: Wir hoben das Geld in bar ab und kündigten Frontex an, es persönlich in einem Geldkoffer im Brüsseler Frontex-Büro vorbeizubringen. Als wir dort zum angekündigten Zeitpunkt mit 10500 Euro in kleinen Scheinen eintrafen, war das Büro allerdings wie leer gefegt. Niemand öffnete die Tür. Das Gebäude wurde stattdessen von der Polizei bewacht. Aus Angst vor der Geldübergabe und dem schlechten PR-Bild hatte Frontex sein Gebäude räumen lassen. Damit wurde auch für die Öffentlichkeit klar: Die EU-Behörde will nicht nur die kritische Zivilgesellschaft einschüchtern lassen. Sie nutzt auch jedes Mittel, um sich Transparenz zu entziehen.

               Egal, wie verzweifelt eine politische Lage auch wirken mag: Widerstand gibt es überall – in jedem politischen System, in jeder Krise, in jeder gewaltvollen Auseinandersetzung. Die Hoffnung auf eine bessere Welt bleibt. Auch wenn Bundesinnenminister Alexander Dobrindt Gerichtsurteile ignoriert und Ortskräfte sowie Menschenrechtler aus Afghanistan nicht wie zugesichert nach Deutschland kommen lässt, kämpfen Organisationen wie Kabul Luftbrücke weiterhin dafür, dem Recht Geltung zu verschaffen. Wolfgang Kaleck, der Gründer der Menschenrechtsorganisation ECCHR, beschreibt in seinem gleichnamigen Buch die »konkrete Utopie der Menschenrechte«.

               Selbst in einer Situation, in der das Völkerrecht und seine Institutionen bis zur Unkenntlichkeit ausgehöhlt werden, lohnt es sich, weiterzukämpfen, auch vor Gericht. Das herrschende Recht mag das Recht der Herrschenden sein. Doch auch wenn man nicht auf ein positives Urteil vertrauen kann, muss man versuchen, das Recht auf Recht zu schützen. Gerichtssäle sind Teil der Öffentlichkeit und ein wichtiges Forum, um Diskussionen zu prägen. Dort müssen sich die Mächtigen verantworten.

               Dass die unabhängige Justiz derzeit massiv von rechts angegriffen wird, zeigt, wie wichtig sie für die Demokratie ist. Engagierte Jurist*innen u.a. beim ECCHR, der Gesellschaft für Freiheitsrechte, Equal Rights Beyond Borders und in Klimaorganisationen haben in den vergangenen Jahren enorme Fortschritte bei der Rechtsprechung zu Bürger- und Menschenrechten sowie beim Klimaschutz erkämpft. Die Organisation Equal Rights Beyond Borders gewinnt beispielsweise am laufenden Band Fälle vor dem Europäischen Menschenrechtsgerichtshof, um die Rechte von Geflüchteten auf griechischen Inseln durchzusetzen.

               Dies zeigt, dass auch autoritär agierende Regierungen verwundbar sind. Man könnte auch sagen: Das Recht ist heute deutlich wirksamer als früher – und genau deshalb steht es unter Beschuss.

               Zumal das Recht nicht nur Impulse aus der Zivilgesellschaft aufnimmt, sondern auch Impulse in die Zivilgesellschaft bringt. Der Klimabeschluss des Bundesverfassungsgerichts etwa wurzelte im Engagement aus der Klimabewegung114 und inspirierte wiederum Gruppen wie die Letzte Generation zu neuen Rechtsstreits. Bewegung und Justiz spielen sich die Bälle zu, wenn auch oft zeitversetzt. Da juristische Institutionen behäbig mahlen, fallen viele wegweisende Entscheidungen – etwa vor dem Internationalen Gerichtshof – erst Jahre, nachdem die Zivilgesellschaft die Probleme adressiert hat.

               In den Gerichtssälen werden heute die Schicksalsfragen der Demokratie verhandelt.

               Entscheidend ist vor allem, wie wir mit den Themen Migration und Klima umgehen. Beim Thema Migration geht es um die Verfasstheit unserer Gesellschaft; die Durchlässigkeit der Grenzen bestimmt, wer dazugehört und wer aussortiert wird; sie wirken nach außen und nach innen. Das Klima wiederum setzt den Rahmen, in dem wir künftig überhaupt leben können. Man könnte sagen: Im Kampf um Migration und Klima entscheidet sich die Zukunft der Demokratie selbst. Umso dringlicher ist eine mediale Berichterstattung, die dieser Tragweite gerecht wird.

            
               
                  Weitermachen

               
            	
               	Erinnern, Gedenken und Betrauern hängt untrennbar mit politischem Aktivismus zusammen. Kämpfen für jene, die es nicht mehr können.

	Abschiebungen verhindern: Kompromisslose Seenot-rettung bleibt enorm wichtig, muss jedoch durch den Kampf gegen menschenrechtswidrige Abschiebungen ergänzt werden. Selbstorganisationen, Flüchtlingsräte und Netzwerke für Kirchenasyle leisten hier unermüdliche Arbeit. Auch Einzelpersonen haben Macht: Wer zufällig einer Abschiebung in einem Flugzeug beiwohnt, kann den Start verhindern, indem sie sich schlicht weigert, sich hinzusetzen. Auch Flugbegleitende leisten Widerstand, etwa über ihren Verband UFO. 2024 verhinderten so viele Pilot*innen Abschiebungen wie noch nie.

	Ehrenamtliche Vormundschaften für unbegleitete Minderjährige können einen ganz handfesten Unterschied machen. Und auch wenn die Aufenthalts- und Asylgesetze immer weiter verschärft werden, lohnt sich der Einsatz für einzelne Menschen: Oft verhindert erst der Druck aus dem sozialen Umfeld eine drohende Abschiebung.

	Teilhabe ermöglichen: Migration findet statt. Umso wichtiger ist es, sie offen zu gestalten und für einen kommunalpolitischen Posten anzutreten. Ein Vorbild ist die Zürich City Card, die auch Menschen ohne Ausweisdokumente gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht.

	Rechte absichern: Wer nach Wegen sucht, Aufenthaltsrechte jenseits der vorgezeichneten Verwaltungspfade abzusichern, findet auf schutzehe.org relevante Informationen.

	Ziviler Ungehorsam: Recht ist nicht gleich Gerechtigkeit: Bürgerrechtsbewegungen waren historisch oft dann erfolgreich, wenn sie bewusst gegen geltende Gesetze verstießen. Das geheime, rassistische und illegale US-Überwachungsprogramm »COINTELPRO« des FBI wurde in den 1970er-Jahren nur deshalb publik, weil eine Aktivistengruppe in ein Regionalbüro des FBI einbrach und Akten entwendete.

	Kämpfe für eine bessere Welt sollten alle Foren nutzen, die sich bieten – auch Gerichtssäle. Selbst, wenn juristische Auseinandersetzungen nicht erfolgreich sind, schaffen sie Öffentlichkeit und legen Missstände offen. Gehen sie hingegen siegreich aus, verschieben sie den Handlungsspielraum für die gesamte Gesellschaft.




            	

            
               8. HOFFNUNG UND TANZEN

               Weitermachen

            Erinnern Sie sich an den Januar 2024? Es wirkt fast surreal, wie weit die größte Protestwelle in der Geschichte der Bundesrepublik heute entfernt erscheint. Überall in Deutschland, bis ins kleinste Dorf, gingen Menschen für die Demokratie auf die Straße. Mehr als 3,6 Millionen Menschen bundesweit! Da es in der Berichterstattung ein bisschen untergegangen ist, hier noch einmal in aller Deutlichkeit: Das war die größte Protestwelle in der Geschichte der Bundesrepublik! Die größte Protestwelle überhaupt!115
Heute verfolgen Rechtsextreme ihre völkische Agenda unbeirrt weiter, während CDU und CSU daraus Elemente übernehmen und offenbar so viele Menschen wie möglich aus Deutschland abschieben wollen.
Diese Rechtsverschiebung findet vor allem auf der Bühne der Parteipolitik statt, nicht aber zwangsläufig in den Köpfen der gesamten Bevölkerung. Die Rechten formieren sich zwar immer stärker.116 Die politische Rechte verteidigt aggressiv ihre Privilegien – doch wir haben die Möglichkeit, uns selbst zu ermächtigen und diese Privilegien anzugreifen. Die Millionen Menschen von damals sind nicht auf einmal verschwunden. Wir sind nur weniger sichtbar, weil unsere Interessen von vielen Parteien nicht abgebildet werden. Dass die demokratische Zivilgesellschaft derzeit so massiv unter Beschuss steht, ist kein Zeichen ihrer Schwäche – sondern ein Beweis für ihre Wirksamkeit.
Die Proteste haben eines unübersehbar gemacht: Es gibt eine starke demokratische Infrastruktur in diesem Land. In Björn Höckes Wahlkreis Greiz beispielsweise hat der antifaschistische Verein »Siebenhitze« seit Januar 2024 einen enormen Zulauf verzeichnet, weil die Proteste auch an diesem sonst häufig von Rechtsextremisten dominierten Ort Sichtbarkeit für Widerstand geschaffen haben. Während große Medien meist nur über die Wahlerfolge der AfD in Thüringen berichten, leistet »Siebenhitze« die entscheidende Basis- und Handarbeit: Jeden Monat gibt es eine Küche für alle auf Spendenbasis, der Verein veranstaltet Konzerte, Lesungen und Filmvorführungen und betreibt einen Umsonstladen.
Überall in Deutschland existieren solche »demokratischen Kerne«, wie der Soziologe David Begrich sie nennt.117 Es sind Räume, in denen Beteiligung und Zusammenhalt von unten gelebt werden und wo Menschen sein dürfen, wie sie sind: Soziokulturelle Zentren, Theater, Nachbarschaftsinitiativen, Geflüchtetencafés und Jugendgruppen. Diese Räume der Sorge und des Andersseins steht heute unter Druck – durch steigende Mieten, parlamentarische Schikanen wie Kleine Anfragen, Attacken auf Finanzierungen und Gemeinnützigkeit, Drohungen oder physische Angriffe. Jetzt ist die Zeit, sich um diese Kerne zu versammeln, sie zu schützen und sie als Ausgangspunkt für eine Offensive zu nutzen.
Hierbei tragen große Organisationen eine besondere Verantwortung: Gewerkschaften, Kirchen, finanzstarke NGOs, Verbände und Unternehmen müssen ihre rechtlichen und personellen Ressourcen nutzen, um sich schützend vor ihre bedrohten Partner zu stellen. Wenn Schüler*innen die Abschiebung droht, ist das ein Fall für die Lehrerverbände. Wenn Initiativen gegen diskriminierende Bezahlkarten kriminalisiert werden, sollten Kirchen sie in ihre Räume einladen.
Echte Solidarität bedeutet, dass die besser ausgestatteten Akteure in den Metropolen dabei stets die Peripherie mitdenken sollten. Vorbilder für solche progressiven Bündnisse gibt es weltweit: von den rotgrünen Allianzen in Schweden und Finnland bis zu den kommunalen Graswurzelkampagnen im Wahlkampf von Zohran Mamdani in New York.
Doch wir müssen nicht nur in die Gegenwart schauen: In Deutschland gibt es eine reiche Geschichte erfolgreicher Kämpfe für eine bessere Welt. Massimo Perinelli nennt das »Utopisches Erinnern für eine bessere Zukunft«.118
In der Rückschau wirkt der Erfolg von Widerstandsbewegungen oft unausweichlich. Die Vorbilder, die wir heute feiern, galten zu ihrer Zeit als radikale Nestbeschmutzer. Wir stehen auf den Schultern von Giganten. Wenn wir an die Menschen erinnern, auf deren Arbeit wir unser zivilgesellschaftliches Engagement aufbauen, sollten wir uns daran erinnern, dass keiner ihrer Kämpfe abgeschlossen ist. Gerechtigkeit muss immer neu erkämpft werden.
Wenn wir etwa an den Sieg der LGBTQI-Bewegung erinnern, die 2017 die »Ehe für alle« durchsetzte, sollten wir auch Ross und Reiter nennen: Fast alle CDU/CSU-Abgeordnete, die acht Jahre später Minister*innen im Kabinett von Friedrich Merz wurden, stimmten damals dagegen – darunter Dorothee Bär, Alexander Dobrindt, Thorsten Frei, Patrick Schmieder und Nina Warken (und natürlich auch der CDU-Generalsekretär Carsten Linnemann).
Auch dass die Vergewaltigung in der Ehe 1997 endlich ins Strafgesetzbuch aufgenommen wurde, war das Ergebnis eines jahrzehntelangen Kampfes von Bürgerrechtlerinnen.119 Friedrich Merz stimmte damals als Bundestagsabgeordneter gegen die Gesetzesänderung.

               
                  Gewinnen

               
               Wenn wir unsere Kämpfe als Teil dieser langen, nicht abgeschlossenen Geschichte begreifen, fällt es leichter, sich eine schöne Zukunft auszumalen. Meine Zukunftsvision beinhaltet keine Politik für »hart arbeitende« Menschen. Ich möchte eine Politik, die sicherstellt, dass niemand mehr »hart« arbeiten muss. Ich will ein sanftes, schönes Leben für alle: Gerechtigkeit, Freude, Sinn. Ich will, dass alle Menschen ihr Leben genießen können. Dass sie wachsen und lernen können. Wenn es Menschen nicht gut geht, soll ihnen geholfen werden, und wenn sie Fehler machen, sollen sie daraus lernen dürfen. Ich will eine Gesellschaft, in der alle aufeinander achtgeben.

               Ich will keine Angst vor Veränderung haben, ich will Lust auf Veränderung und Spaß am Trubel haben, weil wir die Veränderung gestalten und vorantreiben und nicht die anderen. Am meisten Glück verspüre ich, wenn ich mich in gemeinsamen Kämpfen mit anderen Menschen verbunden fühle.

               Und ich will tanzen können dabei und loslassen, alleine und in der Gruppe, nicht nur Kopf sein, sondern auch Körper, ich will spielen und entspannen. Ich will Bewegung.

               Wenn wir nicht nur über Probleme reden, die wir lösen wollen, sondern über das, was wir lieben, bewahren und stärken wollen, entsteht eine neue Energie – ein kollektives Antidepressivum. Kampagnen, die Freude vermitteln und die Vielfalt feiern, mobilisieren dauerhafter als bloße Angst. Das politische System ist heute oft gelähmt von der Frage, ob eine Maßnahme den Rechtsextremisten nützen könnte. Doch die richtige Frage lautet: Was hilft uns? Was hilft der Demokratie? Wie können wir wirksam sein?

               Der Kampf für dieses Leben soll schön sein. Natürlich brauchen wir Platz für Wut und Trauer. Wir sind keine unfehlbaren Maschinen, sondern sind oft erschöpft, haben Angst oder wissen schlicht nicht weiter. Doch Widerstand nährt sich auch aus Verbundenheit, Hoffnung, Freude und Humor. Ich fühle mich von jedem Protest angezogen, der gute Beats und eine ordentliche Soundanlage mitbringt. Ich könnte mir stundenlang Videos von Menschen in Dino- und Pikachu-Kostümen anschauen, die gegen die rassistische Abschiebepolitik in den USA demonstrieren, oder Fotos von Demo-Clowns, die mit der Polizei diskutieren und dabei herrlich melancholisch aussehen. Ich bin sowieso schon ein großer Fan von »Deutsche Wohnen & Co enteignen«, aber am meisten liebe ich ihr queeres Cheerleader-Team. Wenn französische Bewegungen Maskottchen für ihre Proteste entwerfen und im Netflix-Stil neue »Protest-Staffeln« ankündigen, bekomme ich Lust aufs Engagement.

               Manchmal ist es nicht nur effektiver, sondern auch gesünder, zu lachen, statt sich zu ärgern. Ein Beispiel ist die britische Kampagne »We wing any car«, die auf die absurde Besteuerung von Benzin und Kerosin abhebt. Während Autofahrer an der Zapfsäule jeden Cent umdrehen, fliegen Millionäre mit ihren Privatjets nahezu steuerfrei.16 Die Kampagne verspricht daher, jedem Auto Flügel zu montieren, damit sie auch in den Genuss dieser Privilegien kommen. Die überdimensionierten Tragflächen an einem kleinen Twingo machen in den Kampagnenvideos auf einen Schlag klar, wie schief unser Steuersystem eigentlich hängt.

               Der Humor muss dabei nicht immer edel sein. Nazis gehören ausgelacht. Und damit meine ich nicht ihre Rechtschreibung, sondern den Umstand, dass sie solch jämmerliche Lappen sind. 

               Björn Höcke besitzt das Charisma eines Besenstiels. Alice »Lille« Weidel wirkt so verkrampft, dass einem schon beim Zuschauen ihrer Interviews der Kiefer wehtut. AfD-Parteitage sind dermaßen testosterongetränkt, dass man die Fernsehbilder riechen kann. Rechtsextremisten sind gefährlich, aber sie sind halt auch lächerliche Typen, die auf keinen Thron gehören.

               Die Hedonistische Internationale entwarf vor einigen Jahren als Gegenkonzept zu den traditionellen Krawallen am 1. Mai die Demos im Berliner Villenviertel Grunewald. Seither ziehen jährlich Tausende Protestierende in das von Hedonisten gebrandmarkte »Problemviertel« am edlen Stadtrand, um die dortigen »Parallelgesellschaften« zu beklagen und ein härteres Vorgehen der Behörden gegen die »kapitalextremistische Szene« zu fordern. Das ist so interessant und lustig, dass sich jedes Jahr mehr Menschen davon angesprochen fühlen. Allein deshalb, weil die meisten Teilnehmenden so die Gelegenheit haben, die pompösen Villen aus der Nähe zu sehen, lohnt sich der Ausflug als notwendiger Reality Check.120

               Zu einem schönen Widerstand gehört auch, Erfolge abzufeiern und einander Danke zu sagen. Das ist in einem Mediensystem, das Skandalisierungen mehr belohnt als gute Nachrichten, gar nicht so einfach. Hinzu kommt: Gerade progressive Bewegungen neigen dazu, vor allem darauf zu schauen, was sie nicht erreicht haben. Klar, es wäre besser, wenn alles noch besser liefe. Aber wenn wir nicht durchatmen können, geht uns die Puste aus. Wir brauchen Pausen und Entlastung – und wir haben ein Recht darauf.

               Unzufriedenheit ist ein produktiver Antrieb, und Kritik bleibt notwendig – der Kampf für eine bessere Welt ist schließlich eine Lebensaufgabe. Doch wir haben es verdient, auf unsere Erfolge stolz zu sein und Energie aus ihnen zu ziehen. Manche plagt das schlechte Gewissen beim Feiern, solange es anderen Menschen schlecht geht. Doch Freude und Feiern waren schon immer Teil selbst der verzweifeltsten Kämpfe. Es gibt ein richtiges Leben auch im falschen – nämlich den Kampf für das Richtige.

               Die Publizistin Carolin Emcke berichtet, dass sie selbst in Kriegsgebieten, von Irak über Kolumbien bis zum Kosovo, neben Angst und Leid immer auch Fröhlichkeit erfuhr; beide existieren gleichzeitig.121 Der queere Publizist Dan Savage schreibt über seinen Aktivismus während der tödlichen AIDS-Pandemie in den 1980ern: »In den dunkelsten Tagen der AIDS-Krise begruben wir morgens unsere Freunde, protestierten nachmittags und tanzten die ganze Nacht, und es war der Tanz, der uns im Kampf hielt, denn es war der Tanz, für den wir kämpften. Es sah damals nicht so aus, als würden wir gewinnen, und doch haben wir gewonnen. Es sieht auch jetzt nicht so aus, als würden wir gewinnen, aber wir könnten es schaffen. Aber nur, wenn wir kämpfen – und tanzen.«122

               Erfolge machen Lust auf mehr. Sie sind ansteckend. Ein Teil der Anziehung der AfD liegt darin, dass sie sich als erfolgreich inszeniert. Menschen wollten sich als Teil der Gewinnerseite fühlen. Dabei verlieren die Rechtsextremisten am laufenden Band Stichwahlen und verfehlen regelmäßig fast all ihre Wahlziele. Doch die Loser-Partei kommuniziert als Sieger. Wenn es uns gelingt, unsere gemeinsamen Werte und Erfolge offensiv nach außen zu tragen und Konflikte intern zu lösen, steigt unsere Anziehungskraft massiv.

               Geschichte passiert nicht einfach, sie wird gemacht – vor allem dadurch, wie wir über sie sprechen. Wie wir Erfolge präsentieren, prägt ihre Wahrnehmung und damit ihre Strahlwirkung über den Einzelfall hinaus. Ikonische Momente werden erst dazu, indem wir sie so benennen.

               Dafür ist der Sommer der Migration 2015 ein sehr gutes Beispiel: Nie zuvor gab es in Deutschland eine so große Solidarität gegenüber Geflüchteten. Neun Millionen Menschen engagierten sich – und zwar quer durch alle Bevölkerungsschichten! Das ist mit Abstand die größte Bürgerrechtsbewegung in der Geschichte der Bundesrepublik.

               Die Zivilgesellschaft bewies 2015: Sie ist offen für Migration. Dieser Erfolg baute auf jahrelanger Bürgerrechtsarbeit auf – etwa den antirassistischen Kämpfen der 1990er-Jahre, der Oplatz-Bewegung von 2012 bis 2014 und der kritischen Aufarbeitung der NSU-Morde. Aus diesen Netzwerken entstanden in den darauffolgenden Jahren riesige Bündnisse wie #unteilbar, die Seebrücke und We’ll Come United. Die effektive Solidarität gegenüber den Geflüchteten aus der Ukraine 2022 basierte nachweislich auf den Strukturen von 2015.123

               Konterkariert wurde diese erfolgreiche Bewegung jedoch nicht nur von der Bundesregierung – allen voran der Union und SPD, die als Reaktion auf die überbordende gesellschaftliche Solidarität zahlreiche Asylrechtsverschärfungen durchsetzten. Gegenwind kam auch von Akteuren der selbst ernannten Mitte, sinnbildlich verkörpert durch Giovanni di Lorenzo.

               Der Chefredakteur der Zeit bereut allen Ernstes, dass seine Zeitung eine syrische Familie mit der Schlagzeile »Willkommen!« auf der Titelseite abgebildet hatte. Di Lorenzo war der Ansicht, das zutiefst humanistische Titelbild sei aktivistisch gewesen; die Redaktion hätte kritischer sein müssen (»oder soll man es lassen?«). Zeitungen hätten Ängste in der Bevölkerung missachtet – so als sei kritischer Journalismus dazu da, diffuse Unsicherheiten ungeprüft zu protokollieren, statt zu recherchieren, ob diese Ängste überhaupt begründet sind.124

               Besonders bezeichnend: In seiner Stellungnahme gegen die Willkommenskultur sprach er von der »Öffnung der Grenzen« und verwendete dabei einen rechten aktivistischen Kampagnenbegriff.125 Selbstverständlich wurden 2015 keine Grenzen geöffnet – sie wurden nur nicht geschlossen.

               Die Zivilgesellschaft feierte im Sommer der Migration einen historischen Bürgerrechtserfolg. Nach dem beeindruckenden Beweis ihrer Handlungsmacht verlor sie jedoch schrittweise die Deutungsmacht. Aus der Willkommenskultur wurde medial eine »Flüchtlingskrise«, obwohl faktisch lediglich eine Verwaltungskrise vorlag. Während die Engagierten damit beschäftigt waren, Mitmenschen zu unterstützen, nutzten Journalisten aus den bequemen Chefetagen die Zeit, ihre eigene Interpretation der Ereignisse niederzuschreiben. Die veränderte Berichterstattung der Leitmedien drängte die Aktiven in die Defensive und machte sie unsichtbar.126 Wären die enormen Erfolge der Zivilgesellschaft mehr und länger gefeiert worden, hätte sie diesen Kampf um das Narrativ nicht verloren.

            
               
                  Darf ich vorstellen?

               
               Die vielen Beispiele in diesem Buch zeigen, wie wirkmächtig die demokratisch engagierte Zivilgesellschaft ist – und wie viel stärker sie noch sein kann, wenn wir an ihre Kraft glauben. Wenn wir umverteilen, einander vertrauen, solidarisch und fürsorglich sind, können wir Welten bewegen. Mit produktiven Konflikten und demokratischen Kämpfen überwinden wir Beharrungskräfte und wappnen uns für kommende Krisen. Dazu nutzen wir alle Räume, die wir haben, und schaffen mutig neue.

               Zivilgesellschaftliche Bewegungen sollten in ihrer Vielfalt wie Vogelschwärme sein. Wir können verschiedene Formationen annehmen: zielstrebig im V-Flug nach vorne mit wechselnden Gruppenmitgliedern an der Spitze wie Gänse; kräftig und agil am Himmel aufsteigend wie Kraniche; im kunstvollen Müßiggang tanzend wie Stare.

               Die englische Sprache findet für diese Gruppen sehr passende Bilder: Ein Schwarm Krähen wird »congress« genannt, Schwäne bilden ein »ballet«, Flamingos eine »flamboyance« und Pfauen eine »party of peacocks«.

               Wie wir sie auch nennen mögen – diese Zivilgesellschaft der Vielen, die Multitude oder die Welt, in der viele Welten Platz haben: Die Vision einer besseren Gesellschaft zeichnet sich nicht dadurch aus, dass alle gleich sind, sämtliche Ziele übereinstimmen oder sich alle Strategien ähneln. Im Gegenteil: Wir sind verbunden durch den vielfältigen Widerstand gegen das Autoritäre und den Willen, eine gerechte, freie, demokratische und bessere Welt zu erkämpfen.

               Um eine schlagkräftige pan-progressive Bewegung zu formieren, müssen wir besser darin werden, Widersprüche auszuhalten. Wir sollten uns über gemeinsame Werte definieren, statt uns in Grabenkämpfen über Einzelpositionen zu verlieren. Der ehemalige New Yorker Bürgermeister Ed Koch sagte treffend: »Wenn du in 9 von 12 Fragen mit mir übereinstimmst, wähle mich. Wenn du in 12 von 12 Fragen mit mir übereinstimmst, solltest du einen Psychiater aufsuchen.«127

               Statt uns daran abzuarbeiten, dass andere vermeintlich den falschen Weg wählen, sollten wir guten Ideen Reichweite verschaffen. Diese Strategien sollten miteinander verbunden werden; vielfältige Strategien machen eine Bewegung stärker. Bini Adamczak nennt das »Rekombination«.128 Wir suchen das Schöne in der Gegenwart und verbinden es neu. Die konkreten Utopien in Freiräumen wie Festivals, Wohn- und Kulturprojekten, Genossenschaften und sozialen Bewegungen bauen ein Fenster in eine andere Welt. Sie gehören genauso dazu wie radikal-reformistische Kämpfe für eine gerechtere Vermögensverteilung und andere Wirkungsweisen im System. Und auch die umfassende Vorbereitung auf Krisen und mögliche Systembrüche sind Teil der Strategien.

               Egal, ob wir uns um die Nachbarschaft kümmern oder uns über Aufrüstung entrüsten, gegen Genozide oder den Einsatz von KI-Systemen zur Massenüberwachung protestieren: Es geht stets um das Organisieren von Infrastrukturen der Solidarität. Selbst wenn wir den Eindruck haben, dass das eigene Engagement scheinbar keinen Effekt hat, stimmt das nicht. Denn wir tragen mindestens dazu bei, dass die Welt nicht noch schlechter wird. Das zählt. Die entscheidende Frage ist nicht nur, was passiert, wenn wir uns engagieren, sondern was passieren würde, wenn wir es nicht tun.

               Selbst in Zeiten großer Verzweiflung und Überforderung ging es mir immer besser, wenn ich Handlungsmöglichkeiten gesehen, geschaffen und genutzt habe. Ich bereue keinen einzigen Moment, in dem ich gehandelt habe – aber ich kann mich an zu viele Situationen erinnern, in denen ich nicht gehandelt habe.

               Klar, Engagement kostet Kraft. Aber haben wir wirklich die Kraft, nichts zu tun? Haben wir die Energie, tatenlos zuzusehen?

               Die Zivilgesellschaft ist Ausgangspunkt der Veränderung. Aus ihrer Selbstermächtigung erwächst eine gesellschaftliche Gegenmacht, mit der wir um politische und wirtschaftliche Gestaltungshoheit kämpfen. Oder wie Rebecca Solnit sagt: »Wir schreiben Geschichte mit unseren Füßen, unserer Anwesenheit, unserer kollektiven Stimme und Vision.«129

               Es gibt keine Strategien, die garantiert immer funktionieren. Die am meisten unterschätzten Faktoren politischer Arbeit sind Glück und Zufall. Bei allen Kampagnen, die ich im Laufe der vergangenen Jahre verantwortet habe, kann ich im Nachhinein locker analysieren, welche Faktoren ausschlaggebend für den Erfolg oder Misserfolg waren – im Voraus jedoch nie.17 Clevere politische Kommentatoren halten vor einem unklaren Wahlausgang immer zwei Analysen parat: Eine erklärt, warum der Kampf sowieso aussichtslos war, und die andere, warum der Sieg von vornerein völlig klar war.

               Blättert man durch die politischen Kommentare des vergangenen Jahrzehnts, zeigt sich vor allem, wie beschränkt unser Horizont ist. Wer hatte den Arabischen Frühling, die Klimakrise, die immense Solidarität in Deutschland im Sommer der Migration, Elon Musks Twitter-Kauf, die Corona-Pandemie, die Demokratie-Proteste 2024 oder Donald Trump wirklich auf dem Zettel? Erst im Nachhinein geben wir Ereignissen eine Geschichte und erzeugen den Eindruck, sie seien die einzig logische Abfolge bestimmter Faktoren. Doch sie sind kontingent – nur eine von vielen Möglichkeiten. Am 8. November 1989 ahnte niemand, dass einen Tag später die Mauer fallen würde.

               Die Zukunft ist offen. Wir können sie aktiv gestalten. Politik ist nichts, was uns passiert, sondern etwas, das wir machen. Das Potenzial für eine Gegenmacht ist da: In den vergangenen Jahren hat die Zivilgesellschaft in Deutschland im Sommer der Migration nicht nur die größte Bürgerrechtsbewegung der Geschichte auf die Beine gestellt, sondern in den Jahren danach auch die größten antirassistischen und queerfeministischen Mobilisierungen, die stärkste Klimabewegung und die größte Demokratie-Protestwelle der Geschichte. Überall entstehen Voraussetzungen für Wandel.

               Wir alle wollen Teil einer größeren Sache sein. Jenseits von Optimismus oder Pessimismus haben wir das Machbare im Blick – das Paradies am Horizont. Mit der Erfahrung, dass wir Kämpfe gewinnen können, schreiten wir voran.

               Alle erfolgreichen Bewegungen wurden zu Beginn naiv belächelt. Die Autoritären wollen, dass wir die Hoffnung verlieren. Den Gefallen tun wir ihnen nicht. Hoffnung ist kein Trostpflaster für schlechte Zeiten; Hoffnung ist an konkretes Handeln geknüpft, ein Tu-Wort. Das hier ist unsere Zeit. Jedes Leben ist wichtig. Wir alle bewirken einen Unterschied.

               Angelehnt an Václav Havel: Hoffnung ist nicht die Überzeugung, dass etwas gut ausgeht, sondern die Gewissheit, dass wir das Richtige tun. Wir haben vielleicht verloren. Aber wir verlieren nicht. Wir haben nicht gewonnen. Aber wir gewinnen.

            
               Bonus-Übung

            Ordnen Sie die folgenden politischen Vorhaben entlang der Wahrscheinlichkeit, dass sie umgesetzt werden, von 1–20.
[ ]	Tempolimit auf deutschen Autobahnen
[ ]	Progressive Regierungskoalition auf Bundesebene
[ ]	Vermögenssteuer und Abschaffung von Schlupflöchern bei der Erbschaftssteuer
[ ]	Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen
[ ]	Demokratiefördergesetz
[ ]	Kostenlose Tickets für den Nahverkehr
[ ]	Vergesellschaftung großer Immobilienkonzerne
[ ]	Aktionsplan gegen Femizide
[ ]	Verbotsverfahren gegen große rechtsextreme Parteien
[ ]	Amtszeitbegrenzung für Bundeskanzlerin
[ ]	Offenlegungspflicht für Aktien- und Immobilienbesitz von Abgeordneten
[ ]	Staatlich finanzierte Seenotrettung auf dem Mittelmeer
[ ]	Verbot der Nutzung von Privatjets für Inlandsflüge
[ ]	Abschaffung von Sanktionen für Menschen in Grundsicherung
[ ]	Stopp von Rüstungsexporten in Kriegsregionen außer der Ukraine
[ ]	Recht auf Facharzttermin innerhalb von zwei Wochen
[ ]	Streichung klimaschädlicher Subventionen
[ ]	Rücktritt von Jens Spahn
[ ]	Kostenlose Menstruationsprodukte in allen öffentlichen Gebäuden
[ ]	9-Euro-Ticket
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Fußnoten
	1

Schon gar nicht hat sie die Mehrheit innerhalb einzelner Bevölkerungsgruppen. Von den 18- bis 24-jährigen Frauen etwa wählten 35 Prozent die Linke.



	2

Überreiche, manchmal zu positiv Superreiche genannt, sind Menschen, die exzessiv viel Geld haben und damit auch besonders viel Vermögen. Fasst man darunter beispielsweise alle Personen mit einem Vermögen von mehr als 100 Millionen Euro zusammen, gibt es in Deutschland knapp 3900 Überreiche.



	3

Die Alternative dazu liegt auf der Hand: Man könnte auch in Aktien Steuern zahlen.



	4

Zu den privilegierten 200 gehört übrigens auch der Milliardär und AfD-Fan Theo Müller, der schon lange mit Alice Weidel befreundet ist. Falls Sie das bei Ihrem nächsten Supermarktbesuch in die Kaufentscheidung einbeziehen wollen: Zu Theo Müllers Firmenimperium gehören nicht nur allerlei Müller-Produkte wie Müller Milch, sondern auch die Marken Landliebe, Homann Feinkost, Sachsenmilch und Weihenstephan.
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Kein Wunder, dass Milliardenunternehmen dafür lobbyieren, diese Steuer abzuschaffen.
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Bei den Zapatistas heißt das »Preguntando caminamos.«



	7

Und übrigens spielt es eine Rolle, ob man sich ein Buch wie dieses hier überhaupt leisten kann. Deswegen freue ich mich immer sehr, wenn ich das Buch in einer öffentlichen Bibliothek oder in einer Schattenbibliothek im Internet sehe.
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Nehmen wir für die Verteilung von Aufgaben dieses Buch als Beispiel: Vorne auf dem Cover steht ein einziger Name, aber hinter diesem Namen stehen mindestens 50 Menschen. Neben mir als Autor sind Menschen aus dem Lektorat, der Vertragsabteilung, der Herstellung, dem Korrektorat, der Lizenzabteilung, der Coverredaktion, der Bildredaktion, der Druckerei, dem Marketing, der Presse, dem Vertrieb, der Logistik und dem Controlling beteiligt. Dazu kommen weitere 50, die mit Interviews, Kritik und Ideen zum Inhalt beigetragen haben. Die Arbeit aller Beteiligten von FragDenStaat ohnehin. Nicht zu vergessen: alle, die Inhalte in Bibliotheken, Lesekreisen und der Library Genesis verbreiten.
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Die Bundesligisten spendeten die zahlreichen Tennisbälle übrigens an Kitas und Kindergärten, Win-win.
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In Artikel 153 der bayerischen Verfassung und ähnlich in Artikel 54 der saarländischen Landesverfassung ist die »genossenschaftliche Selbsthilfe« sogar als fester Bestandteil der Wirtschaftsordnung verankert.
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Auf eine Art kommt das immerhin der utopischen Vorstellung von »Lohnempfängerfonds« nahe, die der schwedische Ökonom Rudolf Meidner in den 1970er-Jahren vorantrieb. Danach sollten Unternehmensgewinne in einen Fonds von Arbeiter*innen einfließen und daraus wieder Aktien des Unternehmens gekauft werden. Am Ende hätten die Unternehmen dann den darin Beschäftigten gehört.
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Das Verwaltungsgericht Wiesbaden entschied etwa im Frühjahr 2025, dass ein hessischer Polizist nicht suspendiert werden durfte, obwohl er 13 Chatnachrichten verschickt hatte, die gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung gerichtet waren.
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Wo sind eigentlich die ganzen Blockchain-Lösungen für die Verwaltung hin? Oder Web3? Und die im Metaverse?
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Neben anderen hat zum Beispiel die Stadt Karlsruhe einen Stadtplan für heiße Tage veröffentlicht, in dem unter anderem Orte wie Trinkwasserbrunnen, Wasserspiele, Toiletten, Grünflächen und öffentliche Gebäude verzeichnet sind.
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Viele von ihnen sind in den Moving Cities zusammengeschlossen: 
https://moving-cities.eu/de.
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Außerdem fliegen Privatjets in höheren Flugkorridoren, weil es dort weniger Turbulenzen gibt. Und an Flughäfen erwarten die Passagiere meist keine Kontrollen.
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Na gut, seien wir ehrlich: Manchmal weiß ich das auch danach nicht. Aber man kann ein schlechtes System auch dann verbessern, wenn man den exakten Grund für den Erfolg nicht kennt.
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